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1 Einführung in das Verkehrssicherheitsprogramm 

des Landes Brandenburg mit dem Zielhorizont 

2024 

1.1 Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms 

Die brandenburgische Landesregierung verfolgt – in Anlehnung an das Verkehrssicherheitsprogramm des 

Bundes – das Ziel, die Anzahl der im Straßenverkehr Schwerverletzten und Getöteten dauerhaft zu reduzie-

ren. Hierzu wurde das „Integrierte Verkehrssicherheitsprogramm für das Land Brandenburg“ (Gipp, Janitzek 

& Nienaber, 2014) im Jahr 2014 fortgeschrieben. In dem Programm werden wichtige Inhalte und Ziele der 

Verkehrssicherheitsarbeit mit dem Zielhorizont 2024 benannt. Eine erfolgreiche Verkehrssicherheitsarbeit 

wird dabei als gesamtgesellschaftliche Aufgabe verstanden, im Rahmen derer auf bestehende und zukünftige 

Herausforderungen reagiert werden muss. 

Seit Anfang der 1990er Jahre ist eine überwiegend positive Entwicklung der Unfallzahlen in Brandenburg zu 

verzeichnen. Das im Verkehrssicherheitsprogramm 2004 gesetzte Ziel, die Anzahl der Straßenverkehrsun-

fälle mit Getöteten und Verletzten bis zum Jahr 2010 jährlich um 5 Prozent zu reduzieren, wurde zum Teil 

erreicht: Die Zahl der Verkehrsunfälle mit Getöteten konnte bis 2010 mehr als halbiert werden. Im Verkehrs-

sicherheitsprogramm 2014 bekennt sich das Land Brandenburg klar zum Leitbild „Vision Zero“1. In diesem 

Sinne werden zwei konkrete übergeordnete Leitziele verfolgt: Es sollen – ausgehend vom Jahr 2012 – bis 

zum Jahr 2024 die Zahl der bei Straßenverkehrsunfällen Getöteten um weitere 40 Prozent und die Zahl der 

Schwerverletzten um weitere 50 Prozent reduziert werden. Zur Erreichung dieser Leitziele werden im Ver-

kehrssicherheitsprogramm verschiedene strategische Ansätze festgelegt: Erstens soll sich die Verkehrssi-

cherheitsarbeit an Personengruppen ausrichten, die im Straßenverkehr besonders gefährdet sind (z. B. Kin-

der, junge Fahrende, ältere Erwachsene, Mobilitätseingeschränkte). Zweitens soll die Sicherheit auf Land-

straßen erhöht werden. Drittens soll die Regelkonformität des Straßenverkehrs durch eine flächendeckende 

Verkehrsüberwachung gesichert werden, v. a. in Bezug auf Hauptunfallursachen wie Alkohol- und Drogen-

einfluss sowie überhöhte Geschwindigkeit. 

Die aufgezeigten strategischen Ansätze werden durch die Umsetzung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen 

in den folgenden vier Handlungsfeldern verfolgt: (1) Mensch, (2) Umfeld, (3) Verkehrswege und (4) Technik. 

In Bezug auf diese Handlungsfelder werden im Verkehrssicherheitsprogramm umfangreiche praktische Im-

pulse gesetzt und Schwerpunkte für Verkehrssicherheitsmaßnahmen beschrieben. Das Ministerium für In-

frastruktur und Landesplanung des Landes Brandenburg (MIL) betont hierbei, dass die Erhöhung der Ver-

kehrssicherheit nur in gemeinsamer Anstrengung aller Verantwortlichen gelingen kann. Die Wirksamkeits-

prüfungen der Maßnahmen, die im Rahmen des Verkehrssicherheitsprogramms umgesetzt werden, sind ent-

scheidend für eine zielführende Weiterentwicklung und Fortschreibung des Programms. Neben der Analyse 

des Unfallgeschehens erlaubt die Einbeziehung weiterer Wirksamkeitskriterien – z. B. Zielgruppenadäquat-

heit, Lernwirksamkeit und Sicherheitswirksamkeit – eine belastbare Einschätzung, ob die Maßnahmen zur 

Erreichung der Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms beitragen und dementsprechend verstetigt werden 

sollten. Daher nimmt die Wirksamkeitsprüfung der Verkehrssicherheitsmaßnahmen im Land Brandenburg 

einen wichtigen Stellenwert bei der Weiterentwicklung des Verkehrssicherheitsprogramms ein. 

                                                        

1 Als „Vision Zero“ wird eine Strategie zur sicheren und menschengerechten Gestaltung des Verkehrssystems bezeichnet (Deutscher 

Verkehrssicherheitsrat, 2012). Die Strategie stammt ursprünglich aus dem Bereich des Arbeitsschutzes und wurde in den 1990er Jahren 

auf den Straßenverkehr übertragen. Danach wird der Ansatz verfolgt, das Verkehrssystem so sicher zu gestalten, dass menschliche 

Handlungsfehler kompensiert werden und nicht mehr zum Tod oder zu dauerhaften Schäden von Menschen führen können.  
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1.2 Schwerpunkte und Maßnahmen der Verkehrssicherheitsarbeit  

Handlungsfeld „Mensch“ 

Die Stärkung der Mobilitätskompetenz der Verkehrsteilnehmenden stellt den wesentlichen Bestandteil des 

Handlungsfeldes „Mensch“ dar. Durch die im Verkehrssicherheitsprogramm festgelegten Maßnahmen der 

„Verkehrserziehung“ (Gipp, Janitzek & Nienaber, 2014, S. 16)  und der „Mobilitätsbildung“ (ebd., S. 16) sollen 

Verkehrsbeteiligte aller Altersgruppen angesprochen werden. Dabei wird mit Maßnahmen, wie beispielsweise 

der lebenslangen Verkehrserziehung, der Verbesserung der Fahrausbildung und einer breiten Öffentlichkeits-

arbeit, darauf abgezielt, das Verantwortungsbewusstsein der Verkehrsbeteiligten und somit ihre Sicherheit 

im Straßenverkehr zu erhöhen. Darüber hinaus richten sich zielgruppenspezifische Maßnahmen direkt an 

einzelne Risikogruppen wie Kinder und Jugendliche sowie junge und ältere Fahrende. 

Handlungsfeld „Umfeld“  

Im Handlungsfeld „Umfeld“ wird die Gestaltung des Verkehrs als eine Aufgabe zur Unterstützung des 

menschlichen Lebens (in der Stadt und auf dem Land) verstanden. Hierfür müssen verkehrspolitische Rah-

menbedingungen definiert werden, die einen ausreichenden Spielraum für ggf. erforderliche Anpassungen 

zulassen. Es wird angestrebt, dem öffentlichen Verkehr unter Einbeziehung struktureller Gegebenheiten 

(z. B. Raumordnung, Verkehrsplanung und Wirtschaftsentwicklung) als Alternative zum privaten Pkw eine 

hohe Priorität einzuräumen. Die enge Verflechtung des Handlungsfeldes „Umfeld“ mit dem Handlungsfeld 

„Mensch“ wird u. a. bei Maßnahmen der Verkehrsüberwachung deutlich. Die polizeiliche und kommunale 

Überwachung des Straßenverkehrs stellt einen unverzichtbaren Bestandteil zur Verbesserung der Verkehrs-

sicherheit dar und soll für alle Verkehrsteilnehmenden eine wahrnehmbare Präsenz haben. Durch die dies-

bezüglichen Maßnahmen zur Erhöhung der Regelakzeptanz und Regeleinhaltung soll die Anzahl der Unfälle 

mit Personenschaden, die durch unangepasste Geschwindigkeit oder den Einfluss von Alkohol und Drogen 

verursacht werden, um 50 Prozent reduziert werden. 

Handlungsfeld „Verkehrswege“ 

Im Handlungsfeld „Verkehrswege“ steht die Erhöhung der Sicherheit der Verkehrswege durch die Gestaltung 

des Straßenraums im Mittelpunkt. Im Verkehrssicherheitsprogramm des Landes Brandenburg wird in diesem 

Zusammenhang insbesondere auf die Beseitigung unfallverursachender Faktoren und auf die Umsetzung 

innovativer Infrastrukturmaßnahmen eingegangen. Die Realisierung solcher Maßnahmen erfordert eine ge-

meinsame Anstrengung aller Akteure; dabei stehen neben den Landesbehörden auch kommunale Straßen-

verkehrsbehörden in der Verantwortung. Umzusetzende Maßnahmen zielen beispielsweise auf die Verbes-

serung bestehender Straßen innerhalb und außerhalb geschlossener Ortschaften, auf die Durchsetzung 

neuer Richtlinien sowie auf die Stärkung der Verkehrsunfallkommissionen ab. Eine präzise Analyse von Un-

fallursachen ist für die zielgerichtete Auswahl der Maßnahmen unabdingbar. Dazu werden aktuelle wissen-

schaftliche Erkenntnisse herangezogen und Schulungen zum Thema „Unfallaufnahme“ unterstützt.  

Handlungsfeld „Technik“ 

Im Handlungsfeld „Technik“ werden Aspekte der modernen Fahrzeugtechnik und der Telematik2 thematisiert. 

Hierbei wird der Fokus insbesondere auf Fahrerassistenz- und Fahrerinformationssysteme von Kraftfahrzeu-

gen, auf die technische Sicherheit von Fahrrädern und Pedelecs sowie auf die Sicherheit von Motorradfah-

renden gesetzt. So beziehen sich Maßnahmen beispielsweise auf Standardisierungen der Straßenausstat-

tung, um die Funktionsfähigkeit von Fahrerassistenz- und Fahrerinformationssystemen zu begünstigen. Wei-

terhin soll der Einsatz technischer Systeme zur Verhinderung von Unfällen geprüft werden, die von Fahren-

den unter Alkoholeinfluss verursacht werden. In Anbetracht der Häufigkeit und Schwere von Motorradunfällen 

                                                        

2 Unter dem Begriff „Telematik“ versteht man den Einsatz von Mitteln der Telekommunikation für bestimmte Zwecke (z. B. zur Steuerung 

von Systemen). Die Telematik im Straßenverkehr beinhaltet beispielsweise die Kommunikation zwischen Fahrzeugen oder zwischen 

Fahrzeug und Infrastruktur.   
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wird angestrebt, die Sicherheit für Motorradfahrende im Straßenverkehr z. B. durch (neue) technische Mög-

lichkeiten wie Fahrzeug-Rückhaltesysteme mit Unterfahrerschutz zu verbessern. Zudem sollen neue Wege 

gefunden werden, um im Fall von Regelverstößen eine Identifizierung der Motorradfahrenden trotz Helmtra-

gepflicht und fehlender Kennzeichnung der Motorräder an der Front zu ermöglichen. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass im Rahmen des „Integrierten Verkehrssicherheitsprogramms 

für das Land Brandenburg“ eine Reihe von Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit auf den bran-

denburgischen Straßen benannt wird. Die Verkehrssicherheitsmaßnahmen werden dabei den vier Hand-

lungsfeldern „Mensch“, „Umfeld“, „Verkehrswege“ und „Technik“ zugeordnet. Mit der Umsetzung der Maß-

nahmen möchte das Land Brandenburg die Zahl der bei Straßenverkehrsunfällen Schwerverletzten und Ge-

töteten wesentlich reduzieren. Zur Erreichung dieses Ziels soll in erster Linie (1) die Verkehrssicherheit be-

sonders gefährdeter Verkehrsteilnehmender (z. B. Kinder, junge bzw. ältere Fahrende) erhöht werden. Wei-

terhin soll (2) die Verkehrssicherheit auf Landstraßen verbessert werden. Schließlich soll (3) das regelkon-

forme Verkehrsverhalten aller Verkehrsteilnehmenden durch eine flächendeckende Verkehrsüberwachung – 

v. a. in Bezug auf Hauptunfallursachen wie Alkohol- und Drogeneinfluss und überhöhte Geschwindigkeit – 

gewährleistet werden. Das Verkehrssicherheitsprogramm wurde im Jahr 2014 mit dem Zielhorizont 2024 

fortgeschrieben. Im vorliegenden Bericht soll eine Halbzeitbilanz der Zielerreichung des Verkehrssicherheits-

programms gezogen werden. Im nachfolgenden Kapitel wird die Zielstellung des Berichts konkretisiert; dar-

über hinaus wird das wissenschaftliche Vorgehen skizziert. 
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2 Zielstellung und Methodik des vorliegenden  

Berichts  

2.1 Ziele und Inhalte  

Im vorangegangenen Kapitel wurden die Ziele und Inhalte des Verkehrssicherheitsprogramms des Landes 

Brandenburg dargestellt. Zur Erstellung einer Halbzeitbilanz im Hinblick auf die Erfüllung dieser Ziele bedarf 

es eines zielgerichteten und systematischen wissenschaftlichen Vorgehens, das im vorliegenden Kapitel be-

schrieben wird.  

Mit dem vorliegenden Bericht wird das Ziel verfolgt, den Stand der Zielerreichung des Verkehrssicherheits-

programms – ausgehend von einer Analyse der Unfalldaten – zu bewerten. Hierfür werden nachfolgend die 

Daten zum Unfallgeschehen im Land Brandenburg in den Jahren 2009 bis 2018 ausgewertet3. Anhand einer 

Zusammenfassung von Daten wird insbesondere der Fünfjahreszeitraum vor der Einführung des aktuellen 

Verkehrssicherheitsprogramms (2009 bis 2013: „Vorherzeitraum“) mit dem Fünfjahreszeitraum seit der Ein-

führung (2014 bis 2018: „Nachherzeitraum“) verglichen (vgl. Kap. 3). Auf dieser Grundlage wird dann nach-

folgend näher auf die quantifizierbaren Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms eingegangen. Hierzu wer-

den die Ergebnisse der Unfalldatenanalyse zum einen in Bezug auf die Reduzierung der Anzahl der Schwer-

verletzten und Getöteten sowie zum anderen in Bezug auf die Reduzierung der Anzahl derjenigen Verkehrs-

unfälle dargestellt, die durch unangepasste Geschwindigkeit oder den Einfluss von Alkohol und Drogen ver-

ursacht wurden (vgl. Kap. 4). Auf der Grundlage der Ergebnisse der Unfallanalysen und einer ersten Be-

standsaufnahme der implementierten Verkehrssicherheitsmaßnahmen in Brandenburg (IGES Institut, 2017) 

erfolgt dann eine Bewertung der Passgenauigkeit dieser Maßnahmen im Hinblick auf das Unfallgeschehen 

(vgl. Kap. 5). Dabei ist zu beachten, dass im vorliegenden Bericht zwar der Status der Zielerreichung des 

Verkehrssicherheitsprogramms insgesamt dargestellt wird, jedoch nur wenig belastbare Aussagen zur Wirk-

samkeit der einzelnen implementierten Verkehrssicherheitsmaßnahmen getroffen werden können. Die durch-

geführten Analysen geben trotzdem Hinweise darauf, wie bestehende Maßnahmen ausgebaut und ergänzt 

werden können, damit die Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms erreicht werden.  

Zur Klärung der Frage, inwieweit bestimmte Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit auf Branden-

burgs Straßen beitragen, müssen künftig in stärkerem Maße gezielte wissenschaftliche Evaluationsstudien 

durchgeführt werden. Eine im Rahmen der vorliegenden Analyse durchgeführte Recherche zu (evaluierten) 

Verkehrssicherheitsmaßnahmen bildet hierzu den Ausgangspunkt (vgl. Anhang)4. Darin wird auch geprüft, 

ob der Einsatz der recherchierten Maßnahmen im Land Brandenburg zur Erreichung der Verkehrssicher-

heitsziele beitragen könnte und ob diese hierfür ggf. anzupassen wären. Im Ergebnis der Unfallanalysen und 

der Recherche werden dann passende Handlungsempfehlungen für die Verkehrssicherheitsarbeit des Lan-

des Brandenburg abgeleitet (vgl. Kap. 6). Zur Optimierung der Steuerung und Organisation der Verkehrssi-

cherheitsarbeit werden anschließend Empfehlungen für ein prozessbegleitendes Qualitätsmanagement in 

der Verkehrssicherheitsarbeit skizziert. Dadurch soll ermöglicht werden, dass Maßnahmen, die zur Errei-

chung der Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms besonders förderlich sind, gezielt initiiert und ausgewei-

tet werden können (vgl. Kap. 7). Abschließend werden die wesentlichen Ergebnisse der Halbzeitbilanz zu-

sammengefasst; darauf aufbauend wird ein Ausblick auf die Gestaltung der letzten Etappe bis zum Zielzeit-

punkt 2024 gegeben (vgl. Kap. 8). 

                                                        

3 Ausführliche Unfallanalysen finden sich im „Bericht zum Unfallgeschehen im Land Brandenburg im Zeitraum von 2009 bis 2018“ (IFK, 

2019). 

4 Bei der durchgeführten Recherche wurde das Augenmerk v.a. auf Maßnahmen – sowohl im deutschsprachigen als auch im internatio-

nalen Raum – gelegt, die an den zur Halbzeit des brandenburgischen Verkehrssicherheitsprogramms ermittelten Schwerpunkten im Un-

fallgeschehen ansetzen. 
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2.2 Methodisches Vorgehen bei der Erarbeitung des vorliegenden Berichtes 

Die Auswertung der bereitgestellten Unfalldaten des Landes Brandenburg aus den Jahren 2009 bis 2018 

erfolgte mithilfe verschiedener Programme („SPSS“, „Microsoft Excel“, „SAFEG“) bzw. Programmiersprachen 

(„R“). Die Ergebnisse der vollständigen Unfalldatenanalyse können im „Bericht zum Unfallgeschehen im Land 

Brandenburg im Zeitraum von 2009 bis 2018“ (IFK, 2019) im Detail eingesehen werden. Im vorliegenden 

Statusbericht werden die wesentlichen Ergebnisse zunächst zusammenfassend dargestellt; im Anschluss 

wird ein Bezug zu den im Verkehrssicherheitsprogramm festgeschriebenen Zielen hergestellt. Durch die Dar-

stellung der Unfallentwicklung und den Vergleich des Vorherzeitraums (2009 bis 2013) mit dem Nachherzeit-

raum (2014 bis 2018) des Verkehrssicherheitsprogramms ist es möglich, Schwerpunkte im Unfallgeschehen 

aufzudecken. Diese können anschließend berücksichtigt werden, um die thematische Ausrichtung geeigneter 

Maßnahmen für die zukünftige Verkehrssicherheitsarbeit festzulegen.  

Eine abschließende Bewertung der Wirksamkeit der bestehenden Verkehrssicherheitsstrategien und der 

durchgeführten Verkehrssicherheitsmaßnahmen ist allerdings allein auf der Basis der im Rahmen des vorlie-

genden Berichts durchgeführten Unfallanalysen kaum möglich. Ein Anstieg bzw. Rückgang von Unfallzahlen 

kann durch vielfältige Ursachen und Einflüsse begründet sein, die im Ergebnis zusammenwirken. Zu diesen 

Einflüssen gehören beispielsweise Änderungen der Bevölkerungs- und Verkehrsdichte, Schwankungen der 

Anzahl an zugelassenen Kraftfahrzeugen und beim Transitverkehr, medizinische und technische Fortschritte 

oder auch stark unterschiedliche Verläufe im Wettergeschehen. Detaillierte und fundierte Erkenntnisse zur 

Wirksamkeit einzelner Verkehrssicherheitsmaßnahmen können daher nur anhand komplexerer wissen-

schaftlicher Evaluationsstudien gewonnen werden, in denen die Wirksamkeit nach vordefinierten Kriterien 

untersucht wird (vgl. hierzu auch Kap. 7).  
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3 Zusammenfassende Darstellung des Unfallge-

schehens im Land Brandenburg 2009 – 2018 

Zur Ableitung von Handlungsempfehlungen für die künftige Umsetzung des Brandenburger Verkehrssicher-

heitsprogramms muss die Entwicklung des Unfallgeschehens auf den brandenburgischen Straßen betrachtet 

werden. Im vorliegenden Kapitel werden daher die wesentlichen Ergebnisse der Unfalldatenanalysen aus 

dem „Bericht zum Unfallgeschehen im Land Brandenburg im Zeitraum von 2009 bis 2018“ (IFK, 2019) zu-

sammenfassend vorgestellt. Zur Einschätzung der Entwicklung des Unfallgeschehens im gesamten Untersu-

chungszeitraum wird das Unfallgeschehen in den fünf Jahren vor Einführung des Programms („Vorherzeit-

raum“) im Vergleich zum Unfallgeschehen seit der Einführung des Programms im Jahre 2014 („Nachherzeit-

raum“) betrachtet. In der Tabelle 1 sind die positiven Entwicklungen im Unfallgeschehen dargestellt, die durch 

den Vergleich des Vorherzeitraums mit dem Nachherzeitraum deutlich werden. 

Tabelle 1:  Übersicht der positiven Entwicklungen im Unfallgeschehen im Vergleich der Zeiträume 

2009 – 2013 und 2014 – 2018 

Indikator 

Ø 2009 – 2013 

pro Jahr  

Ø 2014 – 2018 

pro Jahr   

Prozentuale  

Änderung 

Getötete 183 146 - 20,4 

   Davon Pkw 101 78 - 22,0 

   Davon Zu Fuß gehend  17 14 - 17,7 

   Davon Motorrad 26 21 - 16,1 

   Davon Innerhalb geschlossener Ortschaften 47 40 - 15,6 

Verunglückte junge Erwachsene (16-24 Jahre) 1.889 1.629 - 13,8 

   Davon Pkw 1.155 887 - 23,2 

   Davon Zu Fuß gehend 84 73 - 13,3 

Unfälle außerhalb geschlossener Ortschaften 2.183 2.151 - 1,5 

   Davon Pkw 1.610 1.583 - 1,7 

   Davon Lkw 193 178 - 7,6 

Unfälle 00:00 – 02:59 Uhr 185 159 - 14,1 

Unfälle 03:00 – 05:59 Uhr 287 267 - 7,0 

Unfälle 18:00 – 20:59 Uhr 986 976 - 1,0 

Unfälle 21:00 – 23:59 Uhr 392 372 - 5,1 

Unfälle am Wochenende 1.884 1.864 - 1,1 

Unfälle durch alkoholisierte junge Erwachsene 

(16-24 Jahre) 90 56 - 37,7 

Fahrunfälle 9.124 7.740 - 15,2 

Überschreiten-Unfälle 2.098 1.982 - 5,5 

Nicht angepasste Geschwindigkeit (ab 2010) 1.432 1.151 -19,6 

Baumunfälle 868 824 - 5,1 

Im Vergleich des Vorherzeitraums mit dem Nachherzeitraum hat sich die Anzahl der bei Straßenverkehrsun-

fällen Getöteten um ein Fünftel reduziert. Diese positive Entwicklung lässt sich vor allem innerhalb geschlos-

sener Ortschaften feststellen: Hier starben 15,6 Prozent weniger Verkehrsteilnehmende. Im Hinblick auf die 

Art der Verkehrsbeteiligung ist der stärkste Rückgang der Anzahl der Getöteten bei den Pkw-Fahrenden zu 

verzeichnen, aber auch die Anzahl der getöteten Motorradfahrenden und zu Fuß Gehenden ist deutlich ge-

sunken.  
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Eine weitere positive Entwicklung ist hinsichtlich der Anzahl der verunglückten jungen Erwachsenen zwischen 

16 und 24 Jahren festzustellen. In dieser Altersgruppe wurden im Nachherzeitraum 13,8 Prozent weniger 

Verunglückte registriert. Dieser Trend konnte vor allem bei der Reduzierung der Anzahl der verunglückten 

Pkw-Fahrenden und zu Fuß gehenden jungen Erwachsenen beobachtet werden.  

Neben der Anzahl der Verunglückten und insbesondere der Getöteten ist auch die Anzahl der Straßenver-

kehrsunfälle in einzelnen Bereichen des Unfallgeschehens rückläufig: So sind die Unfallzahlen außerhalb 

geschlossener Ortschaften im Nachherzeitraum gegenüber dem Vorherzeitraum leicht zurückgegangen. Dies 

betrifft vor allem Unfälle, an denen Pkw oder Lkw beteiligt waren. Ebenso wurden weniger Unfälle zwischen 

18:00 Uhr und 6:00 Uhr sowie am Wochenende registriert. Eine positive Entwicklung ist zudem bei der Anzahl 

der von jungen Erwachsenen unter Alkoholeinfluss verursachten Straßenverkehrsunfälle zu verzeichnen; 

diese reduzierte sich im Nachherzeitraum um mehr als ein Drittel. Ein weiterer wichtiger Parameter in der 

Unfallforschung ist der Unfalltyp. Anhand des Unfalltyps wird die Konflikt- bzw. Ausgangssituation eines Un-

falls spezifiziert (Statistisches Bundesamt, 2018). Hinsichtlich der Unfalltypen ist vor allem ein Rückgang bei 

der Anzahl der „Fahrunfälle“ festzustellen. Da „Fahrunfälle“ am häufigsten mit Todesfolge enden, ist diese 

Entwicklung besonders hervorzuheben. Die Anzahl der „Überschreiten-Unfälle“ ist ebenfalls leicht rückläufig. 

Eine positive Entwicklung lässt sich auch bei der Häufigkeit von Baumunfällen verzeichnen, die seit 2012 

kontinuierlich gesunken ist. Den positiven Entwicklungen steht allerdings auch eine Reihe negativer Entwick-

lungen gegenüber; diese sind in Tabelle 2 dargestellt. 

Tabelle 2:  Übersicht der negativen Entwicklungen im Unfallgeschehen im Vergleich der Zeiträume  

2009 – 2013 und 2014 – 2018 

Indikator 

Ø 2009 – 2013 

pro Jahr  

Ø 2014 – 2018 

pro Jahr   

Prozentuale  

Änderung 

Leichtverletzte 7.936 8.587 + 8,2 

Schwerverletzte 2.464 2.632 + 6,8 

Verunglückte Kinder und Jugendliche  

(bis 15 Jahre) 1.038 1.164 + 12,1 

   Davon Pkw 420 480 + 14,2 

   Davon Fahrrad 387 438 + 13,0 

   Davon Zu Fuß gehend 179 182 + 1,8 

   Davon Motorrad 15 20 + 32,0 

Verunglückte Ältere (75+ Jahre) 607 928 + 52,8 

Unfälle auf Bundesautobahnen 658 760 + 15,5 

Unfälle innerhalb geschlossener Ortschaften 5.501 5.892 + 7,1 

Unfälle 06:00 – 08:59 Uhr 1.202 1.243 + 3,4 

Unfälle 09:00 – 11:59 Uhr 1.493 1.643 + 10,0 

Unfälle 12:00 – 14:59 Uhr 1.719 1.921 + 11,8 

Unfälle 15:00 – 17:59 Uhr 2.076 2.221 + 7,0 

Unfälle werktags 6.460 6.939 + 7,4 

Unfälle von Fahrradfahrenden 869 1.077 + 23,9 

Unfälle von zu Fuß Gehenden 162 203 + 25,2 

Unfälle durch Kinder und Jugendliche  

(bis 15 Jahre) 162 272 + 67,2 

   Davon Fahrrad 123 201 + 63,5 

   Davon Zu Fuß gehend 36 64 + 78,3 

Abbiege-Unfälle 5.258 6.028 + 14,6 

Einbiegen-/Kreuzen-Unfälle 10.209 10.983 + 7,6 

Unfälle durch ruhenden Verkehr 970 1105 + 13,9 

Unfälle im Längsverkehr 9.679 10.607 + 9,6 

Sonstige Unfälle 4.373 5.569 + 27,4 
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Insgesamt ist im Vergleich der untersuchten Zeiträume ein Anstieg der Verunglücktenzahlen festzustellen, 

insbesondere eine Zunahme der Anzahl der Leichtverletzten und Schwerverletzten: Im Jahr 2018 wurden pro 

100.000 Einwohner 358 Personen leicht verletzt (2009: 326 Personen) und 109 Personen schwer verletzt 

(2009: 100 Personen). Die Anzahl der bei Unfällen getöteten Fahrrad5- und Lkw-Fahrenden stieg ebenfalls 

leicht an. Die Unfallschwere unterscheidet sich je nach Ortslage deutlich. Am folgenreichsten sind nach wie 

vor die Straßenverkehrsunfälle auf Straßen außerhalb geschlossener Ortschaften. In den Jahren 2009 bis 

2018 wurden hier deutlich mehr als die Hälfte aller im Straßenverkehr Getöteten und fast vier Zehntel der 

Schwerverletzten registriert, obgleich der Anteil an Unfällen auf diesen Straßen insgesamt lediglich rund ein 

Viertel ausmacht. Obwohl die Anzahl der auf Straßen außerhalb geschlossener Ortschaften Verunglückten 

insgesamt leicht rückläufig ist, sind „Landstraßenunfälle“ weiterhin oft mit schwerwiegenden Folgen verbun-

den. 

Im Hinblick auf das Alter der Verkehrsbeteiligten lassen sich negative Entwicklungen vor allem bei der Anzahl 

der verunglückten Kinder und Jugendlichen sowie der älteren Erwachsenen feststellen. Im Nachherzeitraum 

verunglückten mehr Kinder und Jugendliche im Alter bis zu 15 Jahren als im Vorherzeitraum. Während hierbei 

der Anteil der zu Fuß gehenden Kinder und Jugendlichen in etwa gleich blieb, nahm der Anteil derjenigen zu, 

die bei Pkw-, Fahrrad- oder Motorrad-Unfällen verunglückten. Insgesamt wird durch die Unfallanalysen deut-

lich, dass die Anzahl der verunglückten Kinder und Jugendlichen mit zunehmendem Alter – und dementspre-

chend mit fortschreitender Selbstständigkeit im Straßenverkehr – ansteigt. Eine beachtliche Entwicklung lässt 

sich bei der Anzahl der verunglückten älteren Erwachsenen ab 75 Jahren verzeichnen. Hier ist seit 2009 eine 

kontinuierliche Zunahme der Anzahl der Leichtverletzten und Schwerverletzten festzustellen. Im Nachher-

zeitraum verunglückten doppelt so viele ältere Erwachsene ab 75 Jahren wie im Vorherzeitraum; immer häu-

figer verunglücken Verkehrsteilnehmende dieser Altersgruppe in Pkws und auf Fahrrädern. 

Der Anstieg der Verunglücktenzahlen steht in einem engen Zusammenhang mit einem Anstieg der Unfall-

zahlen insgesamt; auf diese soll im Folgenden eingegangen werden. Die Anzahl der Unfälle innerhalb ge-

schlossener Ortschaften und auf Bundesautobahnen nahm – im Gegensatz zur Anzahl der Unfälle außerhalb 

geschlossener Ortschaften – im Vergleich der Untersuchungszeiträume zu. Der Anstieg der Verkehrsunfall-

zahlen im Nachherzeitraum ist im Tagesverlauf vornehmlich in den Tagesstunden (9:00 Uhr – 17:59 Uhr) zu 

verzeichnen; diese waren auch bereits im Vorherzeitraum unfallintensiver als die Nachtstunden. Auch an den 

Werktagen (Montag bis Freitag) erhöhte sich die Anzahl der Straßenverkehrsunfälle im Nachherzeitraum 

deutlicher als an den Wochenenden (Samstag und Sonntag). 

Eine eindrucksvolle Entwicklung im Unfallgeschehen betrifft die Art der Verkehrsbeteiligung. Im Nachherzeit-

raum wurden über ein Fünftel mehr Unfälle von Fahrradfahrenden und zu Fuß Gehenden verursacht als in 

den Vorjahren. Hierbei fällt auf, dass insbesondere Kinder und Jugendliche auf dem Fahrrad oder zu Fuß bei 

deutlich mehr Unfällen als Hauptverursachende registriert wurden. Mit einem Anteil von zwei Dritteln bilden 

jedoch die Pkw-Fahrenden nach wie vor die größte Gruppe der Verkehrsteilnehmenden, die hauptsächlich 

für Unfälle verantwortlich sind. 

Zu den häufigsten Unfällen gehören neben den „Fahrunfällen“ – die wegen ihres anteiligen Rückgangs bei 

der Darstellung der positiven Entwicklungen des Unfallgeschehens genannt wurden – die „Einbiegen-/Kreu-

zen-Unfälle“ und die „Unfälle im Längsverkehr“. Die Anzahl der Unfälle dieser Unfalltypen nahm im Nachher-

zeitraum im Vergleich zum Vorherzeitraum zu. Darüber hinaus ist auch eine Zunahme der „Abbiege-Unfälle“ 

und der „Sonstigen Unfälle“6 zu verzeichnen. 

  

                                                        

5 Im Hinblick auf die Verkehrsbeteiligung wurden der Kategorie „Fahrrad“ auch E-Bikes und Pedelecs zugeordnet.  

6 Als „Sonstige Unfälle“ gelten Unfälle, die sich keinem anderen Unfalltyp zuordnen lassen, z. B. Unfälle beim Wenden und Rückwärtsfah-

ren oder auch ein Zusammenstoß mit einem Tier oder einem anderen Hindernis auf der Fahrbahn (Statistisches Bundesamt, 2018). 
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Die bislang beschriebenen Veränderungen im Unfallgeschehen der letzten 10 Jahre vermitteln ein anschau-

liches Bild der Schwerpunkte des Unfallgeschehens im Land Brandenburg. Hervorzuheben ist, dass die An-

zahl der Straßenverkehrsunfälle auf Brandenburgs Straßen insgesamt in den letzten fünf Jahren wieder an-

gestiegen ist. Ebenso ist ein Anstieg der Zahlen der bei Straßenverkehrsunfällen Leicht- und Schwerverletz-

ten zu verzeichnen. Die Anzahl der im Straßenverkehr Getöteten ist dagegen leicht rückläufig. Die meisten 

Unfälle – insbesondere Unfälle mit schweren Folgen – ereigneten sich auf Brandenburgs Landstraßen. Dar-

über hinaus gab es mehr Unfälle auf den Bundesautobahnen und in geschlossen Ortschaften. Auch die An-

zahl der Pkw- und Fahrradunfälle sowie der Unfälle zu Fuß Gehender nahm zu. Im Hinblick auf besonders 

unfallgefährdete Altersgruppen ist ein hoher Anstieg der Unfallzahlen bei älteren Erwachsenen ab 75 Jahren 

sowie bei Kindern und Jugendlichen erkennbar. Durch die hier zusammenfassend dargestellten Ergebnisse 

der Unfallanalyse bieten sich erste Anhaltspunkte zur Bewertung, inwieweit die eingangs beschriebenen Ziele 

des brandenburgischen Verkehrssicherheitsprogramms erreicht wurden. Im nachfolgenden Kapitel werden 

die Ergebnisse aufgegriffen, um den Stand der Erreichung der quantifizierbaren Ziele festzustellen.  
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4 Analyse des Standes der Umsetzung des Verkehrs-

sicherheitsprogramms anhand quantifizierbarer 

Ziele 

4.1 Vorbemerkung  

Die im vorherigen Kapitel beschriebenen Ergebnisse der Unfalldatenauswertungen lassen positive wie auch 

negative Entwicklungen der Unfallzahlen erkennen. In den Teilkapiteln 4.2 bis 4.4 werden die drei Hauptziele 

aus dem brandenburgischen Verkehrssicherheitsprogramm – (1) die Reduzierung der Getöteten um 40 Pro-

zent, (2) die Reduzierung der Schwerverletzten um 50 Prozent und (3) die Reduzierung der Unfälle durch 

unangepasste Geschwindigkeit sowie unter Einfluss von Alkohol und Drogen um 50 Prozent – aufgegriffen. 

Dabei wird zunächst geprüft, welcher Stand der Zielerreichung zur Halbzeit des Verkehrssicherheitspro-

gramms erreicht wurde. Ausgehend davon werden – unter Bezugnahme auf weiterführende detaillierte Ana-

lysen der Unfallzahlen – schwerpunktmäßig Entwicklungen des Unfallgeschehens aufgezeigt, die eine Ziel-

erreichung behindern bzw. dieser förderlich sind. Weiterführend werden Handlungsempfehlungen abgeleitet, 

durch die das jeweilige Ziel – unter Berücksichtigung der Entwicklung des Unfallgeschehens in der ersten 

Halbzeit des Verkehrssicherheitsprogramms – bis zum Jahr 2024 erreicht werden könnte.  

4.2 Stand der Reduzierung der im Straßenverkehr Getöteten   

Als erstes Ziel wird im Verkehrssicherheitsprogramm des Landes Brandenburg die Reduzierung der Anzahl 

der bei Straßenverkehrsunfällen Getöteten um 40,0 Prozent bis zum Jahr 2024 angestrebt, d. h., im Straßen-

verkehr sollen spätestens 2024 weniger als 100 Verkehrstote pro Jahr registriert werden. Wie in Abbildung 2 

dargestellt, zeigt sich die Entwicklung der im Straßenverkehr Getöteten seit dem Basisjahr 2012 schwankend. 

Unter der Voraussetzung, dass zur Zielerreichung eine kontinuierliche Reduktion der Zahl der Getöteten über 

die Jahre angestrebt wird, konnte in den Jahren 2014 und 2016 die erwartete Reduktion der Zahl der Getö-

teten übertroffen werden. In anderen Jahren wie beispielsweise 2015 lag die tatsächliche Anzahl der Getö-

teten um 19,7 Prozent über der Anzahl, die für dieses Jahr zu veranschlagen gewesen wäre. Insgesamt 

konnte die Anzahl der im Straßenverkehr Getöteten von 2012 bis 2018 um 13,9 Prozent reduziert werden. 

Auch wenn diese Reduktion nicht den geplanten 20,0 Prozent entspricht, die zur Halbzeit des Verkehrssi-

cherheitsprogramms erreicht werden sollten, ist diese Entwicklung als positiv zu bewerten. Die Entwicklung 

der Anzahl der bei Straßenverkehrsunfällen Getöteten soll im Folgenden nun nach verschiedenen Parame-

tern des Unfallgeschehens ausführlicher betrachtet werden.  
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Abbildung 1: Entwicklung der Anzahl der bei Straßenverkehrsunfällen Getöteten in den Jahren 2009 – 2018 und erwartete Entwick-

lung zur Zielerreichung im Jahr 2024 ausgehend vom Jahr 2012 

Die Anzahl der im Straßenverkehr Getöteten nahm ausgehend von 2012 bis 2018 vor allem in den Alters-

gruppen der älteren Erwachsenen zwischen 65 und 74 Jahren (- 48,0 %, entspricht 12 Getöteten) und der 

jungen Erwachsenen zwischen 16 und 24 Jahren (- 36,7 %, entspricht 11 Getöteten) ab. Auch die Anzahl der 

im Straßenverkehr getöteten Kinder und Jugendlichen bis 15 Jahren konnte reduziert werden. Während 2012 

noch vier Kinder und Jugendliche auf Brandenburgs Straßen starben, war es 2018 nur noch eine Person 

dieser Altersgruppe. In allen drei Altersgruppen zeigt sich ein positiver Trend, der für die Zielerreichung im 

Jahr 2024 förderlich ist.  

Ebenfalls eine Reduktion der Anzahl der im Straßenverkehr Getöteten zeigt sich bei den Erwachsenen (25 

bis 64 Jahre). 2018 wurden im Vergleich zu 2012 in dieser Altersgruppe sieben Getötete weniger registriert. 

Die Anzahl der bei Straßenverkehrsunfällen getöteten älteren Erwachsenen ab 75 Jahren stieg in den letzten 

Jahren hingegen an. 2018 gehörte bereits jeder fünfte Getötete auf Brandenburgs Straßen zu dieser Alters-

gruppe. Weiterhin wurden 2018 – im Vergleich zu 2012 – sieben Getötete mehr aus dieser Altersgruppe 

registriert; dies entspricht einer Zunahme um 31,8 Prozent. Über zwei Drittel der im Straßenverkehr getöteten 

älteren Erwachsenen ab 75 Jahren starben außerdem bei einem Unfall, der entweder vom Verunglückten 

selbst oder einem Verkehrsteilnehmenden der gleichen Altersgruppe hauptverursacht wurde. Im Land Bran-

denburg zeigt sich in der demographischen Entwicklung der letzten Jahre eine deutliche Zunahme der älteren 

Erwachsenen. Der Anteil der über 75-Jährigen in der Gesamtbevölkerung Brandenburgs ist in den letzten 

Jahren deutlich gestiegen und wird sich auch in Zukunft weiter erhöhen (Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, 

2015). Darüber hinaus nimmt auch die Anzahl der älteren Erwachsenen mit Führerscheinbesitz zu; schließ-

lich stellt die selbstständige und autonome Mobilität auch im Alter eine wichtige Ressource dar und trägt so 

zur Lebensqualität der Älteren bei (Holte, 2018). Diese gesellschaftlichen Veränderungen spiegeln sich auch 

in der Verkehrsbeteiligung wider. Die steigende Anzahl der älteren Erwachsenen muss daher in der Ver-

kehrssicherheitsarbeit Berücksichtigung finden.  

Betrachtet man die Anzahl der im Straßenverkehr Getöteten im Hinblick auf die Verkehrsbeteiligung, so zei-

gen sich teilweise ebenfalls positive Entwicklungen. 2018 wurden 57,3 Prozent der im Straßenverkehr Getö-

teten in Pkws registriert. Die meisten der im Straßenverkehr getöteten Personen starben nach wie vor bei 
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einem Pkw-Unfall. Dennoch wurden bei Pkw-Unfällen 2018 im Vergleich zu 2012 vier Verkehrsteilnehmende 

weniger getötet, dies entspricht einem Rückgang um 4,7 Prozent. Eine stärkere Reduzierung wurde bei den 

Verkehrsbeteiligungen „Motorrad“ (- 13,0 %) und „Lkw“ (- 31,3 %) registriert. Der größte Rückgang der Getö-

tetenzahlen – ausgehend von 2012 – kann bei zu Fuß Gehenden festgestellt werden. Hier starben 13 Ver-

kehrsteilnehmende weniger; dies entspricht einer Abnahme von 56,5 Prozent. Die einzige Verkehrsbeteili-

gung, bezüglich der eine Zunahme der Anzahl der Getöteten im Straßenverkehr verzeichnet wurde, stellt das 

Fahrradfahren dar (+ 11,1 %).  

2018 wurden 59,4 Prozent aller im Straßenverkehr Getöteten bei Straßenverkehrsunfällen außerhalb ge-

schlossener Ortschaften registriert. Auch hier zeigt sich eine starke Schwankung der Getötetenzahlen seit 

2012. Im Ausgangsjahr starben 90 Verkehrsteilnehmende bei Straßenverkehrsunfällen außerhalb geschlos-

sener Ortschaften. 2015 erhöhte sich die Anzahl der auf Landstraßen Getöteten auf 108, während sie 2016 

auf 68 Verkehrsteilnehmende sank. 2018 wurden schließlich 85 Getötete auf Landstraßen registriert. Diese 

Schwankungen können auch bei den Getötetenzahlen innerhalb geschlossener Ortschaften beobachtet wer-

den. Hier wurden 2018 nur 35 Getötete registriert, was gegenüber 2012 einer Abnahme um 28,6 Prozent 

entspricht. Betont werden muss aber auch, dass trotz einer Reduzierung der Anzahl der Baumunfälle in den 

letzten Jahren 2018 immer noch 46 Baumunfälle mit Todesfolge endeten. Unfälle außerhalb geschlossener 

Ortschaften und Baumunfälle bleiben – auch für die Reduzierung der im Straßenverkehr Getöteten – ein 

deutlicher Schwerpunkt, der in der Verkehrssicherheitsarbeit fokussiert werden sollte. 

Die Anzahl der Getöteten nach den Parametern „Verkehrsbeteiligung“, „Alter der Verkehrsbeteiligten“ und 

„Ortslage“ unterliegt großen Schwankungen über die Jahre. Bei keiner dieser Detailanalysen zeigt sich eine 

stabile und kontinuierliche Veränderung der Getötetenzahlen. Schließlich lässt sich zusammenfassen, dass 

im Hinblick auf die im Straßenverkehr Getöteten die Altersgruppe der älteren Erwachsenen ab 75 Jahren 

eine besondere Rolle spielt und in der Verkehrssicherheitsarbeit der kommenden Jahre verstärkt Berücksich-

tigung finden muss. Zudem zeigt sich – unter großen Schwankungen – eine tendenzielle Zunahme der Anzahl 

der getöteten Fahrradfahrenden. Die Verkehrssicherheit von Fahrradfahrenden sollte daher ebenfalls nach-

haltig erhöht werden, um das Ziel des Verkehrssicherheitsprogramms – die Getöteten im Straßenverkehr um 

40,0 Prozent zu reduzieren – zu erreichen. Aufgrund der besonders großen Schwankungen der Getöteten-

zahlen außerhalb geschlossener Ortschaften sollte auch dieser – bereits bekannte – Schwerpunkt im Unfall-

geschehen in der Verkehrssicherheitsarbeit weiterhin fokussiert werden. 

4.3 Stand der Reduzierung der im Straßenverkehr Schwerverletzten 

Mit dem zweiten im Verkehrssicherheitsprogramm festgeschriebenen Ziel wird angestrebt, die Anzahl der 

Schwerverletzten – ausgehend vom Jahr 2012 – bis zum Jahr 2024 zu halbieren. Die Anzahl der in den 

Jahren 2009 bis 2018 bei Straßenverkehrsunfällen Schwerverletzten und die wünschenswerte Entwicklung 

zur Erreichung des Ziels im Jahr 2024 sind in Abbildung 2 dargestellt. Im Basisjahr 2012 wurden insgesamt 

2.474 Verkehrsteilnehmende auf Brandenburgs Straßen schwer verletzt. Rund um dieses Basisjahr – in den 

Jahren 2009 bis 2013, d. h. in den fünf Jahren vor Einführung des Verkehrssicherheitsprogramms – blieb die 

Anzahl der Schwerverletzten im Land Brandenburg auf einem gleichbleibenden Niveau. Auch in den ersten 

zwei Jahren nach Einführung des Verkehrssicherheitsprogramms – 2014 und 2015 – stagnierte die Anzahl 

der Schwerverletzten. 2016 stieg die Anzahl der Schwerverletzten im Vergleich zum Vorjahr jedoch um 

7,9 Prozent auf 2.692 Schwerverletzte an. 2017 war ebenfalls ein Anstieg zu verzeichnen; 2018 zeichneten 

sich leicht rückläufige Zahlen ab. Dennoch lag die Anzahl der Schwerverletzten 2018 im Vergleich zum Ba-

sisjahr 2012 um 10,0 Prozent höher. Die Erreichung einer Reduktion der Anzahl der Schwerverletzten um 

50,0 Prozent bis zum Jahr 2024 erscheint unter diesen Umständen schwierig. Geht man davon aus, dass 

nach der Hälfte der Laufzeit des Verkehrssicherheitsprogramms auch die Hälfte des Ziels erreicht sein sollte, 

so wäre – bei einer kontinuierlichen Annäherung an dieses Ziel – eine Schwerverletztenanzahl von 1.855 

oder weniger zu erwarten gewesen (s. Abb. 2). Statt einer entsprechenden Reduzierung um 617 Personen 

nahm die Zahl der Schwerverletzten zwischen 2012 und 2018 aber um 247 Personen zu. 
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Abbildung 2:  Entwicklung der Anzahl der bei Straßenverkehrsunfällen Schwerverletzten in den Jahren 2009 – 2018 und erwartete 

Entwicklung zur Zielerreichung im Jahr 2024 ausgehend vom Jahr 2012  

Eine Analyse der Anzahl der Schwerverletzten nach Alter der Verkehrsteilnehmenden verdeutlicht, dass auch 

hier die Altersgruppe der älteren Erwachsenen ab 75 Jahren besonders fokussiert werden muss. Die bereits 

in Kapitel 4.2 angesprochenen gesellschaftlichen Veränderungen (alternde Bevölkerung, Führerscheinbesitz 

und Mobilität als wichtiger Teil der Lebensqualität älterer Bürger) spiegelt sich auch hier in den Unfallzahlen 

wider. 2018 wurden 71,9 Prozent mehr Verkehrsteilnehmende ab 75 Jahren im Straßenverkehr schwerver-

letzt als 2012. Dies entspricht einer Zunahme von 102 Schwerverletzten in dieser Altersgruppe. 66,8 Prozent 

der schwer verletzten älteren Erwachsenen ab 75 Jahren verunglückten im Jahr 2018 bei Straßenverkehrs-

unfällen, die auch von älteren Erwachsenen ab 75 Jahren hauptverursacht wurden. Bei solchen Unfällen 

wurden im Jahr 2018 126 ältere Erwachsene ab 75 Jahren mehr als noch im Jahr 2012 schwer verletzt. Dies 

entspricht einer Zunahme von 217,8 Prozent. 

Ebenfalls zu beachten ist die Entwicklung der Anzahl der Erwachsenen zwischen 25 und 64 Jahren, die bei 

Straßenverkehrsunfällen schwer verletzt werden. Etwa jeder zweite Schwerverletzte auf Brandenburgs Stra-

ßen zählte 2018 zu dieser Altersgruppe. Seit 2012 hat die Anzahl der schwer verletzten Erwachsenen um 

10,7 Prozent zugenommen; dies entspricht 148 Verkehrsteilnehmenden. Eine Reduzierung der Schwerver-

letzten im Vergleich der Jahre 2012 und 2018 konnte in den Altersgruppen der Kinder und Jugendlichen bis 

15 Jahren (- 6,0 %) und jungen Erwachsenen zwischen 16 und 24 Jahren (- 8,3 %) beobachtet werden. Da 

diese Altersgruppen im Jahr 2018 jedoch weniger als ein Viertel der Schwerverletzten ausmachten, ist diese 

Entwicklung zwar ein guter Schritt in die richtige Richtung, jedoch für die Zielerreichung nicht ausreichend.  

Jeder zweite Schwerverletzte in Brandenburg war 2018 mit einem Pkw in einen Unfall verwickelt, etwa jeder 

fünfte mit einem Fahrrad und jeder siebte mit einem Motorrad. Den größten Zuwachs gab es bei den Schwer-

verletzten in Lkws (+ 22,9 %), auf Motorrädern (+ 20,3 %) und auf Fahrrädern (+ 18,7 %). In Bezug auf die 

Ortslage zeigt sich, dass 35,8 Prozent der bei Straßenverkehrsunfällen Schwerverletzten im Land Branden-

burg auf Straßen außerhalb geschlossener Ortschaften verzeichnet wurden; dies entspricht 975 Schwerver-

letzten. Ausgehend von 2012 konnte die Anzahl der Schwerverletzten – unter Schwankungen – zunächst 

reduziert werden. Bis 2016 wurde der Ausgangswert von 2012 kontinuierlich unterschritten. 2017 wurden 
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jedoch erneut über 1.000 Schwerverletzte auf Landstraßen registriert. Auch wenn 2018 erneut eine Reduzie-

rung der Schwerverletztenzahlen auf Landstraßen erreicht wurde, beträgt dieser Rückgang – im Vergleich zu 

2012 – nur 1,5 Prozent. Die Anzahl der Schwerverletzten innerhalb geschlossener Ortschaften nahm seit 

2012 sogar kontinuierlich zu. 2018 wurden 1.351 Schwerverletzte bei Straßenverkehrsunfällen innerhalb ge-

schlossener Ortschaften registriert. Dies entspricht einer Zunahme von 20,4 Prozent. 

Es lässt sich zusammenfassen, dass zur Reduzierung der Schwerverletzten in Brandenburg in der Verkehrs-

sicherheitsarbeit vor allem die Altersgruppe der älteren Erwachsenen über 75 Jahren fokussiert werden sollte. 

Unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Bevölkerungsentwicklung in den nächsten Jahren ist diese Al-

tersgruppe im Straßenverkehr am stärksten gefährdet. Zudem sollte in der Verkehrssicherheitsarbeit auch 

die Altersgruppe der Erwachsenen weiterhin eine starke Berücksichtigung finden, da Verkehrsteilnehmende 

aus dieser Gruppe nach wie vor am häufigsten im Straßenverkehr schwer verletzt werden. Darüber hinaus 

zeigen sich im Hinblick auf die Verkehrsbeteiligungen „Pkw“, „Fahrrad“ und „Motorrad“ in den letzten Jahren 

die deutlichsten Zunahmen in der Anzahl der Schwerverletzten. Die meisten Schwerverletzten werden zudem 

innerhalb geschlossener Ortschaften registriert, aber auch Straßen außerhalb geschlossener Ortschaften 

sollten im Fokus der Verkehrssicherheitsarbeit bleiben, da nach wie vor jeder dritte Schwerverletzte auf einer 

Landstraße verunglückt. 

4.4 Stand der Reduzierung der durch unangepasste Geschwindigkeit oder den 
Einfluss von Alkohol und Drogen verursachten Straßenverkehrsunfälle  

Als drittes und untergeordnetes Ziel wird im Verkehrssicherheitsprogramm die Reduzierung der Anzahl der 

durch nicht angepasste Geschwindigkeit und Alkoholeinfluss verursachten Straßenverkehrsunfälle um 50 

Prozent angestrebt. Bei der Betrachtung der Unfälle durch überhöhte Geschwindigkeit werden im Folgenden 

die Unfallursachen „Nicht angepasste Geschwindigkeit mit gleichzeitiger Überschreitung der zulässigen 

Höchstgeschwindigkeit“ und „Nicht angepasste Geschwindigkeit in anderen Fällen“ berücksichtigt. Der Anteil 

der Unfälle mit der Unfallursache „Nicht angepasste Geschwindigkeit in anderen Fällen“ beträgt in den Jahren 

2010 bis 2018 im Durchschnitt 94,2 Prozent an der Summe der Unfälle beider Unfallursachen. Die Ergebnisse 

der Analyse zur Entwicklung der Straßenverkehrsunfälle mit unangepasster Geschwindigkeit sind in Abbil-

dung 3 dargestellt; sie beziehen sich auf die Summe der Unfallursachen „Nicht angepasste Geschwindigkeit 

mit gleichzeitiger Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit“ und „Nicht angepasste Geschwin-

digkeit in anderen Fällen“. 

Die Anzahl der Unfälle mit unangepasster Geschwindigkeit hat sich im Vergleich zu 2012 im Jahr 2018 um 

2,9 Prozent reduziert. Dabei unterliegt die Anzahl dieser Unfälle seit 2012 deutlichen Schwankungen. In den 

Jahren 2014, 2015 und 2017 reduzierte sich die Anzahl der Unfälle durch unangepasste Geschwindigkeit 

annähernd in dem Maß, wie es einer stetigen Annäherung an das Ziel im Jahr 2024 entspräche. In den Jahren 

2013 und 2016 sowie im Besonderen im Jahr 2018 wurde eine deutlich höhere Anzahl dieser Unfälle regis-

triert (s. Abb. 3). Unfälle mit unangepasster Geschwindigkeit haben insgesamt vor allem auf Straßen außer-

halb geschlossener Ortschaften abgenommen. Während sich 2012 auf Landstraßen 624 Straßenverkehrs-

unfälle durch unangepasste Geschwindigkeit ereigneten, waren es 2018 nur noch 521 Unfälle. Die Anzahl 

der Unfälle auf Landstraßen durch unangepasste Geschwindigkeit bei gleichzeitiger Überschreitung der 

Höchstgeschwindigkeit stieg jedoch im gleichen Zeitraum von 26 auf 38. Eine Zunahme der Anzahl der Un-

fälle durch nicht angepasste Geschwindigkeit zeigt sich insgesamt im Vergleich der Jahre 2012 und 2018 vor 

allem auf Bundesautobahnen (+ 11,1 %); aber auch innerhalb geschlossener Ortschaften ist ein Anstieg zu 

verzeichnen (+ 5,8 %). Im Hinblick auf die Art der Verkehrsbeteiligung zeigt sich, dass sich die Anzahl der 

Pkw-Unfälle durch unangepasste Geschwindigkeit – ausgehend von 2012 – um 149 Unfälle reduziert hat, 

dies entspricht einer Abnahme um 15,6 Prozent. Auch die Zahl der Lkw-Unfälle durch unangepasste Ge-

schwindigkeit nahm im gleichen Zeitraum ab (- 18,0 %). Eine Zunahme ist hingegen bei den Zahlen der Un-

fälle durch unangepasste Geschwindigkeit mit Fahrrädern (+ 131,4 %) und Motorrädern (+ 30,9 %) zu ver-

zeichnen. 
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Abbildung 3:  Entwicklung der Anzahl der Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden durch nicht angepasste Geschwindigkeit in 

den Jahren 2010 – 2018 und erwartete Entwicklung zur Zielerreichung im Jahr 2024 ausgehend vom Jahr 2012 

Insgesamt muss betont werden, dass sich die Anzahl der Unfälle durch unangepasste Geschwindigkeit mit 

Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit – trotz ihres geringen Anteils an der Anzahl aller Ge-

schwindigkeitsunfälle – von 2012 zu 2018 verdoppelt hat. Die Anzahl entsprechender Pkw-Unfälle nahm so-

gar um 69,2 Prozent zu. Besonders häufig wurden diese Unfälle 2018 auf Straßen außerhalb geschlossener 

Ortschaften (47,8 %), aber auch innerhalb geschlossener Ortschaften (46,8 %) registriert. Im Vergleich der 

Jahre 2012 und 2018 kann in beiden Ortslagen eine deutliche Zunahme der Anzahl dieser Unfälle verzeichnet 

werden (außerhalb geschlossener Ortschaften: + 46,2 %; innerhalb geschlossener Ortschaften: + 57,1 %). 

Die Entwicklung der Anzahl der Alkoholunfälle, die ebenfalls um 50,0 Prozent reduziert werden sollen, ist in 

Abbildung 4 dargestellt. Die Unfälle unter Alkoholeinfluss nahmen im Vergleich der Jahre 2012 und 2018 

insgesamt nur geringfügig ab (- 1,9 %), da nach fünf Jahren, in denen die Entwicklung ungefähr den zur 

Zielerreichung erwarteten Werten entsprach, im Jahr 2018 eine deutliche Steigerung zu verzeichnen war. Die 

Betrachtung nach Altersgruppen zeigt, dass insbesondere die Anzahl der Alkoholunfälle der jungen Erwach-

senen zwischen 16 und 24 Jahren seit 2012 abgenommen hat: 2018 wurden für diese Altersgruppe 38,3 

Prozent weniger Alkoholunfälle registriert. Dem gegenüber steht die Entwicklung der Anzahl der Alkoholun-

fälle, die von Erwachsenen zwischen 25 und 64 Jahren hauptverursacht wurden: Personen dieser Alters-

gruppe waren am häufigsten für Unfälle unter Alkoholeinfluss verantwortlich. 2018 wurden in dieser Alters-

gruppe 26 mehr Alkoholunfälle registriert als noch 2012. Auch wenn die älteren Erwachsenen ab 75 Jahren 

nur wenige Alkoholunfälle pro Jahr verschulden, zeigt sich auch hier ein Anstieg (2012: 3 Alkoholunfälle; 

2018: 7 Alkoholunfälle). 
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Abbildung 4:  Entwicklung der Anzahl der Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden unter Alkoholeinfluss in den Jahren 2009 – 

2018 und erwartete Entwicklung zur Zielerreichung im Jahr 2024 ausgehend vom Jahr 2012 

An dieser Stelle muss betont werden, dass Unfälle und Unfallhergänge sich oft nicht anhand einfacher Kau-

salitätsketten beschreiben lassen. Sie ereignen sich zumeist im Zusammenspiel verschiedener Faktoren. 

Situative Faktoren, wie beispielsweise eine sich plötzlich ändernde Wetterlage, aber auch überraschend auf-

tretende Mängel am Fahrzeug oder gesundheitliche Probleme der Fahrzeugführenden können zum Entste-

hen eines Unfalls beitragen, ohne dass sie in der Unfallstatistik als Unfallursachen zu erkennen wären. Auf-

grund der Multikausalität ergeben sich für die Interpretation der Analyseergebnisse nach Unfallursachen Ein-

schränkungen, die bei der Ableitung von Maßnahmen berücksichtigt werden müssen. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die geplante Reduzierung der Anzahl der Unfälle, die aufgrund 

einer unangepassten Geschwindigkeit oder aufgrund von Alkoholeinfluss passieren, nur unter weiterer Fo-

kussierung dieser Unfallursachen in der Verkehrssicherheitsarbeit erreicht werden kann und dabei die Multi-

kausalität der Unfallentstehung zu berücksichtigen ist. In Bezug auf beide Unfallursachen entwickelten sich 

die Unfallzahlen zwischen 2012 bis 2015 zunächst günstig; seit 2016 zeigen sie aber einen Trend, der der 

Zielerreichung entgegensteht. 

4.5 Zusammenfassung zum Stand der Zielerreichung  

Im Hinblick auf die Erreichung der Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms lassen sich anhand der Ergeb-

nisse der Unfalldatenanalyse unterschiedliche Entwicklungen ausmachen. Wie in Kapitel 1 dargestellt, hat 

sich die Landesregierung Brandenburg u. a. zum Ziel gesetzt, die Anzahl der im Straßenverkehr Getöteten 

um 40,0 Prozent zu reduzieren. Auch wenn diese Reduzierung zur Halbzeit noch nicht dem gewünschten 

Umfang entspricht, ist diesbezüglich eine positive Entwicklung im Unfallgeschehen erkennbar. Das gesteckte 

Ziel scheint erreichbar, in erster Linie durch die Intensivierung einer zielgruppenorientierten Verkehrssicher-

heitsarbeit. Diese sollte insbesondere an den älteren Erwachsenen über 75 Jahren und an den Fahrradfah-

renden ausgerichtet werden, da gerade in diesen Gruppen die Getötetenzahlen gestiegen sind. Deutlich 

schwieriger scheint es, die angestrebte Halbierung der Anzahl der durch Straßenverkehrsunfälle Schwerver-

letzten zu erreichen. Blieben die diesbezüglichen Unfallzahlen in den ersten zwei Jahren noch weitestgehend 
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unverändert, so zeigt sich für 2016 ein Anstieg der durch Unfälle schwer verletzten Personen. Eine neuerliche 

Reduzierung der Unfallzahlen ist auch in den darauffolgenden zwei Jahren nicht zu erkennen. Um diesen 

Trend umzukehren, bieten sich ebenfalls Konzepte einer zielgruppenorientierten Sicherheitsarbeit an. Im Fo-

kus sollten auch hierbei die älteren Erwachsenen ab 75 Jahren, aber auch Erwachsene zwischen 25 und 64 

Jahren sowie die Pkw-, Fahrrad- und Motorradfahrenden stehen.  

Hinsichtlich der Reduzierung der Anzahl von Unfällen, die durch unangepasste Geschwindigkeit oder Alko-

holeinfluss verursacht werden, zeigt sich – nach anfänglich zielführenden Entwicklungen der Unfallzahlen –

seit 2016 ebenfalls ein ungünstiger Trend. Auch hier sind gezielte Verkehrssicherheitsmaßnahmen zu forcie-

ren, um die gesetzten Ziele im Jahr 2024 zu erreichen: Zur Reduzierung der Anzahl alkoholbedingter Unfälle 

sollten Maßnahmen vor allem auf die Zielgruppe der erwachsenen Verkehrsteilnehmenden zwischen 25 und 

64 Jahren zugeschnitten sein. Im Hinblick auf die Verringerung der Anzahl von Unfällen durch unangepasste 

Geschwindigkeit bedarf es Maßnahmen, die regionale Aspekte stärker berücksichtigen und sich vor allem 

auch auf Bundesautobahnen und geschlossene Ortschaften beziehen. Bei der Auswahl und Bewertung der 

Verkehrssicherheitsmaßnahmen ist jedoch zu berücksichtigen, dass Unfälle meist aufgrund eines Zusam-

menspiels verschiedener Unfallursachen entstehen. Dies stellt eine große Herausforderung für die Unfallprä-

vention und die Verkehrssicherheitsarbeit dar.   

Neben der Auswertung der Unfallstatistiken sollen auch die Ergebnisse der Untersuchung zum Statusbericht 

2017 (IGES Institut, 2017) als Grundlage für die Analyse der Zielerreichung und die Ableitung entsprechender 

Handlungsempfehlungen herangezogen werden. Im nachfolgenden Kapitel werden die Ergebnisse aufgegrif-

fen und einer kritischen Betrachtung unterzogen. 
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5 Bewertung der durchgeführten Verkehrssicher-
heitsmaßnahmen im Hinblick auf die Erreichung 
der Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms un-
ter Bezugnahme auf den Statusbericht von 2017 

5.1 Ausgangslage und Zielstellung 

Im „Integrierten Verkehrssicherheitsprogramm für das Land Brandenburg“ werden zur Erreichung des über-

geordneten Ziels – die nachhaltige Reduzierung der Anzahl der im Straßenverkehr Schwerverletzen und 

Getöteten – verschiedene strategische Ansätze verfolgt. So sollen beispielsweise die Verkehrssicherheit be-

sonders gefährdeter Verkehrsteilnehmender und die Verkehrssicherheit auf Landstraßen erhöht werden. Für 

die Verkehrssicherheitsarbeit werden im Programm – in Anlehnung an die vier Handlungsfelder „Mensch“, 

„Umfeld“, „Verkehrswege“ und „Technik“ – verschiedene notwendige bzw. wünschenswerte Maßnahmen in 

vier Handlungsbereichen beschrieben: (1) „Auf Nummer sicher – Der Mensch im Mittelpunkt“, (2) „Fair Play 

– Spielregeln im Verkehr einhalten“, (3) „Sichere Verkehrsinfrastruktur“, (4) „Mehr Verkehrssicherheit durch 

Technik“. Zur Beurteilung der bisherigen Verkehrssicherheitsarbeit müssen nun die tatsächlich durchgeführ-

ten Verkehrssicherheitsmaßnahmen näher betrachtet werden. Im Einzelnen muss untersucht werden, welche 

Maßnahmen in Brandenburg durchgeführt werden und welche Qualität die Maßnahmen aufweisen. Hierzu 

wird der im Jahr 2017 von der Landesregierung in Auftrag gegebene „Statusbericht zum Verkehrssicherheits-

programm 2024 – Bericht für eine Zwischenevaluation des Verkehrssicherheitsprogramms des Landes Bran-

denburg mit Zielhorizont 2024: Stand der Zielerreichung und Umsetzung“ (IGES Institut, 2017) – im Folgen-

den Statusbericht 2017 – herangezogen, in dem die Ergebnisse einer Bestandsaufnahme der in Brandenburg 

durchgeführten Verkehrssicherheitsmaßnahmen dargelegt sind.  

5.2 Statusbericht 2017: Inhalte und Ergebnisse 

Mit der Beauftragung des Statusberichts 2017 folgte die brandenburgische Landesregierung einem Be-

schluss des Landtags vom 27.04.2016, in dem sie dazu aufgefordert wurde, über die Umsetzung des Ver-

kehrssicherheitsprogramms zu berichten. Hierzu wurde in einem ersten vorbereitenden Schritt der Bestand 

der im Zeitraum von 2014 bis 2016 durchgeführten Maßnahmen anhand einer Befragung von Akteuren der 

Verkehrssicherheitsarbeit im Land Brandenburg ermittelt. In einem zweiten Schritt wurden die Auswertung 

der Befragungsdaten und die Berichtslegung der Befragungsergebnisse realisiert; darüber hinaus sollte eine 

vertiefte Wirksamkeitsanalyse der Verkehrssicherheitsmaßnahmen vorbereitet werden. 

Als Erhebungsinstrument für die Bestandsaufnahme der in Brandenburg durchgeführten Maßnahmen wurde 

ein – unter der Federführung des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung des Landes Brandenburg 

(MIL) entwickelter – Fragebogen eingesetzt. Dieser wurde an 40 übergeordnete bzw. führende Akteure der 

Verkehrssicherheitsarbeit verteilt (z. B. an die Ressorts der Landesregierung, an die Landkreise und kreis-

freien Städte, an die Akteure des seit 2009 bestehenden „Netzwerks Verkehrssicherheit Brandenburg“). Hier-

bei war eine Weiterleitung des Fragebogens ausdrücklich erwünscht, um weitere Akteure zu erreichen. Im 

Fragebogen gaben die Akteure zunächst als offene Antwort an, welche Maßnahmen sie zur Erhöhung der 

Verkehrssicherheit durchgeführt haben bzw. zum Befragungszeitpunkt durchführen. Die Beschreibung dieser 

Maßnahmen erfolgte im Anschluss weitgehend anhand vorgegebener (Antwort-)Kategorien. Hierbei wurden 

beispielsweise Angaben zur Art der Maßnahme (z. B. Zielstellung, Zielgruppe), aber auch Angaben zur Wirk-

samkeit der Maßnahme (z. B. Resonanz der anvisierten Zielgruppe, Anzahl erreichter Personen) erfragt. 

Insgesamt konnten anhand der Rückmeldungen von 69 Akteuren Informationen zu 271 Verkehrssicherheits-

maßnahmen eingeholt werden. Allerdings ist zu bezweifeln, dass alle relevanten Akteure erreicht und die in 

Brandenburg durchgeführten Verkehrssicherheitsmaßnahmen vollständig erfasst wurden. Als Beispiel für 

eine nur bruchstückhaft erfasste Gruppe von Akteuren werden im Statusbericht 2017 exemplarisch die Bil-

dungseinrichtungen angeführt, von denen lediglich vier an der Befragung teilnahmen. Entsprechend wird im 
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Statusbericht 2017 festgehalten, dass „kein […] Anspruch auf eine abschließende und vollständige Erhe-

bung“ besteht und eine „Quantifizierung konkreter Wirksamkeitsaussagen […] durch die Erhebung nicht er-

folgen“ kann (IGES Institut, 2017: S. 8).  

Die Art der Maßnahmen wurde anhand vorgegebener Kategorien erfragt; hierbei waren auch Mehrfachnen-

nungen möglich. Methodenkritisch ist anzumerken, dass die verwendeten Kategorien eine eindeutige und 

vollständige Einordnung der Maßnahmen erschwerten, weil sie nicht disjunkt und erschöpfend definiert sind. 

Beispielsweise lassen sich Ausstellungen als eine Maßnahme aus der Kategorie „Öffentlichkeitsarbeit“ auf-

fassen; sie stellen aber in der vorgegebenen Klassifikation auch eine eigenständige Kategorie dar. Die ver-

mutlichen Einordnungsprobleme der Akteure spiegeln sich in der erstaunlich häufigen Belegung der Katego-

rie „Andere Maßnahmen und keine Angabe“7 wider, in der sich 62 Fälle finden. Trotzdem wird durch die im 

Statusbericht 2017 angeführten Ergebnisse ein erster Eindruck von der Maßnahmenlandschaft der Verkehrs-

sicherheitsarbeit im Land Brandenburg vermittelt (s. Tab. 3). Das Spektrum der von den Akteuren benannten 

Verkehrssicherheitsmaßnahmen reicht von einmaligen Maßnahmen (z. B. Workshops) bis hin zu kontinuier-

lichen Maßnahmen (z. B. „Regio-Protect“). Weiterhin unterscheiden sich die berichteten Maßnahmen hin-

sichtlich ihrer Komplexität (Einzelmaßnahmen vs. kombinierte Maßnahmen).  

Tabelle 3:  Spektrum der Verkehrssicherheitsmaßnahmen in Brandenburg im Hinblick auf die Maßnah-

menart (Eigene Darstellung in Anlehnung an IGES Institut, 2017) 

Maßnahmenart 
Häufigkeit der Nennung* 

* Mehrfachnennung pro 

Maßnahme möglich 

Ausstellungen, Informationsveranstaltungen, Informationsmaterialien (z. B. 

Broschüren, Flyer, Websites, Videos) 
92 

Kurse (z. B. Verkehrserziehung, Erste Hilfe, Fahrtraining/-ausbildung) 88 

Überwachung (z. B. Alkoholkontrollen, Blitzer) 69 

Öffentlichkeitsarbeit, Werbung und Anzeigen 64 

Andere Maßnahmen und keine Angabe 62 

Straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen (z. B. Markierungen, Verkehrszei-

chen) 
48 

Bauliche Maßnahmen (z. B. Passive Schutzeinrichtungen, Straßenumbau) 32 

Konzeptionelle Planungen gesicherter Wege (z. B. für Schulkinder, mobili-

tätseingeschränkte Personen) 
29 

Fachkongresse, Erfahrungsaustausch 26 

Events (z. B. Straßenfeste, Sportveranstaltungen, Theater) 23 

Technische Maßnahmen an Fahrzeugen (z. B. Umrüsten, Check-Ups) 18 

Verkehrsangebote (z. B. 50/50-Taxi, Schülerlotsen, Wegbegleitung) 12 

Der Tabelle 3 lässt sich – wie die Autoren der Studie betonen – auch entnehmen, dass „Maßnahmen mit 

direktem Kontakt zu Beteiligten bzw. Betroffenen“ überwiegen (IGES Institut, 2017: S. 16). Dies deckt sich 

mit der seitens der Akteure vorgenommenen Zuordnung ihrer Maßnahmen zu den im Verkehrssicherheits-

programm aufgeführten Maßnahmenbereichen. Aus Abbildung 5 ist ersichtlich, dass die meisten Maßnah-

men (x = 139) dem Handlungsbereich „Auf Nummer sicher – Der Mensch im Mittelpunkt“ zugeordnet wurden. 

Betrachtet man die Anzahl der Maßnahmenzuordnungen in die einzelnen Maßnahmenbereiche, so fällt auf, 

dass zahlreiche Akteure Mehrfachzuordnungen vorgenommen haben. Unabhängig davon, dass im Fragebo-

                                                        

7 Die unübliche Zusammenfassung der Restkategorie „Andere“ mit den fehlenden Angaben erlaubt leider keine vertiefende Betrachtung 

dieses Sachverhalts. 
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gen nicht ersichtlich ist, ob bei dieser Frage Mehrfachnennungen gestattet waren (bei anderen Fragen wer-

den entsprechende Hinweise gegeben8), deutet dies auch auf eine gewisse Unsicherheit der Akteure bei der 

Maßnahmenbeschreibung hin. Beispielsweise ist die Maßnahme „Verkehrserziehung und Aufklärung vom 

Vorschulbereich bis zu den Senioren“ im Maßnahmenbereich „Auf Nummer sicher – Der Mensch im Mittel-

punkt“ angesiedelt. Sie wurde jedoch bei der Befragung vom Akteur allen vier Maßnahmenbereichen zuge-

ordnet, vermutlich weil im Rahmen der Bildungsmaßnahme auch Inhalte wie Verkehrsregeln und Fahrzeug-

technik behandelt werden. Das Beispiel verdeutlicht, dass es einer verbesserten Erhebungssystematik und 

Maßnahmentaxonomie9 bedarf, um belastbare Informationen über die Zahl und Art der Verkehrssicherheits-

maßnahmen in Brandenburg zu gewinnen (s. Kap. 7). 

 

Abbildung 5 Zuordnung* der Maßnahmen zu den Handlungsbereichen des Verkehrssicherheitsprogramms (Eigene Darstellung in 

Anlehnung an IGES Institut, 2017),  * Mehrfachnennung pro Maßnahme möglich 

In einem weiteren Schritt wurden die gefundenen Maßnahmen auf Basis der verfügbaren Informationen zu 

ihren Inhalten (unabhängig von den seitens der Akteure getroffenen Zuordnungen) von einem Gutachter den 

vier Maßnahmenbereichen aus dem Verkehrssicherheitsprogramm zugeordnet. Auch in den Ergebnissen 

dieser vertiefenden Analyse zeigt sich, dass im Bereich „Auf Nummer sicher – Der Mensch im Mittelpunkt“ 

die meisten der in Brandenburg durchgeführten Maßnahmen angesiedelt sind und im Bereich „Mehr Ver-

kehrssicherheit durch Technik“ die wenigsten. Darüber hinaus wurde festgestellt, dass im erstgenannten Be-

reich Maßnahmen zur „Lebenslangen Verkehrserziehung und Mobilitätsbildung“ und zur „Intensivierung der 

Öffentlichkeitsarbeit“ besonders häufig zu finden sind.  

Neben den Daten zur Art der in Brandenburg durchgeführten Maßnahmen und ihrer Zuordnung zu den Maß-

nahmenbereichen des Verkehrssicherheitsprogramms wurden auch Daten zur Zielgruppenorientierung der 

Maßnahmen ausgewertet. In diesem Zusammenhang wurden altersbezogene Zielgruppen (z. B. Jugendli-

che, Erwachsene), Zielgruppen nach Art der Teilnahme am Verkehrsgeschehen (z. B. Radfahrende, zu Fuß 

Gehende) und besondere Ziel- bzw. Personengruppen (z. B. Mobilitätseingeschränkte, Berufskraftfahrende, 

Geflüchtete) betrachtet. Exemplarisch werden in der Abbildung 6 die Ergebnisse zu den altersbezogenen 

Zielgruppen dargestellt. Aus der Abbildung geht hervor, dass von den Akteuren insgesamt 95 Maßnahmen 

                                                        

8 „Mehrfachantwort möglich“ vs. „Bitte treffen Sie nur eine Auswahl!“ 
9 Eine Taxonomie ist ein einheitliches Verfahren oder Modell, mit dem Objekte nach bestimmten Kriterien klassifiziert und systematisch 

in Kategorien eingeordnet werden. 
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(u. a.) der Zielgruppe der Kinder im Alter von 6 bis 12 Jahren zugeordnet wurden. Die Zielgruppe der 6- bis 

12-Jährigen wird damit von den für den Zeitraum von 2014 bis 2016 ermittelten Verkehrssicherheitsmaßnah-

men in Brandenburg am häufigsten angesprochen. Eine ebenfalls durch zahlreiche Maßnahmen anvisierte 

Gruppe stellt die Zielgruppe der Erwachsenen ab 65 Jahren dar. Allerdings erscheint auch im Hinblick auf 

die zielgruppenbezogene Zuordnung der Maßnahmen fraglich, ob die Akteure diese anhand gleicher Kriterien 

durchführten. So wurde etwa die Maßnahme „30-Begrenzung im Bereich von Schulen und Kita“ neben der 

Zielgruppe „Kinder im Grundschulalter (6-12 Jahre)“ auch der Zielgruppe „Ältere (ab 65 Jahre)“ zugeordnet. 

 

Abbildung 6  Zuordnung* der Maßnahmen zu altersgruppenbezogenen Zielgruppen (Eigene Darstellung in Anlehnung an IGES 

Institut, 2017),  * Mehrfachnennungen pro Maßnahme möglich 

Die bisher vorgestellten Ergebnisse veranschaulichen die Vielfalt der in Brandenburg durchgeführten Ver-

kehrssicherheitsmaßnahmen. Über die Bestandsanalyse hinaus wurden auch die erreichte Zielgruppenadä-

quatheit und die Wirksamkeit der Maßnahmen eingeschätzt. Hierzu sollten die Akteure u. a. Angaben dazu 

machen, wie die Resonanz in der anvisierten Zielgruppe bzw. in anderen Bevölkerungsgruppen auf die Maß-

nahme ausfällt und wie sie die Wirksamkeit ihrer Maßnahme einschätzen. Im Statusbericht 2017 wird als 

Ergebnis angegeben, dass die genannten Maßnahmen aus Sicht der Befragten einen sehr hohen Grad an 

Zielgruppenadäquatheit erreichen würden. Zudem wird „ein überwiegend positives Bild von der Wirksamkeit 

der genannten Maßnahmen“ gezeichnet (IGES Institut, 2017: S. 29): Zahlreiche Akteure charakterisieren ihre 

Maßnahmen als wirksam bzw. lernwirksam und sprechen ihnen eine positive Auswirkung auf die Verkehrs-

sicherheit zu. Dabei muss jedoch relativierend hervorgehoben werden, dass die Bewertung der Wirksamkeit 

der Maßnahmen auf den subjektiven Selbsteinschätzungen der meist für die Verkehrssicherheit hoch enga-

gierten Akteure beruht. Daher ist – in Ermangelung belastbarer empirischer Evaluationsuntersuchungen – 

nicht auszuschließen, dass die Wirksamkeit der Maßnahmen in Folge eines „Justification-of-Effort-Effekts“10 

durch die Maßnahmenträger überschätzt wird. Schließlich wurden die Akteure auch gebeten, Handlungsbe-

darfe bei der Verbesserung der Verkehrssicherheit und Unterstützungsbedarf bei der Wirksamkeitserhöhung 

ihrer Verkehrssicherheitsmaßnahmen zu benennen. Im Ergebnis forderten sie verstärkte Evaluationsunter-

suchungen zur Überprüfung der Lernwirksamkeit von Maßnahmen zur Mobilitätsbildung und Verkehrserzie-

hung, eine häufigere Durchführung von Maßnahmen zur Verkehrsüberwachung, eine Stärkung und bessere 

                                                        

10 Dieser Effekt lässt sich mit der „Kognitiven Dissonanz-Theorie“ von Leon Festinger (1957) erklären und bedeutet, dass Menschen die 

Tendenz zeigen, den Wert von Dingen zu überschätzen, für die sie hart gearbeitet haben („Effort Justification“). 
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Unterstützung der Arbeit der Verkehrsunfallkommissionen, eine Verbesserung des länderübergreifenden Er-

fahrungsaustausches sowie eine Stärkung der personellen Ausstattung der Verkehrswachten. Diese Anre-

gungen und Forderungen werden im folgenden Kapitel bei den Empfehlungen zur Weiterentwicklung der 

Verkehrssicherheitsarbeit in Brandenburg wieder aufgegriffen. 

Zusammenfassend bleibt von den Ergebnissen des Statusberichts 2017 festzuhalten, dass in allen vier Maß-

nahmenbereichen des brandenburgischen Verkehrssicherheitsprogramms zahlreiche Verkehrssicherheits-

maßnahmen durchgeführt wurden und werden; die meisten davon im Bereich „Auf Nummer sicher – Der 

Mensch im Mittelpunkt“. Die durchgeführten Maßnahmen decken auch im Hinblick auf die Maßnahmenarten 

und die Zielgruppenorientierung ein breites Spektrum ab. Einschränkend ist anzumerken, dass die durchge-

führte Bestandserhebung vermutlich unvollständig ist und kaum eine zielführende Strukturierung der Maß-

nahmen erlaubt. Daher und weil keine objektiven Qualitätsbewertungen der durchgeführten Maßnahmen vor-

liegen, erscheint eine Wirksamkeitsbewertung des Verkehrssicherheitsprogramms schwierig. Trotzdem sol-

len im nächsten Schritt die im Statusbericht 2017 dargestellten Ergebnisse und die Ergebnisse der in den 

vorangegangenen Kapiteln beschriebenen Unfalldatenanalyse zusammengeführt werden. 

5.3 Übereinstimmung der durchgeführten Verkehrssicherheitsmaßnahmen mit 
den Erkenntnissen aus der Unfalldatenanalyse 

Zur nachhaltigen Reduzierung der Anzahl der im Straßenverkehr Verletzten und Getöteten verfolgt das Land 

Brandenburg übergeordnete Strategien; eine davon ist die Erhöhung der Sicherheit besonders gefährdeter 

Verkehrsteilnehmender. Welche Verkehrsteilnehmende einem erhöhten Unfallrisiko unterliegen, lässt sich im 

Einzelnen den Ergebnissen der Unfalldatenanalyse entnehmen. Im Folgenden wird – auf Basis der im Sta-

tusbericht 2017 dargestellten Übersicht über die Verkehrssicherheitsmaßnahmen – untersucht, in welchem 

Ausmaß die gefundenen Maßnahmen die relevanten Zielgruppen ansprechen. 

Im Hinblick auf das Alter der Verkehrsbeteiligten lassen sich negative Entwicklungen im Unfallgeschehen 

insbesondere bei der Anzahl der verunglückten Kinder und Jugendlichen im Alter von bis zu 15 Jahren fest-

stellen. Darüber hinaus nahm vor allem auch die Anzahl der Unfälle zu, die von den Kindern und Jugendlichen 

selbst (als zu Fuß Gehende oder Fahrradfahrende) verursacht wurden. Im Rahmen der Bestandsaufnahme 

wurden insgesamt 171 Maßnahmen erfasst, die (auch) die Zielgruppe der Kinder und Jugendlichen im Alter 

von bis zu 15 Jahren ansprechen (z. B. „Unterwegs zur Schule – Sicher mit Bus, Bahn und Tram“, „Aufge-

passt mit ADACUS“, „30-Begrenzung vor Kitas und Schulen“). Im Besonderen wird ein „altersbezogener 

Schwerpunkt […] in der Zielgruppe der sechs bis zwölf-Jährigen erkennbar“ (IGES Institut, 2017: S. 21). Es 

kann also festgehalten werden, dass sich ein großer Teil der erfassten Verkehrssicherheitsmaßnahmen an 

die Gruppe der Kinder und Jugendlichen richtet und diese somit in der Verkehrssicherheitsarbeit als Risiko-

gruppe im Unfallgeschehen berücksichtigt wird. 

Ein weiterer Schwerpunkt im Unfallgeschehen lässt sich im Hinblick auf die Anzahl der verunglückten älteren 

Erwachsenen ab 75 Jahren feststellen. In dieser Altersgruppe ist seit 2009 eine kontinuierliche Zunahme der 

Anzahl der Leicht- und Schwerverletzten festzustellen. Aus dem Statusbericht 2017 geht hervor, dass insge-

samt 78 Maßnahmen erfasst wurden, die (auch) der Zielgruppe der älteren Erwachsenen ab 65 Jahren zu-

geordnet wurden und damit die Verkehrsteilnehmenden ab 75 Jahren mit einbeziehen. Als Beispiele lassen 

sich die Fahreignungsprüfung „Generation 65plus – Sicher mobil im Alter“, Aktionstage für ältere Verkehrs-

teilnehmende und das Verkehrssicherheitsprogramm „Fahr-Fitness-Check“ anführen. Insofern lässt sich fest-

halten, dass ältere Erwachsene im Allgemeinen durch zahlreiche der erfassten Maßnahmen angesprochen 

werden. Jedoch können keine Aussagen darüber abgeleitet werden, inwieweit sich Maßnahmen im Beson-

deren auch an die Generation „75+“ richten. In dieser speziellen Teilgruppe der älteren Verkehrsteilnehmen-

den lässt sich – wie oben angeführt – ein besonders deutlicher Anstieg der Verunglücktenzahlen ausmachen. 

Diese Teilgruppe wurde jedoch bei der Erfassung und Klassifizierung der Verkehrssicherheitsmaßnahmen 

nicht gesondert berücksichtigt. 
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Als Fazit bleibt festzuhalten: Durch die Unfalldatenanalyse konnten Kinder und Jugendliche im Alter von bis 

zu 15 Jahren sowie ältere Erwachsene im Alter ab 75 Jahren als Risikogruppen im brandenburgischen Stra-

ßenverkehr identifiziert werden. Diese Risikogruppen finden auch in der Verkehrssicherheitsarbeit mit spezi-

ellen Verkehrssicherheitsmaßnahmen Beachtung; allerdings können keine gültigen Aussagen dazu getroffen 

werden, inwieweit diese Maßnahmen – bezogen auf ihre Anzahl, ihren Umfang oder ihre Inhalte – die kon-

kreten Schwerpunkte im Unfallgeschehen und die wichtigsten Unfallursachen fokussieren. Außerdem bleibt 

unklar, ob die Maßnahmen Wirksamkeit entfalten. Augenscheinlich ließe sich vermuten, dass das Maßnah-

menangebot beispielsweise für die 13- bis 17-Jährigen ausgeweitet werden sollte. Dieser Altersgruppe wur-

den vergleichsweise wenige Maßnahmen zugeordnet, obwohl die Anzahl der verunglückten Kinder und Ju-

gendlichen mit zunehmendem Alter – und dementsprechend mit fortschreitender Selbstständigkeit im Stra-

ßenverkehr – ansteigt. Rückschlüsse wie diese sind jedoch am Ende nicht haltbar, denn aus der Zahl der 

Maßnahmen lassen sich keine Aussagen über ihre Zielorientierung und Wirksamkeit ableiten. Aus diesem 

Grund wird an dieser Stelle darauf verzichtet, weitere Bezüge zwischen den Ergebnissen der Unfalldaten-

analyse und den erhobenen Maßnahmen herzustellen. Für eine aussagekräftige Bewertung der Qualität und 

Wirksamkeit von Maßnahmen müssen zunächst die Methoden der Maßnahmenerfassung optimiert sowie 

maßnahmenadäquate Qualitätsstandards und Evaluationsverfahren erarbeitet werden.  
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6 Handlungsempfehlungen zur Erreichung der Ziele 
des Verkehrssicherheitsprogramms 

Als Grundlage für die im vorliegenden Kapitel dargestellten Handlungsempfehlungen wird erstens auf die im 

Verkehrssicherheitsprogramm festgelegten Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit eingegangen. 

Zweitens wird auf die im Kapitel 5 durchgeführte Auswertung der Ergebnisse des Statusberichts (IGES Insti-

tut, 2017) zurückgegriffen. Hierdurch soll geklärt werden, welche Maßnahmen zur Verkehrssicherheitsarbeit 

in Brandenburg durchgeführt werden. Eine besondere Berücksichtigung sollen dabei die im Verkehrssicher-

heitsprogramm festgelegten Maßnahmen finden. Schließlich werden drittens die im Kapitel 3 dargelegten 

Ergebnisse der Unfalldatenanalyse für das Land Brandenburg herangezogen, um dringende Handlungsbe-

darfe der zukünftigen Verkehrssicherheitsarbeit zu identifizieren.  

Hinsichtlich der im Verkehrssicherheitsprogramm benannten Maßnahmen ist zunächst grundsätzlich anzu-

merken, dass deren Festlegung nur in vereinzelten Fällen auf einer evidenzbasierten11 Grundlage erfolgte. 

So wird nur in wenigen Fällen direkt auf empirische Forschungsarbeiten Bezug genommen, z. B. bei dem in 

Brandenburg entwickelten Projekt „Regio-Protect“, dessen Lern- und Sicherheitswirksamkeit von Bredow 

(2014) belegt wurde, oder mit Blick auf ein lernwirksames Training der Fahrkompetenz für ältere Fahrende 

(Poschadel, Boenke, Blöbaum & Rabczinski, 2012). Allerdings werden diese Arbeiten häufig nur zur allge-

meinen Begründung der Notwendigkeit bestimmter Maßnahmen angeführt und nicht als Grundlage für die 

konkrete Maßnahmendurchführung genutzt. So wird beispielsweise das o. g. Trainingskonzept von Poscha-

del et al. (2012) herangezogen, um darzulegen, dass durch ein gezieltes Training im Realverkehr die Fahr-

kompetenz insbesondere leistungsschwächerer älterer Kraftfahrender längerfristig verbessert werden kann. 

Jedoch werden die Besonderheiten dieses speziellen Trainingskonzepts (z. B. Erfassung der Fahrkompetenz 

mit standardisierten und testtheoretisch erprobten Instrumenten; gezieltes Üben komplexer Verkehrssituati-

onen im Realverkehr, bei denen ältere Fahrende Schwierigkeiten haben12) nicht auf die umgesetzte Maß-

nahme in Brandenburg übertragen. Stattdessen werden im aktuellen brandenburgischen Verkehrssicher-

heitsprogramm zwar „Fahrertrainings auf Trainingsplätzen sowie im Realverkehr mit geeigneten Fahrlehrern“ 

(Gipp et al., 2014: S. 30) für ältere Fahrende gefordert, allerdings keinerlei Vorgaben zur konkreten Ausge-

staltung dieser Trainingsangebote gemacht. Dadurch werden Steuerungsmöglichkeiten nicht ausgeschöpft, 

denn es ist durch Arbeiten von Bedard et al. (2004) sowie von Gaines, Burke, Marx, Wagner und Parrish 

(2011) gut belegt, dass derartige Trainingsangebote unter zeitlichen und inhaltlichen Gesichtspunkten nicht 

beliebig gestaltet werden dürfen, wenn eine Wirkung erzielt werden soll (siehe dazu auch die Maßnahmen, 

die im Anhang des vorliegenden Berichts beschrieben werden).  

Bedard und Kollegen (2004) untersuchten mittels eines Interventionsgruppen-Kontrollgruppen-Designs die 

Auswirkungen eines sechsstündigen Trainingsprogramms für ältere Fahrende auf die Fahrkompetenz. Die-

ses Training fand allerdings im Unterschied zum Trainingskonzept von Poschadel et al. (2012) nicht im Re-

alverkehr, sondern vorrangig im Unterrichtsraum statt. Weiterhin waren neun inhaltliche Schwerpunkte vor-

gegeben (z. B. Alkohol und Medikamente, Seh- und Hörvermögen im Alter oder die Bewältigung normaler 

Verkehrssituationen). Es wurde damit also nicht im Realverkehr gezielt an den individuellen Schwachstellen 

der einzelnen älteren Teilnehmenden angesetzt, sondern eher ein Katalog alterstypischer Probleme auf the-

oretischer Ebene abgearbeitet. Flankiert wurde die Trainingsmaßnahme durch eine im Vorfeld der Maß-

nahme und eine im Anschluss an die Maßnahme durchgeführte Fahrkompetenzbeurteilung. Im Ergebnis 

konnte kein statistisch signifikanter Unterschied zwischen den Trainingsteilnehmern und der Kontrollgruppe 

festgestellt werden. Auch Gaines und Kollegen (2011) befassten sich mit einem Trainingsprogramm für ältere 

                                                        

11 Evidenzbasierung bedeutet, dass das Handeln und Entscheiden auf der Basis in der Praxis überprüfter und wissenschaftlich gesicherter 

Belege erfolgt. 

12 Diese Art des zielgerichteten Trainings wird auch als „deliberate practice“ bezeichnet und wurde in unterschiedlichen Bereichen (z. B. 

Sport, Musik, Bildung) als wirksame Form der Trainingsgestaltung zum Erwerb von Expertise ermittelt (Ericsson, 2009; Ericsson, Char-

ness, Feltovich & Hoffman, 2013; Macnamara, Hambrick & Oswald, 2014; Macnamara, Moreau & Hambrick, 2016). 
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Fahrende und untersuchten die Wirksamkeit des in Amerika verbreiteten Programms „CarFit“. Kernelement 

dieses Programms sind Empfehlungen zur Ausstattung und Bedienung des Fahrzeugs, die älteren Fahren-

den gegeben werden (bspw. zur Einstellung und Nutzung von Rückspiegeln). Im Zuge der Evaluation ergab 

sich einerseits, dass ca. 60 Prozent der Programmteilnehmenden auch nach einem halben Jahr mindestens 

eine der erhaltenen Empfehlungen umsetzten. Andererseits zeigte sich anhand einer Befragung kein statis-

tisch signifikanter Unterschied im Fahrverhalten zwischen den Teilnehmenden und den älteren Fahrenden 

der Kontrollgruppe, die nicht am Programm teilgenommen hatten. Zusammenfassend lässt sich somit fest-

halten, dass einerseits nicht jedes Training, das mit älteren Fahrenden durchgeführt wird, wirksam ist. Ande-

rerseits wurden auf empirischer Grundlage durchaus Merkmale lernwirksamer Trainings ermittelt, die man für 

die Ausgestaltung entsprechender Trainingsangebote in Brandenburg heranziehen sollte.   

Weiterhin ist anzumerken, dass die im Verkehrssicherheitsprogramm festgelegten Maßnahmen vorrangig auf 

rechtlicher und administrativer Ebene angesiedelt sind. Beispiele hierfür sind die Prüfung der Einführung re-

gelmäßiger Gesundheitsuntersuchungen für alle Fahrerlaubnisbesitzenden, eine vereinfachte Gestaltung der 

Straßenverkehrsordnung und die stärkere Berücksichtigung der schulischen Mobilitätsbildung und Verkehrs-

erziehung bei der Neugestaltung von Rahmenlehrplänen. Daneben bilden Aufklärungs- und Informations-

kampagnen einen bedeutenden Schwerpunkt der beabsichtigten Verkehrssicherheitsmaßnahmen. So sind 

beispielsweise Aufklärungsmaßnahmen für mehr Kindersicherheit, zur Bedeutung einer angemessenen Ge-

schwindigkeit und des Sicherheitsabstands, zu den Sozialvorschriften im Straßenverkehr sowie zu Fahreras-

sistenzsystemen vorgesehen. Mit Blick auf den Einsatz von Aufklärungs- und Informationskampagnen im 

Rahmen der Verkehrssicherheitsarbeit lässt sich allerdings festhalten, dass die Wirksamkeit derartiger Maß-

nahmen von einer Vielzahl von Faktoren abhängt (Klimmt, Maurer, Holte & Baumann, 2015; Schnieder & 

Schnieder, 2013; Shinar, 2017). Dies wird im Folgenden an zwei Beispielen verdeutlicht, die im Anhang des 

vorliegenden Berichts näher beschrieben werden. Das erste Beispiel betrifft die Evaluationen der Verkehrs-

sicherheitskampagne „Runter vom Gas“ (Klimmt, Maurer & Baumann, 2014). Diese Kampagne wird in 

Deutschland seit 2008 umgesetzt und soll insbesondere mit verschiedenen Plakatmotiven für häufige Unfall-

ursachen sensibilisieren (z. B. Fahren mit unangemessener Geschwindigkeit oder Ablenkung im Straßenver-

kehr). Hinsichtlich der Gestaltung der Plakatmotive werden unterschiedliche Ansätze verfolgt. Während bei-

spielsweise die Plakatmotive im Zeitraum 2011/2012 auf Alltagssettings setzten, in denen verkehrssicher-

heitskonforme Verhaltensweisen auf Klebezetteln von nahe stehenden Bezugspersonen vermittelt werden 

(z. B. der Zettel „Lass Dir Zeit“, der von einer Lebenspartnerin geschrieben wurde), beinhalteten die im Jahr 

2013 eingesetzten Plakate der Motivreihe „Lebensretter“ ermahnende Hinweise und Bitten von Personen, 

die mit der Rettung und Versorgung von Unfallopfern zu tun haben (z. B. der Hinweis „Schnall Dich immer 

an“ eines Feuerwehrmanns). Im Zuge der Evaluation dieser beiden Motivreihen kommen Klimmt und Kolle-

gen zu dem Fazit, dass die beiden Motivreihen zum einen weniger Medienaufmerksamkeit erregt haben als 

vorherige Motivserien. Zum anderen unterschieden sich die Motivreihen hinsichtlich ihrer Akzeptanz in ver-

schiedenen Zielgruppen, da beispielsweise die Motivserie „Lebensretter“ von der Risikogruppe der jungen 

Fahrenden deutlich negativer bewertet wurde.  

Das zweite Beispiel betrifft den Einsatz konfrontierender Stilmittel bzw. von „Furchtappellen“13.Der Einsatz 

derartiger Stilmittel findet auch im Rahmen der Verkehrssicherheitsarbeit statt und wurde bereits mehrfach 

untersucht. So führen z. B. Hackenfort, Bresges, Weber und Hofmann (2015: S. 192) im Zuge der Evaluation 

des in NRW eingesetzten Verkehrssicherheitsprogramms „Crash Kurs NRW“ – das den Einsatz von 

Furchtappellen vorsieht – an, dass erstens bei vielen Einstellungsparametern keine wünschenswerte Einstel-

lungsveränderung durch die Maßnahme festgestellt wurde. Zweitens wurden in diesem Zusammenhang 

„[l]änger wirkende psychologische Belastungssymptome [...] vereinzelt beschrieben“. Ähnliche Ergebnisse 

ergeben sich aus der im Anhang dieses Berichts näher beschriebenen Evaluation des Programms 

                                                        

13 Furchtappelle sind Botschaften, die schwerwiegende Bedrohungen für die Botschaftsempfänger kommunizieren und diese stark beto-

nen, um Einstellungs- und Verhaltensänderungen zu motivieren“ (Hastall, 2015: S. 493). Hierzu gehören beispielsweise Plakate oder 

Videospots, die den Hergang und die Folgen von Verkehrsunfällen drastisch darstellen. 
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„P.A.R.T.Y.“ (Köhler, Schlattmann, Bamberg, Kröling & Gehlert, 2018). Das Projekt soll durch eine furchtap-

pellbasierte Intervention zur Prävention von alkoholbedingten Verkehrsunfällen Jugendlicher beitragen. Dazu 

verbringen Schulklassen einen Tag in einer Unfallklinik und erleben die Stationen, die eine schwerverletzte 

Person in der Klinik durchläuft (z. B. Rettungswagen, Notfallambulanz/Schockraum, Intensivstation). Zusätz-

lich sind Vorträge von Unfallchirurginnen und Unfallchirurgen sowie Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten, 

Gespräche mit Unfallopfern sowie eine Abschlussreflexion vorgesehen. Nach der Programmteilnahme ließen 

sich allerdings weder statistisch signifikante Effekte auf das selbst berichtete Verkehrsverhalten noch auf 

psychosoziale Einflussfaktoren feststellen. Als möglichen Grund führen die Autoren der Evaluation die dem 

Programm zugrundeliegenden unzureichenden Annahmen zur Wirkungsweise von Furchtappellen an. Zu-

sammenfassend wird somit deutlich, dass der Einsatz von Verkehrssicherheitsmaßnahmen, die auf Furchtap-

pelle setzen, keineswegs als „Selbstläufer“ anzusehen ist und durchaus mit ausbleibenden oder sogar nega-

tiven Wirkungen zu rechnen ist (Carey, McDermott & Sarma, 2013; Hastall, 2015; Lewis, 2008; Wundersitz, 

Hutchinson & Woolley, 2010). Die wissenschaftliche Befundlage spricht also für eine kritische Auseinander-

setzung mit dem Einsatz von Furchtappellen in der Verkehrssicherheitsarbeit. 

Neben der Betrachtung der im Verkehrssicherheitsprogramm festgeschriebenen Maßnahmen bilden die Aus-

wertung der Ergebnisse des Statusberichts 2017 (IGES Institut, 2017) zu tatsächlich durchgeführten Maß-

nahmen der Verkehrssicherheitsarbeit in Brandenburg sowie die Ergebnisse der Unfalldatenanalyse für das 

Land Brandenburg wesentliche Säulen für die Ausarbeitung von Handlungsempfehlungen. Positiv hervorzu-

heben ist, dass im Statusbericht 2017 ein erster Überblick über die in Brandenburg angebotenen und durch-

geführten Maßnahmen der Verkehrssicherheitsarbeit sowie die dahinter stehenden Akteure geboten wird. 

Ebenso erscheint es lobenswert, dass im Zuge der Befragung auch Handlungsbedarfe ermittelt wurden, wel-

che von den Akteuren der Verkehrssicherheitsarbeit als relevant angesehen werden. Allerdings ist bei dieser 

Bestandsaufnahme nicht zu unterscheiden, welche Maßnahmen bereits vor 2014 angeboten wurden und 

welche Maßnahmen im Zuge der Programmumsetzung neu hinzugefügt oder ausgebaut wurden. Zudem 

basiert der Überblick vorrangig auf einer Selbstauskunft der befragten Akteure. Demzufolge sind die Darstel-

lungen zu den brandenburgischen Verkehrssicherheitsmaßnahmen sowohl hinsichtlich der Häufigkeiten als 

auch der Wirksamkeit nur bedingt belastbar – zuverlässige und gültige Aussagen können zu diesen Punkten 

nicht abgeleitet werden. Ähnlich verhält es sich bei möglichen Rückschlüssen aufgrund der Auswertung der 

Unfalldaten. Wie in Kapitel 4.4 beschrieben, stellen Unfälle im Straßenverkehr unter methodischen Gesichts-

punkten ein grundsätzlich eher seltenes Ereignis dar, dessen Entstehung von einer Vielzahl von Faktoren 

abhängig ist. Entsprechend ist die Auswertung von Unfalldaten, um belastbare und gültige Rückschlüsse auf 

die Wirkung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen zu ziehen, mit einigen methodischen „Stolpersteinen“ ver-

sehen (af Wåhlberg, 2009; Johannsen, 2013; Lord & Washington, 2018; Musahl, 1997; Shinar, 2017). 

Nachfolgend werden einige dieser möglichen „Stolpersteine“ beschrieben: Ein erstes Problem ergibt sich aus 

der Tatsache, dass nicht alle Unfälle, die sich im Straßenverkehr ereignen, in die amtliche Unfallstatistik 

einfließen. Es werden vielmehr nur die Unfälle berücksichtigt, die polizeilich aufgenommen wurden. Weiterhin 

ist der Umfang der statistischen Erfassung von der Schwere des Verkehrsunfalls abhängig. So sieht § 2 des 

Gesetzes über die Statistik der Straßenverkehrsunfälle (Straßenverkehrsunfallstatistikgesetz - StVUnfStatG) 

eine detaillierte Unfallstatistikerfassung nur bei Unfällen mit getöteten oder verletzten Personen sowie bei 

schwerwiegenden Unfällen mit Sachschaden vor. Bei Unfällen mit geringem Sachschaden fordert das 

StVUnfStatG weniger statistische Daten. Ein weiterer „Stolperstein“ betrifft nach Johannsen (2013) die Un-

fallerfassung bzw. Unfallaufnahme selbst. Diese erfolgt in vielen Fällen unter schwierigen situativen Bedin-

gungen und weist verschiedene Fehlermöglichkeiten auf, da z. B. wichtige Details nicht erhoben werden 

können (z. B. zu Unfallursachen bei „Fahrerflucht“) und die Unfallangaben daher auf der Grundlage von Plau-

sibilitätseinschätzungen vor Ort erfolgen müssen. Da die Unfallerfassung sowohl das Fundament für die Re-

konstruktion, Aufklärung und Analyse von Unfällen bildet als auch einen wichtigen Bezugspunkt der Unfall- 

und Sicherheitsforschung darstellt, wirken sich Fehler entsprechend gravierend aus. Zudem existieren auch 

„Stolpersteine“ bei der forschungsmethodischen Arbeit mit Unfalldaten, um Aussagen zur Wirksamkeit von 

Verkehrssicherheitsmaßnahmen zu treffen. In diesem Zusammenhang führt beispielsweise Persaud (2018: 
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S. 409) an, dass „Vorher-Nachher-Evaluationen zwar aus methodischer Sicht als ‚gold standard‘ und ‚state-

of-the-art‘ gelten“ würden; allerdings müssten diese zum Beispiel mit Blick auf die Vergleichbarkeit von Ver-

suchsgruppen auch korrekt geplant und umgesetzt werden, um belastbare Ergebnisse zu erzielen (siehe 

Kapitel 7). Zusammengefasst wird deutlich, dass die Aussagekraft der Auswertungsergebnisse von Unfallda-

tenanalysen durchaus eingeschränkt ist.  

Trotz der aufgezeigten Schwierigkeiten und des dargelegten Verbesserungspotentials sollen im Folgenden 

Empfehlungen aufgezeigt werden, mithilfe derer der Verkehrssicherheitsarbeit im Land Brandenburg im Hin-

blick auf das Verkehrssicherheitsprogramm mit dem Ziel 2024 Impulse verliehen werden können. Dies erfor-

dert – über die brandenburgischen Bestandsaufnahmen hinaus – auch einen Blick auf aktuelle evidenzba-

sierte Befunde der Verkehrssicherheits- und Evaluationsforschung. Als Grundlage dienen dabei einerseits 

aktuelle Übersichtswerke zur Verkehrssicherheitsarbeit im Allgemeinen (z. B. Assailly, 2017; Elvik, Høye, 

Vaa, & Sørensen, 2009; Lord & Washington, 2018; Shinar, 2017) sowie zu besonderen Zielgruppen wie 

beispielsweise Fahranfängern oder älteren Fahrenden (Eby, Molnar & St. Louis, 2019; Falkenstein & Kart-

haus, 2017; Fisher, Caird, Horrey & Trick, 2017). Andererseits wird auf Meta-Analysen zu Verkehrssicher-

heitsmaßnahmen zurückgegriffen (z. B. Elvik, 2012; 2017; Phillips, Ulleberg & Vaa, 2011). Erwähnt sei hier 

insbesondere das EU-übergreifende Projekt zur Verkehrssicherheitsarbeit „SafetyCube“ (Martensen et al., 

2019; Weijermars et al., 2018). 

Eine derartige Ausrichtung der Verkehrssicherheitsarbeit an empirischen Befunden und entsprechenden 

Meta-Analysen gilt inzwischen als ein sinnvolles Instrument zur zielgerichteten Optimierung und Steuerung 

der Verkehrssicherheitsarbeit (Elvik, 2018; Wegman et al., 2015). Zu beachten ist jedoch, dass auch empi-

risch als wirksam belegte Maßnahmen für eine Anwendung in Brandenburg nicht unreflektiert übernommen 

werden sollten; stattdessen sind sie – in Übereinstimmung mit Wegman (2017) – angemessen an die hiesigen 

Bedingungen anzupassen und hinsichtlich ihrer Wirkungen zu überprüfen. Für die Überprüfung der Wirkung 

von Verkehrssicherheitsmaßnahmen erscheint die Implementierung eines sinnvollen Qualitätsmanagements 

(QM) nutzbringend, mithilfe dessen die Steuerung und Evaluation der Verkehrssicherheitsarbeit gelingen 

kann (Lord & Washington, 2018). In Kapitel 7 werden Gestaltungsvorschläge für ein solches QM-System 

dargelegt. Mit der Schaffung eines evidenzbasierten Fundaments für die Verkehrssicherheitsarbeit könnten 

vorrangig die Maßnahmen umgesetzt oder stärker forciert werden, deren Lern- und Sicherheitswirksamkeit 

belegt oder anzunehmen ist, so dass – im Sinne der Leitziele des brandenburgischen Verkehrssicherheits-

programms – die Zahl der Getöteten und Schwerverletzten dauerhaft reduziert werden kann.  
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Handlungsempfehlung 1: Verkehrssicherheitsbezogene Bildungsmaßnahmen 
im Allgemeinen sowie Aus- und Weiterbildungen für die Akteure der Verkehrssi-
cherheitsarbeit im Besonderen sind möglichst lernwirksam zu gestalten und re-
gelmäßig zu überprüfen 

Das Verkehrssicherheitsprogramm sieht an mehreren Stellen mobilitätsbezogene Bildungsmaßnahmen 

(z. B. im Zuge der schulischen Mobilitätsbildung und Verkehrserziehung und der Ausbildung von Berufskraft-

fahrenden und Fahrlehrerinnen und Fahrlehrern) sowie Fortbildungen für die Akteure der Verkehrssicher-

heitsarbeit (z. B. für das pädagogische Personal von Bildungseinrichtungen, für Mitglieder der Unfallkommis-

sionen, für Straßenplanerinnen und Straßenplaner, für Vertreterinnen und Vertreter kommunaler Baulastträ-

ger und der Straßenverkehrsbehörden) vor. Hierzu sollten Vorgaben bzw. konkrete Hinweise erarbeitet wer-

den, wie diese Fortbildungen möglichst lernwirksam umgesetzt werden können. Dabei erscheinen lernwirk-

same Aus- und Weiterbildungen besonders für diejenigen Fälle relevant, in denen die Verkehrssicherheitsar-

beit für die Teilnehmenden „Neuland“ ist oder nur eines von vielen Tätigkeitsfeldern darstellt. Die Lehr-Lern-

forschung und die Didaktik bieten umfassende Erkenntnisse zu den evidenzbasierten Qualitätsmerkmalen 

lernwirksamer Lehr-Lernprozesse (ein Überblick findet sich beispielsweise bei Hattie & Zierer, 2018; Helmke, 

2017; Schrader, 2018). Diese Qualitätsmerkmale sollten auch bei der Gestaltung von Aus- und Weiterbil-

dungsveranstaltungen in der brandenburgischen Verkehrssicherheitsarbeit Berücksichtigung finden. Für eine 

zielführende Bewertung der Lernwirksamkeit sollte die fachliche und pädagogische Qualität der Bildungs-

maßnahmen fortlaufend evaluiert werden. Dadurch kann nachgesteuert und allen beteiligten Akteuren die 

Möglichkeit zur professionellen Weiterentwicklung geben werden. Ein erprobtes Instrument zur Beurteilung 

der fachlichen und pädagogischen Qualität der Fahrschulausbildung stellt das Inventar zur pädagogisch qua-

lifizierten Fahrschulüberwachung dar (Sturzbecher, Teichert & Bredow, 2018), das Anregungen für die Qua-

litätserfassung anderer verkehrssicherheitsbezogener Maßnahmen bietet. 

Handlungsempfehlung 2: Die schulische Mobilitätsbildung und Verkehrserzie-
hung durch zusätzliche geeignete Akteure bereichern 

Mit dem Verkehrssicherheitsprogramm soll die schulische Mobilitätsbildung und Verkehrserziehung gefördert 

werden. Hierfür sind Maßnahmen vor allem auf rechtlicher und administrativer Ebene vorgesehen, z. B. die 

Berücksichtigung der Mobilitätsbildung und Verkehrserziehung bei der Neugestaltung von Rahmenlehrplä-

nen oder die Entwicklung von Handreichungen mit Praxisbeispielen (Landesinstitut für Schule und Medien 

Berlin-Brandenburg, 2018). In einer Analyse zur rechtlichen Verankerung und zur Umsetzungspraxis der Mo-

bilitätsbildung und Verkehrserziehung von Sturzbecher, Schmidt und Genschow (2017) wird allerdings auf 

einige Umsetzungshürden hingewiesen und festgestellt, dass entsprechende Angebote deutschlandweit un-

terschiedlich stark und gut praktiziert werden. Gründe dafür könnten zum einen darin liegen, dass erstens in 

Deutschland ein zunehmender Mangel an Lehrenden festzustellen ist (Klemm & Zorn, 2018), zweitens die 

Mobilitätsbildung und Verkehrserziehung in der Aus- und Fortbildung von Lehrenden einen geringen Stellen-

wert einnimmt, drittens dieses Tätigkeitsfeld nur eines von vielen für Lehrende darstellt und viertens Lehrende 

nur bedingt wissen, was genau sie in diesem Bereich machen sollen. Dementsprechend wird die Mobilitäts-

bildung und Verkehrserziehung mitunter an externe Akteure übertragen oder durch diese ergänzt (z. B. durch 

Mitarbeitende der Verkehrsbetriebe für die Schulung des Verhaltens bei der Nutzung öffentlicher Verkehrs-

mittel). Zur Gewährleistung der angestrebten Lernwirksamkeit derartiger Angebote sollte vor dem Einsatz 

externer Lehrkräfte deren pädagogische Fachkompetenz – beispielsweise über Qualifizierungsnachweise – 

und ihre persönliche Eignung sichergestellt werden.  

Zudem sind auch die Berufe, denen diese externen Akteure nachgehen, von einem gewissen Nachwuchs-

mangel geprägt (z. B. PricewaterhouseCoopers GmbH, 2017, zum Fachkräftemangel im öffentlichen Dienst). 

Da auch die in Brandenburg tätigen Akteure der Verkehrssicherheitsarbeit eine Ausweitung der schulischen 

Mobilitätsbildung und Verkehrserziehung als notwendig ansehen sowie eine Intensivierung von Kooperatio-

nen und die Stärkung der Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Akteuren fordern (IGES Institut, 2017), 
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stellt sich somit die Frage, welche zusätzlichen Akteure zur Ergänzung und Ausweitung der schulischen Mo-

bilitätsbildung und Verkehrserziehung in Frage kommen, die erstens flächendeckend verfügbar sind, zwei-

tens Erfahrung in der Gestaltung von – idealerweise mobilitäts- und verkehrsbezogenen – Lehr-Lernprozes-

sen haben und drittens in Theorie und Praxis derartige Angebote durchführen können. Als besonders geeig-

net scheinen Fahrlehrerinnen und Fahrlehrer für diese Ergänzung zu sein – insbesondere seitdem im Zu-

sammenhang mit der Reform der Fahrlehrerausbildung ein modularisiertes und kompetenzorientiertes Aus-

bildungskonzept etabliert wurde, in dem die Qualifikation angehender Fahrlehrerinnen und Fahrlehrer für 

zusätzliche Tätigkeitsfelder (z. B. in der Mobilitätsbildung und Verkehrserziehung in Kindertageseinrichtun-

gen und Schulen) als Zusatzmodul vorgesehen ist (Brünken, Leutner, Sturzbecher, Bredow & Ewald, 2015; 

2017). 

Handlungsempfehlung 3: Neben der primären Ausrichtung von Geschwindig-
keitsüberwachungsmaßnahmen an der Verkehrssicherheitslage sollten Wün-
sche der Bürgerinnen und Bürger anlassbezogen im Rahmen der Geschwindig-
keitsüberwachung berücksichtigt werden 

Das Überschreiten von Geschwindigkeitsbegrenzungen im Straßenverkehr stellt eine Form delinquenten Ver-

kehrsverhaltens dar, dessen Reduzierung ein erklärtes Ziel im Verkehrssicherheitsprogramm darstellt. Der 

Unfallbericht (IFK, 2019) zeigt, dass unangemessene Geschwindigkeiten zu den fünf häufigsten Unfallursa-

chen zu zählen ist. Solche geschwindigkeitsbezogenen Regelverstöße können dabei sowohl unbewusst (z. 

B. durch Übersehen eines entsprechenden Verkehrszeichens) als auch bewusst (z. B. zum Zwecke des 

schnelleren Vorankommens) geschehen (Rößger, Schade, Schlag & Gehlert, 2011). Aufgrund der relativ 

geringen Entdeckungswahrscheinlichkeit (Raithel & Widmer, 2012) sind Geschwindigkeitsübertretungen ein 

weit verbreitetes Phänomen (Elvik, 2012). Es liegt daher die Vermutung nahe, dass es sich in einer Vielzahl 

der Fälle des zu schnellen Fahrens um bewusstes – d. h. geplantes – Verhalten handelt. Die hierfür notwen-

dige Verhaltensintention wird nach der „Theorie des geplanten Verhaltens“ (Ajzen, 1985; 1991) von drei Fak-

toren beeinflusst: (1) von der wahrgenommenen Verhaltenskontrolle, (2) von den Einstellungen gegenüber 

einem konkreten Verhalten und (3) von sozialen bzw. subjektiven Normen (d. h. davon, wie persönlich als 

bedeutsam erachtete Bezugspersonen das Verhalten bewerten). Die Einstellung einer Person zu einem Ein-

stellungsobjekt kann u. a. auch durch die Möglichkeit der Mitbestimmung oder Partizipation verändert werden 

(z. B. Düben, Ziegler, Kremer & Kellermann, 2017, zum Einfluss der Nutzerbeteiligung auf Einstellungen zu 

Verkehrszugangssystemen im Bereich des ÖPNV). Zugleich ist die Akzeptanz von Regeln im Straßenverkehr 

größer, wenn diese als sinnvoll, wichtig und nachvollziehbar erlebt werden (Hautzinger et al., 2011; Rößger 

et al., 2011). Neben der grundsätzlichen Ausrichtung von Geschwindigkeitsüberwachungsmaßnahmen an 

der Verkehrssicherheitslage ist abzuwägen, ob Wünsche der Bürgerinnen und Bürger anlassbezogen im 

Rahmen der Geschwindigkeitsüberwachung berücksichtigt werden können, beispielsweise indem Möglich-

keiten eingeräumt werden, Stellen für vorgesehene Überwachungsmaßnahmen vorzuschlagen (z. B. durch 

das Web-Portal „Maerker“14). In anderen Bundesländern (z. B. Nordrhein-Westfahlen) ist diese Handlungs-

empfehlung explizit im Verkehrssicherheitsprogramm verankert (Ministerium für Verkehr des Landes Nord-

rhein-Westfalen, 2018). Neben einer aktiven Teilhabe, sollten neu angeordnete oder geänderte Geschwin-

digkeitsbeschränkungen transparent begründet werden (z. B. durch geeignete Zusatzzeichen), um die Re-

gelakzeptanz zusätzlich zu erhöhen. 

  

                                                        

14 Die Internet-Plattform „Maerker“ ermöglicht es Bürgerinnen und Bürgern mitzuteilen, wo sie Infrastrukturprobleme entdeckt haben, wie 

beispielsweise gefährliche Schlaglöcher oder unnötige Barrieren für ältere oder behinderte Menschen. Verfügbar unter: https://maer-

ker.brandenburg.de/sixcms/detail.php?template=startseite.  
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Handlungsempfehlung 4: Die Ahndung von Fehlverhalten muss schnellstmög-
lich und konsequent erfolgen 

Eine umfassende Verkehrsüberwachung gilt als eine zentrale Stellschraube zur Erhöhung der Verkehrssi-

cherheit bzw. zur Flankierung anderer Verkehrssicherheitsmaßnahmen, um regelkonformes Verhalten von 

Verkehrsteilnehmern zu erreichen (Elvik, 2012; European Commission, 2018; Wegman, 2000). Bei der Frage, 

ob sich Verkehrsteilnehmende regelkonform verhalten oder nicht, spielen verschiedene Faktoren eine Rolle 

(Hautzinger et al., 2011; Rößger et al., 2011). Zu diesen zählen insbesondere die wahrgenommene subjektive 

Entdeckungswahrscheinlichkeit (Wie schätzt die verkehrsdelinquente Person die Wahrscheinlichkeit ein, bei 

ihrem Verkehrsverstoß ertappt zu werden?) und die Höhe der Sanktion. Bezüglich der Frage, ob eine deutli-

che Erhöhung von Bußgeldern die Anzahl an Verkehrsverstößen reduziert, stellte Elvik (2016) fest, dass eine 

Erhöhung von Bußgeldern mit weniger Verstößen einhergehen kann. Es existiert jedoch ein „Turning Point“, 

d. h. ein Moment, ab dem eine weitere Erhöhung der Bußgelder nicht mehr mit einem Rückgang an Ver-

kehrsverstößen verknüpft ist. Die Verkehrsüberwachung sollte also zunächst so gestaltet werden, dass die 

subjektive empfundene Entdeckungswahrscheinlichkeit gesteigert wird. Dies kann beispielsweise durch auf-

fällige oder angekündigte Schwerpunktkontrollen erfolgen. Weiterhin sollten Verstöße konsequent geahndet 

und die vorhandenen Sanktionsmöglichkeiten ausgeschöpft werden. Insgesamt betrachtet, sollte die Ahn-

dung von Verkehrsverstößen auf Brandenburgs Straßen also umfassend, schnellstmöglich und konsequent 

erfolgen.  

Handlungsempfehlung 5: Von einer „altersgerechten“ Gestaltung der Straßen-
verkehrsinfrastruktur profitieren alle Altersgruppen 

Ältere Fahrende haben insbesondere in komplexen Verkehrssituationen Schwierigkeiten bei der Fahrzeug-

führung (Falkenstein & Karthaus, 2017). Als große Unterstützung gilt dabei eine „altersgerechte“ Straßenge-

staltung (Boenke & Gerlach, 2011; Eby et al., 2019; Falkenstein & Karthaus, 2017). In einer Evaluationsstudie 

nach der Umsetzung derartiger baulicher Maßnahmen (z. B. reflektierende Verkehrszeichen, Verkehrszei-

chen zur Verdeutlichung der Verläufe von Fahrstreifen, Countdowns an Ampeln) ziehen Kwigizile et al. (2015) 

das Fazit, dass diese Maßnahmen zum einen auch bei den übrigen Verkehrsteilnehmenden auf Akzeptanz 

stoßen oder von diesen als hilfreich angesehen werden. Zum anderen weisen solche Maßnahmen ein gutes 

Verhältnis von Aufwand und Nutzen auf. Demzufolge empfiehlt es sich, eine derartige Gestaltung des Ver-

kehrsraums auch in Brandenburg zu forcieren und die im Verkehrssicherheitsprogramm skizzierten Maßnah-

men zu konkretisieren und auszubauen. Diesen Ansatz sehen auch die Akteure der Verkehrssicherheitsarbeit 

in Brandenburg als zielführend an, da sie sich für einen verstärkten Einsatz der Entwurfsprinzipien der selbst-

erklärenden und fehlerverzeihenden15 Straße aussprechen und gleichzeitig kritisieren, dass infrastrukturelle 

Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit derzeit eher selten praktiziert werden. 

Handlungsempfehlung 6: Bei Maßnahmen zur Beurteilung und zum Ausbau der 
Fahrkompetenz älterer Kraftfahrender werden erprobte Instrumente und Kon-
zepte gebraucht sowie Spezialistinnen und Spezialisten, die zusammenarbeiten 

Wie in den vorangehenden Kapiteln verdeutlicht wurde, stellen ältere Verkehrsteilnehmende eine wichtige 

Zielgruppe für die Erreichung der im Verkehrssicherheitsprogramm gesteckten Ziele dar. Dabei wird insbe-

sondere die Verkehrssicherheitsarbeit mit älteren Kraftfahrenden in hohen Lebensjahren als zukünftige Her-

ausforderung gesehen, zu deren Bewältigung unterschiedliche Maßnahmen gefordert werden (z. B. regel-

mäßige Gesundheitsuntersuchungen). Hinsichtlich der Frage, wie die Fahrkompetenz älterer Kraftfahrender 

                                                        

15 Selbsterklärende Straßen sind so gestaltet, dass die am Verkehr teilnehmenden Personen anhand des Erscheinungsbilds der Straße 

selbst erkennen, welches Verkehrsverhalten gewünscht und angemessen ist. Fehlerverzeihende Straßen sind so gestaltet, dass Fehler 

der am Verkehr teilnehmenden Personen möglichst nicht zum Unfall führen oder schwerwiegende Unfallfolgen vermieden werden. 
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erhalten und gefördert werden kann, sprechen sich Falkenstein und Karthaus (2017) für eine gestufte Vorge-

hensweise aus: Zunächst gilt es, die vorhandene Fahrkompetenz zu erfassen, wobei dies einerseits über 

Leistungstests zu fahrrelevanten Funktionen und andererseits durch eine Beurteilungsfahrt geschehen kann. 

Eine Kombination dieser beiden Methoden wird von Falkenstein und Karthaus (2017: S. 133) als „Königsweg“ 

bezeichnet, der allerdings auch mit einem gewissen Aufwand verbunden ist. Wird im Leistungstest gut abge-

schnitten, spricht dies mit hoher Wahrscheinlichkeit für ein ausreichendes Maß an Fahrkompetenz. Fallen die 

Testergebnisse weniger gut aus, sollte eine Beurteilungsfahrt im Realverkehr erfolgen, um ein realistisches 

Bild der Fahrkompetenz zu erhalten. 

Erst im Falle eines nicht ausreichenden Fahrkompetenzniveaus stellt sich die Frage nach Trainingsmaßnah-

men zum Erhalt und Ausbau der Fahrkompetenz. Weitere Eingriffe im Sinne von Auflagen und Beschränkun-

gen oder eines Verbots des Führens fahrerlaubnispflichtiger Kraftfahrzeuge sollten erst als ultima ratio in 

Frage kommen. Wie bereits dargelegt, sollte sowohl die Fahrkompetenzbeurteilung im Realverkehr als auch 

ein entsprechendes Trainingsprogramm evidenzbasiert gestaltet werden (s. Poschadel et al., 2012). Zur Fest-

stellung der Fahrkompetenz sind erprobte Instrumente einzusetzen. Als Beispiele hierfür können das bei 

Poschadel et al. (2012) verwendete TRIP-Protokoll16 und das im Zuge der Optimierung der Praktischen Fahr-

erlaubnis entwickelte elektronische Prüfprotokoll herangezogen werden (Sturzbecher, Mörl & Kaltenbaek, 

2014; Sturzbecher, Luniak & Mörl, 2016), welches derzeit für Beurteilungsfahrten mit älteren Kraftfahrenden 

erprobt wird (Schleinitz, Berthold & Rößger, 2018). Hinsichtlich der Gestaltung von Trainingskonzepten soll-

ten konkrete evidenzbasierte Gestaltungsempfehlungen gegeben werden. In Anlehnung an Poschadel et al. 

(2012) sollten beispielsweise Verkehrssituationen, die älteren Kraftfahrenden Probleme bereiten, gezielt und 

in einem angemessenen zeitlichen Umfang geübt werden. Im Zuge der oben beschriebenen Maßnahmen-

kette von Falkenstein und Karthauser (2017) wird deutlich, dass eine Zusammenarbeit zwischen Medizine-

rinnen und Medizinern, Psychologinnen und Psychologen, amtlich anerkannten Sachverständigen oder Prü-

ferinnen und Prüfern für den Kraftfahrzeugverkehr und Fahrlehrerinnen und Fahrlehrern für eine effektive 

Umsetzung derartiger Trainingsmaßnahmen besonders relevant ist. Zur Erreichung von Synergieeffekten 

sollten hier interdisziplinär gestaltete Fortbildungen ins Auge gefasst werden, was auch von den Akteuren 

der Verkehrssicherheitsarbeit in Brandenburg gefordert wird, da sie sich für eine stärkere Kooperation zwi-

schen den Akteuren aussprechen (IGES Institut, 2017). Der Wunsch nach derartigen Fortbildungen besteht 

darüber hinaus nicht nur auf Seiten der Verkehrssicherheitsakteure, sondern wird auch von anderen relevan-

ten Akteuren wie beispielsweise den Verkehrsmedizinerinnen und Verkehrsmedizinern geteilt (Hennighausen 

& Mattern, 2017).  

Handlungsempfehlung 7: Eine gute Verkehrswahrnehmung und Gefahrenver-
meidung ist für alle Verkehrsteilnehmenden wichtig und lässt sich trainieren 

Defizite in der Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung gelten vor allem bei Fahranfängern als wich-

tige Ursache für deren hohes Unfallrisiko. In Studien wurde belegt, dass diese Schlüsselkompetenzen für 

sicheres Fahren wirksam trainiert werden können (McDonald et al., 2015). Aus den Forschungsergebnissen 

ist darüber hinaus bekannt, dass nicht nur Fahranfänger, sondern auch erfahrene Fahrende von solche Maß-

nahmen profitieren (Horswill, Taylor, Newnam, Wetton, & Hill, 2013). Auch für weitere Verkehrsteilnehmende 

wurden bereits wirksame Trainingsprogramme entwickelt und erprobt, z. B. für Fahrrad fahrende Kinder und 

Erwachsene (Lehtonen et al., 2017) und für ältere Kraftfahrzeugführende (Horswill, Falconer, Pachana, Wet-

ton, & Hill, 2015). Es erscheint demnach zielführend, solche Trainingsprogramme für die zielgruppenorien-

tierte Verkehrssicherheitsarbeit stärker zu berücksichtigen. 

  

                                                        

16 Das TRIP-Protokoll ist ein Instrument zur Beurteilung der Fahrkompetenz im Realverkehr. Die Fahrkompetenz wird in 12 Dimensionen 

mit mehreren Einzelitems über eine vierstufige Skala („Gut“, „Ausreichend“, „Zweifelhaft“, „Unzureichend“) beurteilt. 
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Handlungsempfehlung 8: Synergieeffekte bei der Förderung von Verkehrssi-
cherheitsmaßnahmen besser auszunutzen 

Es existieren in Brandenburg zahlreiche wirksame Verkehrssicherheitsmaßnahmen, im Rahmen derer für 

unterschiedliche im Verkehrssicherheitsprogramm ausgewiesene Zielgruppen Angebote zur Verfügung ste-

hen. Als Beispiel sei das Projekt „Regio Protect“ genannt, welches sich im Kontext der Fahranfängervorbe-

reitung als lern- und sicherheitswirksam erwiesen hat (Bredow, 2014; Bredow, Palloks, Luniak & Sturzbecher, 

2014). Dieses Konzept wird derzeit auf die berufliche Verkehrssicherheitsarbeit übertragen (Menzel, Schulte, 

Bredow & Voigt, 2017) und wurde im Jahr 2018 um regionale Unfallstrecken für ältere Kraftfahrende ergänzt 

(Voigt & Bredow, 2018). Verkehrssicherheitsmaßnahmen wie diese können somit einen großen Teil der im 

Verkehrssicherheitsprogramm als relevant erachteten Zielgruppen erreichen und sollten weiter gefördert wer-

den. Auch aus den Befragungen im Rahmen des Statusberichts 2017 (IGES Institut, 2017) ergibt sich, dass 

die Akteure der Verkehrssicherheitsarbeit in Brandenburg zum einen eine Intensivierung bestehender Maß-

nahmen fordern. Zum anderen erachten sie eine verstärkte Evaluation bzw. Wirksamkeitsanalyse von Ein-

zelmaßnahmen als notwendig, was dafür spricht, dass vor allem Maßnahmen gefördert werden sollen, die 

sich als lern- und sicherheitswirksam erwiesen haben. 

Handlungsempfehlung 9: Bei der Verbesserung der Unfallhilfe sind die perso-
nelle und materielle Ausstattung wichtig 

Mit Blick auf die Verbesserung der Unfallhilfe werden im Verkehrssicherheitsprogramm – neben einer zielge-

richteten Präventionsarbeit – eine Verbesserung der technischen Ausstattung der Rettungsleitstellen mit Blick 

auf das eCall-System sowie die Überprüfung der gesetzlich festgelegten Hilfsfristen als Maßnahmen ausge-

wiesen. Es erscheint aber mindestens genauso wichtig, für ausreichende personelle, materielle und finanzi-

elle Ressourcen der an der Unfallhilfe beteiligten Akteure zu sorgen. Nur so ist eine schnellstmögliche und 

umfassende medizinische Versorgung von Unfallopfern zu gewährleisten, um dadurch einen maßgeblichen 

Beitrag zur Minderung der Unfallfolgen zu erbringen. Dies wird auch von Groeger (2011: S. 9) deutlich her-

vorgehoben: In mehreren Studien zur verkehrsmedizinischen Versorgung von Verkehrsunfallopfern konsta-

tiert er, dass für schwerverletzte Personen (1) das schnelle Erreichen der Person, (2) die Erstbehandlung vor 

Ort und (3) der schnellstmögliche Transport zur Unfallklinik die wesentlichen Schlüssel dafür darstellen, dass 

schwere Verletzungen nicht tödlich ausgehen. 

Handlungsempfehlung 10: Landesweit einheitliche effiziente Unfallanalysever-
fahren helfen bei der Verkehrssicherheitsarbeit 

Im Verkehrssicherheitsprogramm ist vorgesehen, dass sich Brandenburg für eine verbesserte Unfallerfas-

sung einsetzt, indem mögliche Schnittstellen und Verknüpfungen der bestehenden Systeme zur Unfalldaten-

erfassung geprüft werden. Hier wäre einerseits ein konsequentes Eintreten für ein landesweit einheitliches 

Verfahren der Analyse von Unfalldaten wünschenswert. Andererseits gilt es, durch ein systematisches lan-

desweites Unfallmonitoring in den Regionen wichtige Unfallursachen vor Ort schnell zu identifizieren und 

zeitnah passende Verkehrssicherheitsmaßnahmen zu initiieren. Dazu könnten die Unfallkommissionen einen 

entscheidenden Beitrag leisten. Auch die brandenburgischen Verkehrssicherheitsakteure äußern den 

Wunsch nach einer Stärkung der Unfallkommissionen. 

Fazit 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die im Kapitel 3 aufgezeigten Ergebnisse der Unfalldatenana-

lyse zur Halbzeit darauf hindeuten, dass die Erreichung der Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms für 

2024 unsicher erscheint. Daher wurden im Kapitel 4 verschiedene Zielgruppen herausgestellt, die mittels 

zielgruppenspezifischer Maßnahmen adressiert werden sollten, um die Erreichung der angestrebten Ziele 

schneller voranzubringen. Insbesondere die bisher im Verkehrssicherheitsprogramm festgelegten Maßnah-

men für ältere Verkehrsteilnehmende sollten weiter ausgebaut und evidenzbasiert konkretisiert werden. Wei-

tere Empfehlungen zielen auf die Sicherstellung der pädagogischen Kompetenz der beteiligten Akteure und 
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ihre möglichst interdisziplinäre Zusammenarbeit ab. Ergänzend dazu stellt eine nachvollziehbare und an den 

örtlichen Gegebenheiten orientierte Geschwindigkeitsüberwachung eine sicherheitswirksame Strategie der 

Verkehrssicherheitsarbeit dar. Schließlich könnten ein effizientes Unfallmonitoring und eine daraus resultie-

rende zeitnahe Ableitung örtlicher Verkehrssicherheitsmaßnahmen sowie eine Verbesserung der Unfallhilfe 

zur Erhöhung der Sicherheit im Straßenverkehr beitragen. Im folgenden Kapitel wird aufgezeigt, wie die (Wei-

ter-)Entwicklung, Durchführung und Evaluation von Verkehrssicherheitsmaßnahmen durch ein prozessbe-

gleitendes Qualitätsmanagement gesteuert und verbessert werden können. 
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7 Empfehlungen für ein prozessbegleitendes Quali-
tätsmanagement in der Verkehrssicherheitsarbeit 

7.1 Ausgangsposition und Zielstellung 

Einschätzungen zur Qualität von Verkehrssicherheitsmaßnahmen können interindividuell sehr unterschied-

lich ausfallen, weil Menschen ein unterschiedliches Qualitätsverständnis haben und Qualitätsbewertungen 

aus Wahrnehmungen und kognitiven Verarbeitungsprozessen resultieren, die kontextgebunden sind und ver-

schiedenen Beobachtungs- und Beurteilungsfehlern unterliegen (Fisseni, 2004). Umso wichtiger erscheint es 

zu klären, was unter „Qualität“ bei Verkehrssicherheitsmaßnahmen zu verstehen ist und wie eine gute Qua-

lität erreicht werden kann. Dazu soll im vorliegenden Kapitel eine theoretische und methodische Annäherung 

an Begriffe stattfinden, die mit der Qualitätssicherung im Bereich der Verkehrssicherheitsarbeit in Verbindung 

stehen. 

Anschließend sollen – auf der Grundlage der vorangegangenen Berichterstattung zum aktuellen Stand der 

Umsetzung des Verkehrssicherheitsprogramms 2024 – Empfehlungen für die Erarbeitung eines Instrumen-

tariums zur Steuerung und Qualitätssicherung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen skizziert werden. Ein sol-

ches Instrumentarium erscheint unverzichtbar, um auf der Landesebene den Erfolg von Maßnahmen fördern 

und beurteilen zu können sowie eine Vergleichbarkeit verschiedener Maßnahmen zu erwirken. Auf der Pro-

jektebene soll dieses Instrumentarium den Maßnahmenträgern ein prozessbegleitendes Qualitätsmanage-

ment bei den einzelnen Verkehrssicherheitsmaßnahmen ermöglichen. Im Zusammenspiel der Maßnahmen-

steuerung auf der übergreifenden Landesebene einerseits und der maßnahmenspezifischen Projektebene 

der Maßnahmenträger andererseits entsteht dann die Möglichkeit, gemeinsam Verkehrssicherheitsmaßnah-

men bedarfsbezogen und zielgerichtet zu planen, aufeinander abzustimmen und effizient durchzuführen, um 

die gesteckten Ziele des 2014 aufgestellten Verkehrssicherheitsprogramms zu erreichen. Darüber hinaus ist 

eine Förderung und Verstetigung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen nur dann sinnvoll und wirtschaftlich, 

wenn diese sich als wirksam bei der Vermittlung von Wissen, Können und Einstellungen erwiesen haben, die 

zur Erhöhung der Verkehrssicherheit beitragen. 

Verkehrssicherheitsmaßnahmen richten sich – entsprechend der mannigfaltigen Unfallursachen und Ein-

flussfaktoren auf das Unfallgeschehen – auf unterschiedliche Ziele und Inhalte; sie sollen verschiedene Ziel-

gruppen ansprechen und bedienen sich einer Vielfalt von Methoden, die von Bildungsangeboten bis hin zu 

straßenbaulichen und fahrzeugtechnischen Maßnahmen reichen. Es erscheint offensichtlich, dass derart un-

terschiedliche Maßnahmen auch unterschiedlichen Qualitätsstandards und Qualitätskriterien genügen müs-

sen sowie maßnahmentypische Strategien zur Qualitätsfeststellung und Qualitätsförderung erfordern. Daher 

wird empfohlen, ein „Qualitätshandbuch zur Steuerung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen“ zu erarbeiten, 

das unter anderem Anforderungsstandards, Bewertungskriterien und Evaluationsverfahren für verschiedene 

Kategorien von Maßnahmen bzw. „Maßnahmenarten“ (s. u.) enthält. Der erste Schritt auf dem Weg dahin 

besteht darin, die Menge der vorhandenen und wünschenswerten Verkehrssicherheitsmaßnahmen – unter 

Berücksichtigung der Ergebnisse der bereits im Jahr 2017 auf der Landesebene durchgeführten Bestands-

aufnahme und Kategorisierung von Maßnahmen (IGES Institut, 2017) – in Form einer Taxonomie17 von Maß-

nahmenarten zu strukturieren. Im Anschluss können dann in einem zweiten Schritt für jede definierte Maß-

nahmenart prototypische (d. h. modellhafte) Qualitätsstandards, Qualitätsbewertungskriterien, Evaluations-

verfahren und Empfehlungen zur Nachhaltigkeitssicherung erarbeitet werden. Im dritten Schritt schließlich 

müssen die erarbeiteten maßnahmentypischen Qualitätssicherungsinstrumente dann in maßnahmentypi-

sche Strategien und Handlungsabläufe zur Projektsteuerung eingeordnet werden. Mit anderen Worten: Im zu 

erarbeitenden Qualitätshandbuch finden sich für jede Maßnahmenart spezielle prototypische Qualitätsstan-

dards, Qualitätsbewertungskriterien, Evaluationsvorgaben und Strategien der Nachhaltigkeitssicherung. 

                                                        

17 Eine Taxonomie ist ein einheitliches Verfahren oder Modell, mit dem Objekte nach bestimmten Kriterien klassifiziert werden (vgl. Kap. 

5.2). 
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Diese Instrumente erlauben es sowohl den staatlichen Behörden als auch den Maßnahmenträgern, Verkehrs-

sicherheitsmaßnahmen von ihrer Konzeptionierung an über ihre Erprobung bis hin zu ihrer Beendigung oder 

Verstetigung professionell zu steuern und zu koordinieren.   

Die Entwicklung und Erprobung eines „Qualitätshandbuchs zur Steuerung von Verkehrssicherheitsmaßnah-

men“ kann nicht im Rahmen des vorliegenden Projekts bzw. Statusberichts geleistet werden. Der erste Schritt 

auf dem Weg dahin wird aber – nach der oben bereits angesprochenen Darstellung theoretischer und me-

thodischer Grundlagen des Qualitätsmanagements – mit der Beschreibung einer empirisch begründeten Ta-

xonomie von Maßnahmenarten in Angriff genommen. Darüber hinaus wird im vorliegenden Kapitel mit einer 

exemplarischen Darstellung maßnahmentypischer Qualitätssicherungsinstrumente auch der oben genannte 

zweite Schritt begonnen. Sobald die vorgelegte Taxonomie erprobt und in der Fachöffentlichkeit der vielen 

hauptberuflichen und ehrenamtlichen Akteure akzeptiert ist, kann dann das Instrumentarium für die Quali-

tätssicherung bei den einzelnen Maßnahmenarten vervollständigt und erprobt werden. Damit wäre dann der 

zweite Schritt abgeschlossen. Als Voraussetzung dafür müssen umfangreiche Recherchen zu den in der 

Praxis etablierten Evaluationsstrategien bei Verkehrssicherheitsmaßnahmen durchgeführt werden. Der dritte 

Schritt auf dem Weg zum Qualitätshandbuch, also die Erarbeitung maßnahmentypischer Strategien der Pro-

jektsteuerung, kann im vorliegenden Bericht nur an einem Beispiel grob skizziert werden. 

7.2 Theoretische und methodische Grundlagen des Qualitätsmanagements bei 
Verkehrssicherheitsmaßnahmen 

Qualität  

Der Begriff „Qualität“ hat seinen Ursprung im lateinischen Wort „qualitas“, was „Beschaffenheit“ oder „Eigen-

schaft“ bedeutet. Es gibt keine allgemein akzeptierte Definition von „Qualität“, Qualitätsbegriffe beziehen sich 

in unterschiedlicher Weise auf Wünsche und Erwartungen von Auftraggebern oder Förderern bzw. Nutzern 

oder Betroffenen. Nach DIN EN ISO 9000 – einer der ISO-Kernnormen für Qualitätsmanagementsysteme – 

ist „Qualität“ als „Grad, in dem ein Satz inhärenter Merkmale eines Objekts Anforderungen erfüllt“ zu verste-

hen. Die genannten Objekte können dabei beispielsweise Produkte, Dienstleistungen oder Prozesse sein; 

auch Verkehrssicherheitsmaßnahmen kommen als Objekte in Betracht. Will man Qualität bewerten oder gar 

„messen“, muss man zuvor festlegen, welche Anforderungen das Objekt erfüllen soll und woran man die 

Anforderungserfüllung erkennen kann. Dies erfolgt durch die Festlegung von Qualitätsstandards und Quali-

tätsbewertungskriterien: Erst dadurch entstehen Vergleichsmöglichkeiten und belastbare Grundlagen für Ma-

nagemententscheidungen oder qualitätssichernde Maßnahmen (Zollondz, 2002).  

Bei der Bewertung von Qualität unterscheidet Garvin (1984), der als ein Vertreter eines „neutralen“ Qualitäts-

begriffes gilt, fünf mögliche Teilqualitäten bzw. Perspektiven: (1) einen transzendenten, (2) einen produktbe-

zogenen, (3) einen kundenbezogenen, (4) einen wertorientierten und (5) einen fertigungs- bzw. prozessbe-

zogenen Ansatz. In ihrer Verknüpfung bilden diese Ansätze die Vielschichtigkeit des Qualitätsbegriffs umfas-

send ab (Kamiske & Brauer, 2008). Im transzendenten Verständnis ist Qualität absolut und universell erkenn-

bar („spürbar“), jedoch nicht präzise messbar. Bei einem produktbezogenen Verständnis handelt es sich beim 

Qualitätsbegriff um ein objektiv messbares Merkmal, das die Summe der Eigenschaften eines Produkts bzw. 

einer Dienstleistung beinhaltet. Hingegen bezieht sich das kundenbezogene Verständnis auf die Definition 

der Qualität aus Kundensicht: Jedes Individuum hat andere Bedürfnisse, und es gelten solche Güter als 

hochwertig, die diese Bedürfnisse am besten befriedigen. Der wertorientierte Qualitätsbegriff stellt das Kos-

ten-Nutzen-Verhältnis in den Mittelpunkt, und es wird danach gefragt, ob ein Produkt oder eine Dienstleistung 

zu einem bestimmten Preis einen entsprechenden Nutzen erbringt. Beim fünften möglichen Ansatz der Qua-

litätsdefinition handelt es sich um den fertigungs- bzw. prozessbezogenen Ansatz. Hier geht es um eine ge-

wisse Normerfüllung, die schließlich für Qualität steht.  

Je nachdem, welchen Ansatz man bei der Betrachtung von Qualität akzentuiert, unterscheiden sich die An-

forderungen an Verkehrssicherheitsmaßnahmen wie auch die eingesetzten Verfahren zur Qualitätssiche-
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rung. Hat man beispielsweise ein produktbezogenes Qualitätsverständnis, wird man Qualitätskriterien defi-

nieren und versuchen, ihre Ausprägung zu messen. Unabhängig davon ist Qualität natürlich auch für die 

Beteiligten spürbar; die Messergebnisse und die intuitiven Wahrnehmungen zur Qualität sollten nicht im Wi-

derspruch zueinander stehen. Besitzt man ein kundenbezogenes Qualitätsverständnis, wird man bei der 

Qualitätserfassung die Kundenperspektive bzw. die Kundenzufriedenheit nicht vergessen. Natürlich muss bei 

den Anforderungen an Verkehrssicherheitsmaßnahmen auch der Kostenaspekt beachtet werden. Und 

schließlich tragen auch die Beschreibung von Qualitätsmerkmalen bei den Maßnahmenprozessen und die 

Überprüfung dieser Merkmale in den Abläufen von Verkehrssicherheitsmaßnahmen zur Qualitätssicherung 

bei. Im Hinblick auf die Qualität von Verkehrssicherheitsmaßnahmen darf daher keine der dargestellten Per-

spektiven außer Acht gelassen werden. Da es aber um die staatliche Steuerung eines hochwertigen Maß-

nahmenangebots im öffentlichen Gemeinwohlinteresse geht, ist der produktbezogene Ansatz in den Mittel-

punkt zu stellen: Aufgrund der Vielfalt der Akteure und Maßnahmen zur Gewährleistung der Verkehrssicher-

heit müssen in der Fachöffentlichkeit akzeptierte professionelle Qualitätsstandards und Qualitätsbewertungs-

kriterien erarbeitet und abgestimmt werden. 

Qualitätsmanagement 

Das Qualitätsmanagement umfasst: (1) die Entwicklung und Fortschreibung von Qualitätsstandards sowie 

die Förderung ihrer Umsetzung (Qualitätsförderung) und (2) die Überprüfung der Ergebnisse (Qualitätsfest-

stellung). Beide Komponenten des Qualitätsmanagements richten sich auf die unternehmerischen Grund-

funktionen Planung, Organisation, Koordination, Dokumentation, Führung, Stellenbesetzung und Budgetie-

rung (Gulick & Urwick, 1937; Heiner, 1996). Für das Qualitätsmanagement von Verkehrssicherheitsmaßnah-

men bedeutet dies, dass die Maßnahmenförderer, die Maßnahmenentwickler wie auch die Maßnahmenträger 

bei der Maßnahmensteuerung darauf achten müssen,  

- dass eine kompetente Leitungskraft für die Umsetzung der Maßnahme und die Dokumentation aller 

wesentlichen Umsetzungsschritte eingesetzt wird,  

- dass die Maßnahme rechtzeitig und professionell organisiert und mit anderen Maßnahmen koordi-

niert wird und 

- dass bei der Umsetzung der geplanten Maßnahme fachkundiges Personal zur Verfügung steht und 

die Projektmittel effizient verwendet werden. 

All diese Anforderungen müssen bei der Erarbeitung maßnahmentypischer Steuerungsstrategien für das 

„Qualitätshandbuch zur Steuerung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen“ berücksichtigt und operationalisiert 

werden (3. Schritt). Dabei sind die Ebene des Maßnahmenträgers und ggf. die (meist staatliche) Ebene des 

Maßnahmenförderers zu unterscheiden, weil die Aufgaben auf beiden Ebenen bei der notwendigen zielori-

entierten Planung, Steuerung und Kontrolle von Leistungsprozessen (Gembrys & Herrmann, 2008) von Ver-

kehrssicherheitsmaßnahmen zwar miteinander verschränkt sind, aber anders akzentuiert werden müssen: 

Werden Maßnahmen mit öffentlichen Mitteln gefördert, liegen die Planungs- und Steuerungsaufgaben vor-

rangig beim Maßnahmenträger und die Kontrollaufgaben vorrangig beim Maßnahmenförderer.  

Qualitätsförderung 

Die Möglichkeiten der Qualitätsförderung bei Verkehrssicherheitsmaßnahmen erscheinen so vielfältig wie 

das Spektrum der Maßnahmenarten (s. u.) und die darunter subsummierten Maßnahmen selbst. Natürlich 

liegt die Verantwortung für die Optimierung der Maßnahmenqualität in erster Linie beim Maßnahmenträger; 

dennoch kann ggf. auch der (staatliche) Maßnahmenförderer einen Beitrag zur Qualitätsverbesserung leis-

ten. So sollten insbesondere den mit Verkehrssicherheitsmaßnahmen unerfahrenen Trägern und den mit 

innovativen Vorhaben befassten Trägern professionelle Beratungs- und Bildungsangebote eröffnet werden. 

Darüber hinaus sollten vielfältige Möglichkeiten des Erfahrungsaustausches geschaffen werden. Nicht zuletzt 

wäre auch das oben skizzierte „Qualitätshandbuch zur Steuerung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen“ eine 

wertvolle Unterstützung bei der fachkundigen Maßnahmenplanung und Maßnahmenumsetzung. Das Ziel 

jeglicher Qualitätsförderung sollte ein kontinuierlicher Qualitätsverbesserungsprozess in zielgerichteten, 

überschaubaren und nicht kostspieligen Schritten sein. 
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Qualitätsfeststellung 

Grundsätzlich stehen für die Qualitätsfeststellung unterschiedliche Verfahren bereit, die jeweils spezielle me-

thodische Vorzüge und Schwächen aufweisen. Dazu gehören Beobachtungsverfahren und Befragungsver-

fahren. Beobachtungsverfahren erlauben eine komplexe Erfassung von Situationsmerkmalen und sind viel-

seitig auswertbar. Allerdings sind sie auch aufwändig. Weiterhin sind sie von der Person des Beobachtenden 

abhängig, und insbesondere ungeübten Anwendern können leicht Beobachtungs- und Beurteilungsfehler un-

terlaufen. Darüber hinaus zeigen Menschen unter Beobachtung ein verändertes Verhalten beispielsweise im 

Leistungsbereich. Vor allem aber erschließt sich bei Beobachtungen nicht das subjektive Erleben der Beo-

bachteten und die subjektive Bedeutsamkeit des Geschehens. Würde man also einen Fahrsicherheitstrai-

ningskurs beobachten, um die Qualität der Durchführung und der Lerneffekte zu bewerten, stände man vor 

einem Dilemma: Zwar könnte man gut die Ausstattung des Trainingsplatzes und der Fahrzeuge („Struktur-

qualität“) wie auch den Umgang des Fahrtrainers mit den Kursteilnehmern („Prozessqualität“) erfassen; ob 

es den Kursteilnehmern gefallen hat und ob sie etwas gelernt haben („Ergebnisqualität“) bliebe aber im Ver-

borgenen. Daher muss man die Kursteilnehmer befragen: Im Gegensatz zu Beobachtungen bieten Befra-

gungen die Möglichkeit, einen unmittelbaren Zugang zu Bewusstseinsinhalten – im Sinne von Reflexionen 

psychischer und sozialer Sachverhalte – der Befragten zu gewinnen (Ettrich, 1991).  

Das Beispiel zeigt, dass insbesondere zur Qualitätsfeststellung bei komplexen Verkehrssicherheitsmaßnah-

men unterschiedliche Qualitätsfeststellungsverfahren zum Einsatz kommen müssen, um die speziellen Vor- 

und Nachteile einzelner Verfahren im Hinblick auf verschiedene Qualitätsaspekte der zu bewertenden Maß-

nahme zu kombinieren bzw. zu kompensieren sowie Aussagen und Erkenntnisse zu gewinnen, die sich ge-

genseitig ergänzen. Man spricht dann von einem multi-methodalen Verfahrenssystem, das im Falle unter-

schiedlicher Beteiligten- oder Zielgruppen auch multiperspektivisch ausgelegt werden sollte (d. h. es werden 

alle Gruppen in die Qualitätsfeststellung einbezogen). Als Qualitätsfeststellungsverfahren für Verkehrssicher-

heitsmaßnahmen kommen schriftliche und mündliche Befragungen von Beteiligten und Experten, experimen-

telle Untersuchungen, Beobachtungen sowie die Sammlung und Auswertung von objektiven Daten in Be-

tracht. Für alle diese Verfahren gibt es wiederum spezielle psychometrische Güteanforderungen, auf die an 

dieser Stelle aber nicht weiter eingegangen werden soll (Bortz & Döring, 2006; Wottawa & Thierau, 2003). 

Als Hauptgütekriterien fungieren die Objektivität, die Zuverlässigkeit (Reliabilität) und die Gültigkeit (Validität). 

Objektivität und Zuverlässigkeit sind notwendige, aber nicht hinreichende Voraussetzungen für die Gültigkeit 

eines Verfahrens. Weiterhin sollte das Verfahren ökonomisch durchführbar sein (Beiner, 1982; Lienert & 

Raatz, 1998). 

Die Qualitätsfeststellung sollte sich grundsätzlich einerseits auf den Träger von Verkehrssicherheitsmaßnah-

men („unternehmensorientierte Qualitätserfassung“) und andererseits auf den Maßnahmennutzer („kunden-

orientierte Qualitätserfassung“) richten. In beiden Bereichen unterscheidet man subjektive und objektive Mes-

sungen, die mit einer Fülle von Verfahrensarten durchgeführt werden können (Meffert & Bruhn, 2000). In 

einem „Qualitätshandbuch zur Steuerung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen“ sollte für alle Maßnahmen-

arten dargestellt werden, welche speziellen Arten von Qualitätsfeststellungsverfahren typischerweise ange-

wendet werden können bzw. sollten. Grundsätzlich sollte für alle Anwendungen gelten, dass sich die Quali-

tätsfeststellung der Qualitätsförderung unterordnet: Im Vordergrund stehen die Motivierung, Beratung und 

Professionalisierung der Maßnahmenträger und nicht ihre Überwachung. 

Evaluation 

Dem in den Ausgangsüberlegungen dargestellten Gebot, die Qualität von Verkehrssicherheitsmaßnahmen 

festzustellen und zu fördern, kann mit der Durchführung sowohl einer formativen als auch einer summativen 

Evaluation entsprochen werden. Eine formative Evaluation (auch „Prozessevaluation“ oder „Begleituntersu-

chung“ genannt) findet – sofern sie geboten erscheint – in der Implementierungsphase einer Verkehrssicher-

heitsmaßnahme statt und beinhaltet eine fortlaufende Einschätzung der förderlichen und hinderlichen As-

pekte der Maßnahmendurchführung sowie ggf. die prozesshafte Anpassungen der Maßnahme („Nachsteue-

rungen“). Summative Evaluationen (auch „Wirkungsevaluation“ oder „Abschlussuntersuchung“ genannt) kön-

nen dagegen erst nach Abschluss der Disseminationsphase und einer angemessenen Konsolidierungsphase 
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der Verkehrssicherheitsmaßnahme stattfinden und dienen zur Beurteilung, ob die gesetzten Maßnahmen-

ziele erreicht wurden. Bei besonders bedeutsamen Verkehrssicherheitsmaßnahmen sollten – sofern bei der 

jeweiligen Maßnahmenart sinnvoll – beide Evaluationsarten angewendet und durch unterschiedliche wissen-

schaftliche Institutionen umgesetzt werden: Während für die formative Evaluation der Maßnahmenentwickler 

aufgrund seiner Maßnahmenerfahrung prädestiniert ist, kommt für die summative Evaluation nur eine unab-

hängige Institution ohne bisherige Maßnahmenbeteiligung in Frage.  

Evaluationsplanung 

Die Erarbeitung und Festlegung eines für die jeweilige Verkehrssicherheitsmahnahme brauchbaren maßnah-

menspezifischen Evaluationsverfahrens („Evaluationsplanung“) muss bereits im Rahmen der Maßnahmen-

planung erfolgen, denn eine Evaluation wird genutzt, um eine Maßnahme hinsichtlich vorher festgelegter 

Kriterien wissenschaftlich zu überprüfen und zu bewerten. Bei der Beschreibung der Evaluationsdesigns sind 

sechs wesentliche Aspekte herauszuarbeiten: (1) der Gegenstand der Evaluation, (2) die mit der Maßnahme 

und der Evaluation verbundenen Ziele, (3) die an der zu evaluierenden Maßnahme beteiligten Personengrup-

pen, (4) die Rahmenbedingungen der Maßnahme und Evaluation, (5) die im Rahmen der Maßnahme und 

der Evaluation zum Einsatz kommenden methodischen Instrumente und (6) die Qualitätskriterien zur Beur-

teilung des Erfolgs der Maßnahme (Westermann, 2002; Wottawa & Thierau, 2003).  

Im Rahmen der Evaluationsplanung für eine Verkehrssicherheitsmaßnahme sind Antworten auf eine Reihe 

wichtiger Kernfragen zu finden, die über die Belastbarkeit der Evaluationsergebnisse entscheiden. Die wich-

tigste Frage bezieht sich auf das Evaluationsdesign: Kann für den Wirksamkeitsnachweis ein randomisiertes 

Interventionsgruppen-Kontrollgruppen-Design – dies wäre der Idealfall – genutzt werden? Dabei werden po-

tentielle Maßnahmenteilnehmende hinsichtlich ihrer für den Maßnahmenerfolg relevanten Merkmale zufällig 

in zwei „gleich starke“ Gruppen eingeteilt, von denen eine – die Interventionsgruppe – an der Verkehrssicher-

heitsmaßnahme teilnimmt und die andere als Kontrollgruppe nicht. Lässt sich ein solches Evaluationsdesign 

nicht organisieren, sollte eine Vergleichsgruppe oder ein Vergleichsstandort gesucht werden, die der Maß-

nahmengruppe oder dem Maßnahmenstandort möglichst ähnlich ist – in diesem Fall handelt es sich um ein 

quasi-experimentelles Evaluationsdesign bzw. um eine quasi-experimentelle Vergleichsgruppe. Systemati-

sche Gruppenunterschiede bei Merkmalen, die den Maßnahmenerfolg beeinflussen, müssen bei der Aus-

wertung und Interpretation der Evaluationsergebnisse berücksichtigt werden. Steht auch ein quasi-experi-

mentelles Evaluationsdesign nicht zur Verfügung, bleibt nur noch ein „Vorher-Nachher-Vergleich“, um Maß-

nahmeneffekte abzubilden. Allerdings ist es bei derartigen Vergleichen schwierig, gefundene Effekte eindeu-

tig auf die Maßnahme zurückzuführen.  

Neben der Klärung der Frage nach dem grundsätzlichen Untersuchungsdesign sind vor Maßnahmenbeginn 

noch weitere Evaluationsbedingungen zu planen. Dazu gehört vor allem die Beschaffung von Vergleichsda-

ten, die vor Maßnahmenbeginn (z. B. Anzahl der Unfälle auf einer Strecke vor der Geschwindigkeitsbegren-

zung) oder während der Maßnahme (z. B. Daten zur Kontrollgruppe) erhoben werden müssen: Nur anhand 

von Vergleichsdaten ist es möglich, beobachtete Effekte mit Sicherheit auf die Wirksamkeit einer Maßnahme 

zurückzuführen. Ein weiteres wichtiges Kriterium einer qualitativ hochwertigen wissenschaftlichen Evaluation 

ist eine ausreichend große Stichprobe. Einerseits sollte bei der Planung der Stichprobengröße bedacht wer-

den, dass bei einer zu kleinen Anzahl von Maßnahmenteilnehmenden statistische Effekte nicht sichtbar ge-

macht werden können; andererseits steigen mit der Stichprobengröße auch die Erhebungskosten. Nicht zu-

letzt sollte nach Messinstrumenten gesucht werden, die testtheoretisch erprobt sind bzw. akzeptabel die Gü-

tekriterien erfüllen. Nicht selten wird versäumt, die Überprüfung der Implementationstreue und der Interven-

tionsdosis während der Maßnahmendurchführung zu planen: Nicht jede Verkehrssicherheitsmaßnahme wird 

tatsächlich genauso umgesetzt, wie sie geplant ist. 
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Falls es sich bei einer geplanten Verkehrssicherheitsmaßnahme um eine Bildungsmaßnahme handelt, bietet 

das Evaluationsmodell von Kirkpatrick und Kirkpatrick (2006) interessante Anregungen für eine Maßnah-

menevaluation. Dieses Vierebenen-Modell richtet sich speziell auf die Ergebnisse von Lehr-Lernprozessen 

und geht davon aus, dass jede nachfolgende Evaluationsstufe auf Informationen basiert, die auf der vorher-

gehenden Ebene bereitgestellt werden: 

1. Reaktion (Akzeptanz, Zufriedenheit, Nützlichkeit): Wie reagieren die Lernenden auf die Maß-

nahme? 

2. Lernen (Lernerfolg, subjektiv, objektiv): Haben sich die Kenntnisse und Fähigkeiten verbessert? 

3. Verhalten (Lerntransfer, Quantität, Qualität): Hat sich das Verhalten verändert/verbessert? 

4. Ergebnisse (Effizienz): Welche Ergebnisse hat die Maßnahme gebracht? 

In einem vollständigen Evaluationsprozess werden alle vier Ebenen nacheinander durchlaufen. Bei formati-

ven Evaluationen konzentriert man sich häufig nur auf die ersten beiden Ebenen, weil hier bereits nach relativ 

kurzer Maßnahmendauer sinnvolle Informationen gewonnen werden können. Aussagen auf Basis der dritten 

und vierten Ebene sind in der Regel nur im Rahmen einer summativen Evaluation sinnvoll, da Erkenntnisse 

über den Lerntransfer und die Maßnahmenwirksamkeit auf der übergeordneten Ebene erst dann erhältlich 

sind, wenn die Maßnahme stabil im Feld implementiert wurde. Auf der vierten Ebene liegt der Fokus nicht 

zuletzt auf zentrale und umfassende Ergebnisse einer Maßnahme in einem größeren Kontext (z. B. mit Blick 

auf eine Verkehrssicherheitsorganisation oder die Gesellschaft). Von der Ebene 1 bis zur Ebene 4 wird der 

Evaluationsprozess zunehmend schwieriger und (zeit-) aufwändiger; gleichzeitig liefern Evaluationen auf den 

höheren Ebenen jedoch häufig bedeutsamere Informationen, um den Erfolg einer Maßnahme zu beurteilen. 

Da bislang keine kausalen Beziehungen zwischen den vier Ebenen nachgewiesen werden konnten, wird oft 

empfohlen, alle Ebenen in die Evaluation einzubeziehen, um ein vollständiges Bild der Maßnahmenwirksam-

keit zu erhalten. 

Der noch bestehende Handlungsbedarf beim weiteren Ausbau der Qualitätssicherung im Bereich der Ver-

kehrssicherheitsmaßnahmen hat nicht zuletzt seine Ursachen darin, dass Qualitätssicherungsmaßnahmen 

wie Evaluationen nicht unbedeutende Investitionen an Zeit und finanziellen Mitteln erfordern. Deshalb sollte 

eine Evaluationsplanung vor ihrer Umsetzung im Rahmen der Maßnahme nochmals im Hinblick auf ihre ei-

gene Qualität und Notwendigkeit überprüft werden. Dazu bieten sich in Anlehnung an Meffert & Bruhn (2000) 

die folgenden Kontrollfragen an: 

- Relevanz: Ist die zu messende Maßnahmenqualität für die Verkehrssicherheit und damit für die Ent-

scheidung über die Maßnahmenrealisierung relevant? 

- Vollständigkeit: Misst das geplante Evaluationsverfahren alle aus Sicht des Maßnahmennutzers 

wichtigen Qualitätsdimensionen? 

- Eindeutigkeit: Gewährleisten die zu erwartenden Evaluationsergebnisse eindeutige Rückschlüsse 

auf die Qualitätsbeurteilung der Maßnahme durch den Nutzer und auf die Maßnahmenwirksamkeit? 

- Steuerbarkeit: Liefern die zu erwartenden Evaluationsergebnisse gezielt Ansätze zur Qualitätsver-

besserung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen? 

- Kosten: In welchem Verhältnis stehen die zu erwartenden Evaluationsergebnisse mit den Kosten? 

Rechtfertigen die Ergebnisse den finanziellen und personellen Aufwand der Evaluation?  

Fazit 

Im Ergebnis der vorangegangenen Betrachtungen bleibt festzuhalten, dass Qualität – auch im Bereich der 

Verkehrssicherheitsarbeit – erstens ein relativistisches Konstrukt darstellt: Qualitätsanforderungen und Qua-

litätsbeurteilungen finden im Rahmen einer Ausbalancierung der unterschiedlichen Aufgaben, Ziele und Wer-

torientierungen von Verkehrspolitik, Verkehrsbehörden, Maßnahmenträgern und Maßnahmennutzern statt. 

Damit ist die Qualitätssicherung als gesamtgesellschaftlicher, demokratisch organisierter permanenter Klä-

rungs- und Entwicklungsprozess zu verstehen. Zweitens ist Qualität als dynamisches Konstrukt aufzufassen: 
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Die Technik – denkt man beispielsweise an den Wandel der Antriebsarten oder den Einsatz automatisierter 

Fahrfunktionen – entwickelt sich im rasanten Tempo weiter; aber auch die Einstellungen und das Verhalten 

der Verkehrsteilnehmenden verändern sich beispielsweise im Hinblick auf die Verkehrssicherheit und den 

Umweltschutz. Damit verändern sich auch die Anforderungen an die Sinnhaftigkeit und die Qualität von Ver-

kehrssicherheitsmaßnahmen. Demzufolge sind die Qualitätsstandards und Qualitätsbewertungskriterien in 

gewissen Abständen regelmäßig auf ihre fachliche Richtigkeit und ihre angemessene Zielgruppenbezogen-

heit hin zu überprüfen und weiter zu entwickeln. Drittens schließlich ist Qualität ein mehrdimensionales Kon-

strukt: Die Qualitätssicherung muss sich auf die Strukturen, Prozesse und Ergebnisse der Verkehrssicher-

heitsarbeit beziehen. Daraus resultiert, dass die Qualitätssicherung als langfristige Aufgabe gesehen werden 

muss, bei deren Bewältigung die Maßnahmenträger mit ihren haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeitenden die 

wichtigste Qualitätsressource darstellen. Nachhaltige Erfolge können am besten erzielt werden, wenn die 

Verkehrspolitik und die Verkehrsbehörden die Vorbild- und Motorfunktion bei der Durchsetzung der Quali-

tätssicherung übernehmen und die Qualitätssicherung fest in der Organisationskultur der Maßnahmenträger 

verankert ist. Dazu ist es notwendig, sich auch mit den theoretischen Grundlagen der Qualitätssicherung in 

der Verkehrssicherheitsarbeit zu befassen. Deming (1982), einer der einflussreichsten Pioniere bei der wis-

senschaftlichen Begründung und Einführung des Qualitätsmanagements, bemerkte in diesem Zusammen-

hang, dass die Erfahrung ohne das Verständnis der Theorie dem Management nicht lehren kann, was für die 

Qualitätsverbesserung zu tun ist. 

7.3 Möglichkeiten der Klassifizierung und Beschreibung von Verkehrssicherheits-
maßnahmen 

Zur Feststellung und Förderung der Qualität von Verkehrssicherheitsmaßnahmen müssen die Maßnahmen 

zunächst einmal strukturiert bzw. kategorisiert und standardisiert beschrieben werden, denn jede Maßnah-

menart geht typischer Weise – wie bereits angesprochen – mit anderen Qualitätsstandards und Evaluations-

anforderungen einher. Wie bereits in den vorangegangen Kapiteln festgestellt, ist es zur Erreichung der Ziele 

des Verkehrssicherheitsprogramms 2024 zwingend notwendig, zielgerichtet bedarfsorientierte und lernwirk-

same Maßnahmen einzusetzen. Bei der Fülle an verschiedenen Projekten im Bereich der Verkehrssicher-

heitsarbeit muss durch eine effiziente Projektsteuerung dafür gesorgt werden, dass die durchgeführten Maß-

nahmen auch wirklich die gewünschten Ziele und Zielgruppen fokussieren. Nur durch einen strukturierten 

Überblick über alle abgeschlossenen und laufenden Maßnahmen können die Notwendigkeit einer geplanten 

neuen Maßnahme und die Anforderungen an ihre Qualitätssicherung beurteilt werden. Daher müssen Maß-

nahmen bereits im Rahmen der Maßnahmenplanung bzw. bei der Beantragung von Fördermitteln eindeutig 

beschrieben und anhand einer Taxonomie in ein Kategoriensystem eingeordnet werden.  

Eine Taxonomie ist ein Verfahren, mit dem Objekte nach bestimmten Kriterien klassifiziert und in Kategorien 

eingeordnet werden (Koschnik, 1993). Eine gute Taxonomie enthält eindeutig definierte und unterscheidbare 

Gruppen und Untergruppen. Durch die Einordnung von Einzelfällen in ein solches Kategoriensystem werden 

summarische Aussagen und die Erklärung von Zusammenhängen ermöglicht. Für die Einordnung von Ver-

kehrssicherheitsmaßnahmen bedeutet das, dass zunächst eine Maßnahmentaxonomie erarbeitet werden 

muss, mit der alle Maßnahmen verständlich, eindeutig und standardisiert beschrieben werden können. Die 

Anzahl der Kategorien sollte einerseits überschaubar sein; andererseits müssen die Kategorien in ihrer Ge-

samtheit erlauben, alle auffindbaren einzelnen Maßnahmen erschöpfend einzuordnen. Für Maßnahmen, die 

keiner Kategorie zugeordnet werden können, muss eine Residualkategorie („Restkategorie“) vorgehalten 

werden. Um eine eindeutige Zuordnung der Einzelmaßnahmen zu den Kategorien zu gewährleisten, müssen 

die Kategorien disjunkt angelegt sein, d. h. die Zugehörigkeit einer Maßnahme zu einer bestimmten Kategorie 

muss die Zugehörigkeit zu einen anderen Kategorie ausschließen. Inhaltlich ist bei der Definition der Kate-

gorien zu berücksichtigen, dass alle wesentlichen Merkmale von Maßnahmen, die zu ihrer Bewertung not-

wendig sind und Aussagen zum Bedarf und zur Zielerreichung ermöglichen, abgedeckt sein sollten. Nach 

der Erarbeitung einer Taxonomie muss ihre Funktionstüchtigkeit erprobt sowie mit ihren potentiellen Nutzern 

und Anwendern diskutiert und abgestimmt werden.  
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Klassifizierung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen 

Zur Erarbeitung einer Maßnahmentaxonomie wurden die Variablen aus der Untersuchung des Statusberichts 

2017 (s. Kap. 5) gesichtet sowie im Hinblick auf ihre Relevanz für die Strukturierung von Maßnahmen bewer-

tet und verdichtet. Da die im Statusbericht 2017 verwendeten Kategorien keine eindeutige Zuordnung von 

Maßnahmen ermöglichen, wurden die Kategorien umstrukturiert und weiterentwickelt, sodass sie für die 

Steuerung von Projekten genutzt werden können. Die Kategorienbildung erfolgte in Anlehnung an Mayring 

(2000) induktiv; die Kategorien wurden also direkt aus dem von IGES bereitgestellten Material abgeleitet. 

Dabei wurde ein mittleres Abstraktionsniveau angestrebt, das sowohl zur Reduktion der Informationsmenge 

beiträgt als auch spezifisch genug ist, um die einzelnen Kategorien klar voneinander abzugrenzen und inhalt-

liche Überschneidungen zu vermeiden. Im Ergebnis entstand das nachfolgend in der Tabelle 4 dargestellte 

Kategoriensystem mit sieben verschiedene Maßnahmenarten als Kern der Maßnahmentaxonomie. Dieses 

Kategoriensystem erscheint vielversprechend, um die – im Land Brandenburg – auffindbaren Verkehrssi-

cherheitsmaßnahmen hinsichtlich ihrer besonderen Inhalte und Methoden in der Dimension „Maßnahmenart“ 

zu erfassen und zu unterscheiden. Weitere Kategorien wurden hinsichtlich der fünf Dimensionen „Handlungs-

feld der Maßnahme“, „Maßnahmenzweck“,  „Zielgruppe der Maßnahme“, „Häufigkeit und Verbreitung der 

Maßnahme“ und „Kosten der Maßnahme“ definiert. 

Im Hinblick auf die Dimension „Handlungsfeld der Maßnahme“ wurden die vier Handlungsfelder „Mensch“, 

„Umfeld“, „Verkehrswege“ und „Technik“ aus dem Verkehrssicherheitsprogramm 2024 aufgegriffen. Im Hand-

lungsfeld „Mensch“ stehen Maßnahmen zur Stärkung der Mobilitätskompetenz von Verkehrsteilnehmenden 

im Mittelpunkt (z. B. Fahrsicherheitstrainings). Damit in Verbindung stehen Maßnahmen aus dem Bereich 

„Umfeld“, der sich auf eine nachhaltige sowie für das menschliche Leben und die körperliche Unversehrtheit 

verträgliche Gestaltung des Verkehrs bezieht. Maßnahmen des Handlungsfelds „Verkehrswege“ sollen die 

Voraussetzungen für eine sichere Gestaltung der Wege für Verkehrsteilnehmende stärken (z. B. Errichtung 

eines Fußgängerüberwegs). Schließlich enthält der Bereich „Technik“ Maßnahmen, die sich auf fahrzeug-

technische Veränderungen beziehen, um die Sicherheit des Menschen im Verkehrsgeschehen zu unterstüt-

zen (z. B. Einbau eines Fahrerassistenzsystems). Eine eindeutige Zuordnung zu eines der genannten Hand-

lungsfelder ist nicht bei allen Maßnahmen möglich, da einige Verkehrssicherheitsmaßnahmen mehrere Hand-

lungsfelder adressieren.  
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Tabelle 4:  Maßnahmenarten im Bereich der Verkehrssicherheitsarbeit  

Maßnahmenart Maßnahmenbeschreibung Maßnahmenbeispiele 

Werbe- und Informati-

onsmaßnahmen  

 

Maßnahmen, in denen Informationenmaterialien 

entwickelt und/oder an bestimmte Zielgruppen 

weitergeben werden. 

Flyer, Broschüren, Akti-

onstage, Events 

Aus-, Fort- und Weiter-

bildungsmaßnahmen 

Maßnahmen, in denen Wissen und Können zur 

Ausübung einer bestimmten Tätigkeit und zur 

Anwendung bestimmter Verhaltensweisen ver-

mittelt werden. 

Kurse, Lehrgänge, Trai-

nings 

Maßnahmen zum fachli-

chen Austausch 

Maßnahmen, in denen Menschen mit ähnlichen 

Interessen und Absichten für einen fachlichen 

Austausch zusammenkommen und gemeinsam 

neue Lösungen für ein themenspezifisches 

Problemfeld erarbeiten.  

Tagungen, Kongresse, 

Fachveranstaltungen 

Unterstützungsmaßnah-

men für Verkehrsteilneh-

mende 

Maßnahmen, in denen Verkehrsangebote imple-

mentiert werden, die bestimmte Zielgruppen bei 

ihrer Teilnahme am Straßenverkehr unterstüt-

zen.  

Schülerlotsen, Wegbe-

gleitung 

Straßenbauliche Maß-

nahmen 

Maßnahmen, in denen Veränderungen in der 

Verkehrsinfrastruktur vorgenommen werden. 

Passive Schutzeinrich-

tungen, Markierungen 

Fahrzeugtechnische 

Maßnahmen 

Maßnahmen, in denen Kontrollen oder Verände-

rungen an einem Fahrzeug vorgenommen wer-

den. 

Check-Ups, Assistenz-

systeme 

Überwachungsmaßnah-

men 

Maßnahmen, in denen zur Erhebung von Infor-

mationen das Verhalten von Verkehrsteilneh-

menden zielgerichtet beobachtet wird.  

Verkehrskontrollen, Ver-

kehrszählungen 

Forschungs- und Ent-

wicklungsmaßnahmen 

Maßnahmen, in denen systematisch nach neuen 

Erkenntnissen unter Anwendung wissenschaftli-

cher Methoden gesucht wird.  

Konzeptionelle Planun-

gen 

Verkehrssicherheitsmaßnahmen liegen verschiedene Zwecke zu Grunde; diese spiegeln sich in der Dimen-

sion „Maßnahmenzweck“ wider. Als wesentliche Maßnahmenzwecke lassen sich (1) die Konzeptionierung, 

(2) die Durchführung und (3) die Evaluation einer Maßnahme unterscheiden. Die Zuordnung eines Maßnah-

menzwecks kann für die Maßnahmenbewertung und die Maßnahmensteuerung sehr hilfreich sein, da damit 

der selbstgewählte Anspruch und die Anforderungen an die Maßnahme und den Maßnahmenträger festge-

legt werden. 

Im Bereich der Verkehrssicherheitsarbeit beziehen sich viele Maßnahmen auf bestimmte Zielgruppen, die mit 

der Dimension „Zielgruppe der Maßnahme“ hinsichtlich ihrer Besonderheiten kategorisiert werden können. 

So lassen sich Zielgruppen anhand ihres Alters (z. B. Vorschulkinder, Jugendliche, Erwachsene, Senioren), 

ihrer Form der Verkehrsteilnahme (z. B. Zu Fuß Gehende, Rad-Fahrende, ÖPNV-Nutzende, Pkw-Nutzende) 

und ihrer Rolle (z. B. mobilitätseingeschränkte Menschen, Schülerinnen und Schüler, Eltern, Berufskraftfah-

rende) unterscheiden. Sofern sich die Problem- und Zielstellung, die einer Maßnahme zu Grunde liegt, auf 

eine bestimmte Zielgruppe bezieht, sollte die zielgruppenspezifische Ausrichtung der Maßnahme ein Quali-

tätskriterium darstellen. Weiterhin kann es für die Bewertung bestimmter Maßnahmen bzw. Maßnahmenarten 

sinnvoll sein, die (erwartete) Zielgruppengröße zu betrachten (z. B. zur Kalkulation der Kosten einer Maß-

nahme).  
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Für die Beurteilung der Qualität von Maßnahmen kann es für einige Maßnahmenarten relevant sein, die 

Häufigkeit der Durchführung und die Verbreitung der Maßnahme heranzuziehen. Im Hinblick auf die Häufig-

keit sollte unterschieden werden, ob die Maßnahme einmalig, mehrmals oder dauerhaft durchgeführt wird. 

Die Erfassung der Maßnahmenhäufigkeit ist bei einigen Maßnahmenarten besonders wichtig, um die Auf-

wände für die Konzeptionierung, Vorbereitung und Durchführung der Maßnahme ihren zu erwartenden Wir-

kungsmöglichkeit gegenüberzustellen. Auch die Betrachtung der Maßnahmenverbreitung ist relevant, um den 

potenziellen Wirkungsgrad von Maßnahmen abzuschätzen. Dabei sollte unterschieden werden, ob die Maß-

nahme in einer Stadt bzw. Gemeinde, in einem Landkreis bzw. einer kreisfreien Stadt oder landesweit durch-

geführt wird. Die Bedeutung der Dimension „Häufigkeit und Verbreitung der Maßnahme“ hängt stark von der 

Maßnahmenart ab.  

Bei der Beurteilung der Sinnhaftigkeit von Verkehrssicherheitsmaßnahmen und der Notwendigkeit einer Eva-

luation sind nicht zuletzt die zu erwartenden Kosten der Maßnahme zu berücksichtigen, die sich in der Di-

mension „Kosten der Maßnahme“ widerspiegeln. Dazu zählt sowohl der personelle als auch der finanzielle 

Aufwand. Die Kosten einer Maßnahme sind auch für den Vergleich von ähnlichen Maßnahmen relevant, um 

eine bedachte Auswahl von Verkehrssicherheitsmaßnahmen vornehmen zu können. Hinsichtlich dieser Di-

mension können derzeit noch keine Kategorien vorgeschlagen werden; dies wäre begründet erst nach einer 

Bestandserfassung und einer Prüfung maßnahmenspezifischer Kalkulationen und Bilanzen möglich.  

Vertiefende Beschreibung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen 

Die bisherigen Ausführungen beziehen sich auf die Möglichkeiten zur Klassifizierung von Verkehrssicher-

heitsmaßnahmen: Die vorgestellte Taxonomie mit ihren sechs Inhaltsdimensionen und den dazugehörigen 

Kategoriensystemen erlaubt eine grundsätzliche Einordnung jeder einzelnen Maßnahme und damit auch die 

unmittelbare Ableitung von Anforderungen an die Steuerung und Qualitätssicherung dieser Maßnahme. Na-

türlich besitzt jede Maßnahme aber ihre spezifischen Besonderheiten, die es ebenfalls zu erfassen gilt, weil 

sie die Anforderungen an die Steuerung und Qualitätssicherung dieser Maßnahme konkretisieren. Daher ist 

die Einordnung der Maßnahme durch eine vertiefende Beschreibung ihrer Besonderheiten zu ergänzen. Da-

für sind fünf Beschreibungsdimensionen vorgesehen: die „Problembeschreibung“, die Beschreibung der 

„Maßnahmenziele“ und der „Maßnahmeninhalte“ sowie das Aufzeigen der „Verbindung mit anderen Maßnah-

men“ und von „Alternativen Maßnahmen“. 

Die Planung und Umsetzung einer Maßnahme setzt voraus, zunächst das Problem, das durch die Maßnahme 

bearbeitet bzw. gelöst werden soll, zu benennen und klar zu beschreiben. Nur mit einer ausführlichen Prob-

lembeschreibung kann die Dringlichkeit des Handlungsbedarfs und die Notwendigkeit zur Durchführung von 

Maßnahmen in dem jeweiligen Problemfeld eingeschätzt werden. Dazu zählt auch die Betrachtung von ne-

gativen (gesellschaftlichen) Auswirkungen, wenn keine dem Problem entgegenwirkenden Maßnahmen er-

griffen werden („Null-Szenario“). 

Die Formulierung von Maßnahmenzielen ist vor allem für die spätere Ergebniskontrolle nach der Maßnah-

mendurchführung entscheidend, denn nur anhand von im Vorfeld konkret ausformulierten Zielen kann im 

Nachgang beurteilt werden, ob die Maßnahme erfolgreich war und die gesetzten Ziele erreicht wurden. Die 

Benennung von Zielen kann auf unterschiedlichen inhaltlichen Ebenen erfolgen (s. o.) und sollte sich auf 

verschiedene Durchführungsphasen einer Maßnahme beziehen. Die Maßnahmenziele müssen aus den zu-

vor beschriebenen Problemfeldern abgeleitet werden. Im Bereich der Verkehrssicherheitsarbeit zielen na-

hezu alle Maßnahmen auf eine Reduktion der Unfallzahlen oder auf eine Minderung der Unfallfolgen ab. 

Daher ist eine Spezifizierung der Ziele, die mit der konkreten Maßnahme in Verbindung stehen, unbedingt 

notwendig. Dazu ist es hilfreich, eine Wirkungskette der Maßnahme zu skizzieren, die verdeutlicht, was die 

Maßnahme bewirken bzw. verändern soll (z. B. Wissen vermitteln, Fähigkeiten trainieren, Fehlverhalten sank-

tionieren).  

Inhaltlich muss jede Maßnahme im Hinblick auf die enthaltenen Themen, Umsetzungsformen und Methoden 

konkret beschrieben werden. Die Maßnahmeninhalte stehen in direkter Verbindung mit der skizzierten Prob-

lemstellung und den definierten Maßnahmenzielen. Die Beschreibung der Maßnahmeninhalte stellt demnach 
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den Lösungsvorschlag zur Bearbeitung eines Problems bzw. zur Erreichung gesteckter Ziele dar.  

Eine zielgerichtete Maßnahmenplanung und Maßnahmensteuerung setzt voraus, dass ein vollständiger 

Überblick über alle abgeschlossenen, laufenden und geplanten Maßnahmen des jeweiligen Themenbereichs 

zur Verfügung steht. Dies ist auch deshalb sinnvoll, um Verbindungen zwischen den einzelnen laufenden 

Maßnahmen herzustellen, die sich auf ähnliche Problemstellungen, Ziele und Inhalte beziehen. So kann ei-

nerseits die Bedarfsermittlung für eine geplante Maßnahme erleichtert und andererseits das Zusammenspiel 

von Maßnahmen eruiert werden, um Synergieeffekte zu schaffen. Durch eine Kombination verschiedener 

Maßnahmen kann die Bearbeitung einer bestimmten Problemstellung bzw. die Erreichung definierter Ziele 

forciert werden. 

Schließlich gehört es zu einer vollständigen Maßnahmenbeschreibung dazu, im Hinblick auf die Lösung eines 

bestimmten Problems bzw. auf die angestrebten Maßnahmenziele alternative Möglichkeiten zur geplanten 

Maßnahme zu betrachten und zu bewerten. Dies schließt beispielsweise Recherchen dazu ein, wie ähnliche 

Problemfälle in anderen Situationen gelöst wurden. Die Betrachtung alternativer Maßnahmen  ist nicht zuletzt 

dann bedeutsam, wenn für die Durchführung von Maßnahmen nur sehr beschränkte Ressourcen zur Verfü-

gung stehen.  

7.4 Ein Beispiel für das Qualitätsmanagement bei Verkehrssicherheitsmaßnahmen 
unter Berücksichtigung der Maßnahmenart 

Wie bereits zu Beginn des vorliegenden Kapitels dargestellt wurde, gilt es – nach der Klassifizierung der 

verschiedenen Maßnahmenarten – in einem weiteren Schritt für jede Maßnahmenart ein spezielles prototy-

pisches Evaluationsverfahren zu erarbeiten und im einem „Qualitätshandbuch zur Steuerung von Verkehrs-

sicherheitsmaßnahmen“ zu beschreiben. Für den vorliegenden Bericht soll dies exemplarisch anhand der 

Maßnahmenart „Aus-, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen“ veranschaulicht werden.  

Aus-, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen gehören – auch wenn sie im Bereich der Verkehrssicherheitsar-

beit stattfinden – zu den Bildungsmaßnahmen. Mit Bildungsmaßnahmen werden Kompetenzen vermittelt. 

Darunter versteht man nach Weinert (2001) die bei Individuen verfügbaren oder durch sie erlernbaren kogni-

tiven Fähigkeiten und Fertigkeiten, um bestimmte Probleme zu lösen, sowie die damit verbundenen motiva-

tionalen, volitionalen und sozialen Bereitschaften und Fähigkeiten, um die Problemlösungen in variablen Si-

tuationen erfolgreich und verantwortungsvoll nutzen zu können. Bis in die 1990er Jahre wurden Bildungs-

maßnahmen in den verschiedenen Bildungsinstitutionen traditionell mit hierarchisch-zentralistischen Ord-

nungsprinzipien, direkter Beeinflussung durch die Gesetzgebung und Vorgaben jeglicher Art gesteuert (z. B. 

durch Lehrpläne, Ausstattungsvorgaben für Bildungseinrichtungen, Überwachung von Lehr-Lern-Prozessen); 

dies bezeichnet man als „Inputsteuerung“. Spätestens 1997 leitete die Kultusministerkonferenz mit dem so-

genannten „Konstanzer Beschluss“ einen Paradigmenwechsel in der Bildungssteuerung ein, die „empirische 

Wende“. Seither steht im Rahmen der neuen Output- bzw. Outcome-Steuerung die kompetenzorientierte 

Evaluation von Lernergebnissen im Mittelpunkt der Wirksamkeitsprüfung von Bildungsmaßnahmen. Spätes-

tens im Jahr 2004 war der Wechsel zur „evidenzbasierten Steuerung“ im Bildungswesen abgeschlossen: 

Seitdem sollten die entsprechenden Anforderungen an die Planung, Durchführung und Evaluation von Bil-

dungsmaßnahmen auch im Bereich der Verkehrssicherheitsarbeit gelten. 

Wendet man nun die im Bildungsbereich geltenden Qualitäts- und Evaluationsstandards auf die Maßnah-

menart „Aus-, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen“ im Verkehrsbereich an, so sind als Voraussetzung für 

die Planung, Durchführung und Evaluation von Verkehrssicherheitsmaßnahmen dieser Art zunächst einmal 

ein Kompetenzrahmen, Mindestausbildungsinhalte, Kompetenzstandards und ein Kompetenzprüfungsver-

fahren zu erarbeiten. Im Kompetenzrahmen ist genau zu beschreiben, in welchen Inhaltsbereichen welche 

Kompetenzen vermittelt bzw. erworben werden sollen (z. B. Verkehrsrecht, Fahrzeugtechnik, Verkehrsver-

halten). Die festgelegten Kompetenzen müssen dann durch die Aufstellung der Mindestausbildungsinhalte 

weiter konkretisiert  werden. Anhand der Erarbeitung von Kompetenzstandards ist nachfolgend zu präzisie-

ren, welche beobachtbaren fachlichen Ergebnisse (z. B. Wissen und Können) Lernende hinsichtlich einer 
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bestimmten Kompetenz zu einem bestimmten Zeitpunkt (z. B. am Ende eines Fortbildungskurses) in welchem 

Maßstab (z. B. Quantität und Tiefe der Aneignung) unter welchen Bedingungen (z. B. nutzbare oder ausge-

schlossene Hilfsmittel) erreichen sollen. Schließlich ist zu beschreiben, mit welchen inhaltlich und methodisch 

akzeptablen und gütegesicherten Verfahren das Erreichen der angestrebten Lernergebnisse bei den Lernen-

den überprüft werden soll (z. B. Wissenstest, Kompetenzprüfung). Damit sind die Mindeststandards bei der 

Qualitätssicherung von Bildungsmaßnahmen in der Verkehrssicherheitsarbeit im „Outcome-Bereich“ bzw. im 

Hinblick auf die „Ergebnisqualität“ benannt.  

Durch die Betonung der Ergebnisqualität bei der Qualitätssicherung im Bildungswesen ist eine ergänzende 

Qualitätskontrolle der Strukturen und Prozesse, die dem gewünschten Bildungserfolg zugrunde liegen, nicht 

überflüssig geworden. Eine Bildungsmaßnahme – und dies gilt natürlich auch für bildungsorientierte Ver-

kehrssicherheitsmaßnahmen – wird nur Lerneffekte bei den Lernenden erbringen, wenn diese sich in ihrer 

Lernumgebung wohlfühlen und auf ansprechende Lernmaterialien zurückgreifen können. Derartige Lernvor-

aussetzungen bewertet man bei der Bewertung der Strukturqualität; sie betrifft vor allem die Ausstattung des 

Maßnahmenträgers mit Materialien und Personal, aber auch die Einstellung des Personals zu pädagogischen 

Fragen („Orientierungsqualität“). Mit der „Prozessqualität“ wird dagegen angesprochen, wie die am Bildungs-

prozess Beteiligten miteinander umgehen und wie professionell die Lehrenden das Lernen und Lehren unter 

fachdidaktischen und verkehrspädagogischen Gesichtspunkten gestalten. Ein Beispiel für die Qualitätssiche-

rung bei Ausbildungsmaßnahmen im Bereich der Verkehrssicherheitsarbeit stellen die Fahrschulausbildung 

und die mit ihr verbundene Fahrschulüberwachung dar: Die Strukturqualität wird mit der „Formalüberwa-

chung“ kontrolliert, die Prozessqualität mit der „Pädagogisch qualifizierten Fahrschulüberwachung“ und die 

Ergebnisqualität mit der Fahrerlaubnisprüfung. Grundsätzlich bleibt festzuhalten, dass bei der Evaluation der 

Struktur- und Prozessqualität immer die Perspektiven aller Beteiligten (z. B. Lernende, Lehrende, Träger) 

berücksichtigt werden sollten („multiperspektivische Erfassung“)  und verschiedene möglichst standardisierte 

Methoden zum Einsatz kommen sollten („multimethodale Erfassung“ z. B. durch Begehungen, Beobachtun-

gen sowie mündliche und schriftliche Befragungen). 

Will man eine bildungsorientierte Verkehrssicherheitsmaßnahme fachgerecht steuern und ihre Qualität si-

chern, dann stellt die vorhergehende Erarbeitung eines Maßnahmencurriculums eine hervorragende Arbeits-

grundlage dar. Dazu sollte das Curriculum im besten Fall folgende Strukturkomponenten enthalten:    

- eine fachwissenschaftliche, fachdidaktische und lehr-lernpsychologische Fundierung der Maß-

nahme, 

- einen Kompetenzrahmen und eine Aufstellung der entsprechenden Mindest-Ausbildungsinhalte, 

- eine Beschreibung der verwendeten Lehr-Lernmethoden und Lehr-Lernmedien, 

- Kompetenzstandards und eine Beschreibung der lerndiagnostischen Verfahren sowie  

- eine Beschreibung der Maßnahmenorganisation einschließlich der Qualitätssicherung und Evalua-

tion. 

Abschließend sei kurz skizziert, wie bei einer bildungsorientierten Verkehrssicherheitsmaßnahme auf der 

Grundlage (1) einer vom Maßnahmenträger zu erarbeitenden Einordnung seiner Maßnahme in die Klassifi-

kation der Maßnahmenarten und der fünf anderen Maßnahmendimensionen, (2) einer darauf bezogenen 

konkreten Maßnahmenbeschreibung anhand der fünf definierten Beschreibungsdimensionen und (3) ggf. ei-

nes Maßnahmencurriculums die Steuerung der Maßnahme erfolgen könnte. Eine Maßnahmensteuerung be-

steht aus mehreren Phasen, die sich im Wesentlichen auf die Anbahnung, die Durchführung und Qualitäts-

kontrolle und die Nachhaltigkeitssicherung von Maßnahmen beziehen. Das Fundament für eine erfolgreiche 

Maßnahme und Maßnahmensteuerung wird in der ersten Phase geschaffen. Dazu sind die oben genannten 

drei Maßnahmengrundlagen unter folgenden – exemplarisch aufgeführten – Leitfragen zu sichten und zu 

bewerten: 
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- Erscheinen die Ziele und Inhalte der Maßnahme notwendig und sind sie fachlich begründet? Sind 

die Maßnahmeninhalte auf die Ziele abgestimmt? 

- Werden die Zielgruppen und der gewünschten Verbreitungsgrad der Maßnahme erreicht? 

- Werden ggf. rechtliche Vorgaben erfüllt? 

- Welche Methoden der Qualitätsfeststellung bzw. der Evaluation sind vorgesehen und entsprechen 

diese den wissenschaftlichen Standards? 

- Ist die Umsetzung der Maßnahme mit den vorhandenen Ressourcen umsetzbar? Stehen die Kosten 

und/oder der Aufwand der Maßnahme in einem vernünftigen Verhältnis zum erwarteten Nutzen? 

Sobald eine Entscheidung für die Maßnahmendurchführung gefallen ist, beginnt die Projektsteuerung und 

Qualitätssicherung. Die dafür geltenden Grundsätze des Qualitätsmanagements wurden im vorliegenden Ka-

pitel skizziert und hinsichtlich eines Beispiels – einer bildungsorientierten Verkehrssicherheitsmaßnahme – 

konkretisiert. Auf dieser Grundlage können maßnahmentypische Steuerungs- und Qualitätssicherungsstra-

tegien auch für die anderen sieben Maßnahmenarten erarbeitet und vertieft werden. Im Ergebnis könnte das 

bereits angesprochene „Qualitätshandbuch zur Steuerung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen“ entstehen, 

das einerseits den für die Verkehrssicherheit und Verkehrssicherheitsmaßnahmen zuständigen Behörden 

und andererseits den Maßnahmenträgern wissenschaftlich begründete Qualitätsstandards und Steuerungs-

strategien für ihre vielfältigen Projekte bietet. Es könnte zur Erreichung der Ziele des Verkehrssicherheitspro-

gramms 2024 beitragen, wenn die im Kapitel 6 hergeleiteten Schwerpunkte für die Weiterentwicklung der 

Verkehrssicherheitsarbeit sowie die im vorliegenden Kapitel dargelegten Steuerungs- und Qualitätssiche-

rungsprinzipien bei den vielen Akteuren der Verkehrssicherheitsarbeit im Land Brandenburg Akzeptanz und 

Berücksichtigung fänden. 

Wie kann die Steuerung und Qualitätssicherung der Verkehrssicherheitsmaßnahmen in der Praxis optimiert 

werden? Bei der Bewältigung dieser Herausforderung ist in Rechnung zu stellen, dass eine Optimierung nicht 

unbedeutenden zeitlichen, personellen und finanziellen Aufwand erfordert, der unter den Rahmenbedingun-

gen der Verkehrssicherheitsarbeit im Land Brandenburg nicht in jedem Fall und ohne Weiteres aufgebracht 

werden kann. Dies trifft vor allem auf Maßnahmen zu, die von ehrenamtlichen Akteuren konzeptioniert und 

realisiert werden; hier könnten unverhältnismäßige und schwer zu erfüllende Forderungen nach einem auf-

wändigen Qualitätsmanagement einerseits schnell zu einer Demotivierung der Akteure und damit zu einem 

Verlust an Verkehrssicherheitsmaßnahmen führen. Andererseits ist auch zu vermuten, dass viele Akteure die 

Verfügbarkeit von Qualitätsstandards zum Anlass nehmen würden, die Wirksamkeit ihrer Maßnahmen im 

Sinne einer Selbstevaluation zu bedenken und zu verbessern: Der Wunsch, Verkehrsrisiken wirksam zu sen-

ken, ist schließlich der entscheidende Beweggrund ihres Engagements für die Verkehrssicherheitsarbeit. Es 

gilt also, für die Umsetzung der wissenschaftlich wünschenswerten vollumfänglichen Bandbreite des Quali-

tätsmanagements unter den tatsächlichen Gegebenheiten flexible Umsetzungslösungen mit Augenmaß und 

ggf. differenziert nach Maßnahmenarten und den Voraussetzungen der Akteure zu finden. Weiterhin sollten 

dabei kurz-, mittel- und langfristig zu erreichende Ziele unterschieden und gesetzt werden.    

Zur Praktikabilität einer verbesserten Steuerung und Qualitätssicherung der Verkehrssicherheitsmaßnahmen 

könnte auch beitragen, die diesbezüglichen Anforderungen schrittweise an die Akteure heranzutragen und 

zunächst auf neue Maßnahmen zu fokussieren. Dies erscheint auch deshalb sinnvoll, weil Qualitätsanforde-

rungen und ihre Erfüllung aufgrund ihrer Maßnahmenspezifik unbedingt schon bei der Maßnahmenplanung 

zu bedenken und festzulegen sind. Bei Maßnahmen, die bereits realisiert werden, kann eine Qualitätsplanung 

nur noch eingeschränkt nachgeholt werden; damit ist auch ein möglicher Qualitätsgewinn begrenzt. Schließ-

lich ist bei allen Steuerungs- und Qualitätssicherungsforderungen in den Mittelpunkt zu stellen, dass ihre 

Erfüllung den Akteuren der Verkehrssicherheitsarbeit bestmöglich zu erleichtern ist, beispielsweise in dem 

man ihnen verständliche zielgruppenorientierte Arbeitsmaterialien mit Planungshilfen und Qualitätschecklis-

ten bereitstellt. Insgesamt gesehen, soll mit der Empfehlung einer flexiblen Umsetzung nicht der Anspruch 

an ein fachgerechtes prozessbegleitendes Qualitätsmanagement unterlaufen werden; vielmehr sollen realis-

tische Startbedingungen dafür sichergestellt werden. 
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8 Zusammenfassung 

Seit 2014 bekennt sich das Land Brandenburg mit dem Verkehrssicherheitsprogramm „Sicher unterwegs in 

Brandenburg“ (Gipp, Jintzek & Nienaber, 2014) zur Strategie „Vision Zero“. Die zur Umsetzung dieser Stra-

tegie notwendige deutliche Reduzierung der Zahl der Verkehrstoten und Schwerverletzten wird im Programm 

konkretisiert und mit strategischen Ansätzen hinterlegt. Hierzu werden verschiedene Maßnahmen zur Erhö-

hung der Verkehrssicherheitsarbeit in den vier Handlungsfeldern „Mensch“, „Umfeld“, „Verkehrswege“ und 

„Technik“ benannt. Im vorliegenden Bericht wurde zur Halbzeit des auf zehn Jahre angelegten Verkehrssi-

cherheitsprogramms eine Zwischenbilanz gezogen; darauf aufbauend wurden in Kapitel 6 Handlungsemp-

fehlungen für die künftige Umsetzung des brandenburgischen Verkehrssicherheitsprogramms und die wei-

tere Verkehrssicherheitsarbeit abgeleitet, um die Zielerreichung zu unterstützen. 

Zur Erarbeitung der Handlungsempfehlungen wurde zuerst die Entwicklung des Unfallgeschehens auf den 

brandenburgischen Straßen betrachtet. In den Ergebnissen der Unfalldatenanalysen (IFK, 2019), die in Ka-

pitel 3 zusammengefasst wurden, zeigte sich, dass die Anzahl der Straßenverkehrsunfälle mit Personen-

schaden im Land Brandenburg seit dem Beginn des Verkehrssicherheitsprogramms 2014 insgesamt ange-

stiegen ist. Zu den zweifellos positiven Entwicklungen in den vergangenen fünf Jahren zählt aber, dass die 

Anzahl der jährlich im Straßenverkehr Getöteten um gut 20 Prozent reduziert werden konnte. Auch die Re-

duzierung der Anzahl der Baumunfälle und der „Disko-Unfälle“ ist als Erfolg zu werten. Als negative Entwick-

lung ist die zunehmende Zahl der bei Straßenverkehrsunfällen Leicht- und Schwerverletzten zu nennen. Dies 

ist nicht nur auf die steigende Anzahl an Pkw-Unfällen, sondern auch auf solche Unfälle zurückzuführen, die 

von Fahrradfahrenden oder zu Fuß Gehenden hauptverursacht wurden. Zudem sind in Bezug auf Unfälle, an 

denen ältere Erwachsenen ab 75 Jahren oder Kinder und Jugendliche beteiligt sind, negative Entwicklungen 

zu verzeichnen. 

Mit Blick auf die Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms lässt sich zusammenfassen (vgl. Kap. 4), dass für 

eine weitere Reduzierung der Getötetenzahlen die Altersgruppe der älteren Erwachsenen ab 75 Jahren, die 

Fahrradfahrenden sowie die Landstraßen als Schwerpunkte der Verkehrssicherheitsarbeit aufgegriffen wer-

den sollten. Hinsichtlich der Reduzierung der Schwerverletztenzahlen lassen sich weniger klare Aussagen 

treffen, da in mehreren Altersgruppen (Erwachsene zwischen 25 und 64 Jahren sowie ältere Erwachsene ab 

75 Jahren) und in mehreren Arten der Verkehrsbeteiligung (Pkw, Fahrrad, Motorrad) mitunter deutliche Zu-

nahmen der Verletztenzahlen zu verzeichnen waren. Auch Maßnahmen zur Erreichung des im Verkehrssi-

cherheitsprogramm verankerten Ziels, die Anzahl der Unfälle zu reduzieren, die aufgrund einer unangepass-

ten Geschwindigkeit oder aufgrund von Alkoholeinfluss geschehen, sollten weiter verfolgt werden: Für beide 

Unfallursachen ist seit 2016 ein ungünstiger Trend zu eher steigenden Unfallzahlen zu erkennen. 

Die Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms erscheinen nur mit einer klaren Fokussierung der Maßnahmen 

auf wesentliche Unfallursachen und einer Intensivierung der zielgruppenorientierten Verkehrssicherheitsar-

beit erreichbar. Es existieren bereits zahlreiche verschiedene Maßnahmen, die im Land Brandenburg durch-

geführt werden, wenngleich über ihre Wirksamkeit nur unzureichende Informationen vorliegen und keine klare 

Aussage getroffen werden kann, ob und ggf. in welchem Ausmaß Lücken oder auch Überschneidungen in 

der Verkehrssicherheitsarbeit bestehen (vgl. Kap. 5). Unter Berücksichtigung aktueller evidenzbasierter Be-

funde der Verkehrssicherheits- und Evaluationsforschung lassen sich aber dennoch Handlungsempfehlun-

gen ableiten, mithilfe derer das Erreichen der im Verkehrssicherheitsprogramm verankerten Ziele möglich 

erscheint. Hierzu gehören u. a. eine Optimierung der verkehrssicherheitsbezogenen Bildungsmaßnahmen, 

die verstärkte Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger in Verkehrssicherheitsmaßnahmen, eine altersge-

rechte Gestaltung der Straßenverkehrsinfrastruktur, die Verbesserung der Unfallhilfe und effiziente Unfallan-

alyseverfahren (vgl. Kap. 6) 

Damit die notwendige Fokussierung und Intensivierung der Verkehrssicherheitsmaßnahmen in der vielfälti-

gen Landschaft aus ehrenamtlichen und hauptberuflichen Akteuren (vgl. IGES Institut, 2017) gelingen kann, 
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werden in Kapitel 7 Vorschläge für eine optimierte und systematische Steuerung, Organisation und Qualitäts-

sicherung unterbreitet. Danach müssten die bestehenden Bedarfe – also Schwerpunktfelder mit negativ zu 

beurteilenden Unfallzahlentwicklungen – mit den vorhandenen Möglichkeiten überein gebracht werden, bei-

spielsweise indem Akteure aktiviert werden und ihnen eine fachliche und verkehrspädagogische Orientierung 

geboten wird. Eine wesentliche Rolle könnten hierbei die Unfallkommissionen spielen, die durch zeitnahe 

regionale Auswertungen von Unfalldaten und einer systematischen Aufdeckung konkreter lokaler Unfall-

schwerpunkte in ihrer Arbeit unterstützt werden könnten. Diese (regionale) Auswertung von Unfalldaten sollte 

in Form eines Unfallmonitorings begleitend zum Unfallgeschehen stattfinden: Hierzu werden eine – mittel- 

bis langfristig umzusetzende – kontinuierliche Flankierung und Bewertung von Verkehrssicherheitsmaßnah-

men anhand vordefinierter Qualitätsstandards empfohlen, um direkt Rückschlüsse auf die Wirksamkeit ein-

zelner Maßnahmen und damit auch für die Steuerung der gesamten Verkehrssicherheitsarbeit zu ziehen. In 

einem engen Zusammenwirken mit den Unfallkommissionen könnte auf diese Weise eine neue Dynamik in 

der Verkehrssicherheitsarbeit und Unfallprävention erreicht werden. 

Die benötigten Qualitätsstandards und Bewertungskriterien müssten erarbeitet, in der Fachöffentlichkeit der 

hauptberuflichen und ehrenamtlichen Akteure abgestimmt und dann festgeschrieben werden; die Qualitäts-

bewertung bzw. -überprüfung der Verkehrssicherheitsmaßnahmen sollte durch ein transparentes (Evalua-

tions-)Verfahren erfolgen. Aufgrund der Vielfalt bestehender und geplanter Verkehrssicherheitsmaßnahmen 

würde es nicht genügen, nur ein einziges Qualitätssicherungsverfahren zu implementieren. Vielmehr müssten 

maßnahmentypische Qualitätssicherungsinstrumente mit jeweils speziellen Qualitätsstandards und Bewer-

tungskriterien entwickelt werden. Hierzu wäre zunächst durch eine eindeutige und zu erprobende Taxonomie 

eine systematische Struktur in die Maßnahmenvielfalt zu bringen, um den Verkehrsbehörden, den Maßnah-

menentwicklern und den Maßnahmenträgern eine Orientierung und Arbeitshilfen zu bieten. Sowohl diese 

Taxonomie als auch die maßnahmentypischen Steuerungs- und Qualitätssicherungsstrategien nebst der da-

zugehörigen Instrumente könnten in einem „Qualitätshandbuch zur Steuerung von Verkehrssicherheitsmaß-

nahmen“ hinterlegt und kontinuierlich weiterentwickelt werden. Die Erarbeitung eines solchen Qualitätsma-

nagementsystems könnte aufgrund des Arbeitsumfangs – erforderlich sind u. a. die Einbeziehung der haupt-

beruflichen und ehrenamtlichen Akteure der Verkehrssicherheitsarbeit sowie die Erprobung der Taxonomie 

und der Instrumente – nur schrittweise und mittelfristig verwirklicht werden. 

Durch eine systematische Steuerung der Verkehrssicherheitsarbeit könnte es aber gelingen, frühzeitig Hand-

lungsbedarfe aufzudecken und gegebenenfalls bestehende Lücken im Spektrum der Verkehrssicherheits-

maßnahmen durch die gezielte Aktivierung von Akteuren zu schließen. Auf diese Weise könnten die Res-

sourcen für die Verkehrssicherheitsarbeit gebündelt und darauf ausgerichtet werden, die Verkehrssicherheit 

im Land Brandenburg weiter zu erhöhen und die gesetzten Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms bis zum 

Jahr 2024 zu erreichen. 
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Glossar  

 

Alleinunfälle 

Alleinunfälle sind Unfälle, an denen nur ein Fahrzeug beteiligt ist. Bei einem solchen Unfall können dennoch 

mehrere Personen geschädigt werden, beispielsweise mehrere Insassen in einem Pkw (Statistisches Bun-

desamt, 2018).  

 

Beteiligte an Straßenverkehrsunfällen 

Beteiligte an Straßenverkehrsunfällen sind Personen, die als Fahrzeugführende oder zu Fuß Gehende selbst 

Schäden erlitten oder hervorgerufen haben. Verunglückte Mitfahrende werden nicht zu den Unfallbeteiligten 

gezählt (Statistisches Bundesamt, 2018).   

 
Elektrozweiräder (Pedelecs, S-Pedelecs, E-Bikes)  

Elektrozweiräder bezeichnen Zweiräder (z. B. Fahrräder oder Kleinkrafträder), die durch einen Elektroantrieb 

gekennzeichnet sind. Je nach baulicher Ausgestaltung (z. B. Nenndauerleistung des Elektroantriebs, alleini-

ges Fahren mit Elektroantrieb möglich oder Elektroantrieb dient nur zu Unterstützung des Antriebs mit Mus-

kelkraft, Abschaltung des Elektroantriebs bei Erreichen einer bestimmten Fahrgeschwindigkeit) sind die 

Elektrozweiräder entweder als Kraftfahrzeuge oder als motorgetriebene Fahrzeuge eigener Art, auf das die 

Vorschriften über Fahrräder anzuwenden sind, einzustufen (Dauer, 2019).  Von dieser Einstufung ist bspw. 

abhängig, ob zum Führen eine Fahrerlaubnis oder eine Prüfbescheinigung zum Führen von Mofas und zwei- 

und dreirädrigen Kraftfahrzeugen bis 25 Km/h erforderlich ist, ob Radwege benutzt werden dürfen, wie das 

Elektrozweirad technisch ausgestattet sein muss (z. B. ob Spiegel notwendig sind) oder ob eine Pflichtversi-

cherung erforderlich ist. Als Pedelec (engl. für pedal electric cycle) werden Elektrozweiräder bezeichnet, bei 

denen der Elektromotor nur durch Treten aktiviert wird und somit ausschließlich der Tretunterstützung dient. 

Im Regelfall erfolgt diese Tretunterstützung bis zu einer Fahrgeschwindigkeit von 25 Km/h; auf sie sind die 

Vorschriften über Fahrräder anzuwenden. Allerdings existieren auch Elektrozweiräder, bei denen die Tretun-

terstützung bei Fahrgeschwindigkeiten von mehr als 25 Km/h aktiv ist und die somit rechtlich als Kraftfahr-

zeuge gelten – diese werden als S-Pedelecs bezeichnet. Die Bezeichnung E-Bike wird für Elektrozweiräder 

verwendet, die sich mit einer Geschwindigkeit von bis zu 25 Km/h auch rein elektrisch fahren lassen und als 

Kleinkrafträder behandelt werden. 

 

Hauptverursachende  

Hauptverursachende sind diejenigen Unfallbeteiligten, die nach polizeilicher Einschätzung die Hauptschuld 

am Unfall tragen. Beteiligte an Alleinunfällen sind daher immer Hauptverursachende (Statistisches Bundes-

amt, 2018).  

 

Innerorts, Außerorts und Autobahnen  

In den Tabellen werden zur Vereinfachung die Bezeichnungen „Innerorts“ für „Innerhalb geschlossener Ort-

schaften“ und „Außerorts“ für „Außerhalb geschlossener Ortschaften“ genutzt. Weiterhin werden „Bundesau-

tobahnen“ (BAB) in den Abbildungen und Tabellen als „Autobahn“ bezeichnet.  

 

Landstraße 

Als Landstraßen werden alle Straßen bezeichnet, die außerhalb geschlossener Ortschaften verlaufen. Je 

nach Baulastträgerschaft handelt es sich dabei um Bundesstraßen, deren Bau und Unterhaltung in der Ver-

antwortung des Bundes liegt (Deutscher Bundestag, 2018), oder um Landes-, Kreis- und Gemeindestraßen 

(§ 3 Abs. 1 – 2 BbgStrG). In der Richtlinie für die Anlage von Landstraßen (RAL) der BASt (2017) sind vier 

neue Entwurfsklassen für Landstraßen (ELK) vorgesehen. Die Einteilung einer Straße erfolgt – abhängig von 

deren Verbindungsbedeutung im Netz – in die Klassen „Fernstraße“ (ELK I), „Überregionalstraße“ (ELK II), 

„Regionalstraße“ (ELK III) oder „Nahbereichsstraße“ (ELK IV). Für jede Entwurfsklasse gelten eigene Gestal-

tungsrichtlinien. 
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Bundesstraßen 

Bundesstraßen gehören – ebenso wie die Bundesautobahnen – zu den Bundesfernstraßen und bilden 

ein zusammenhängendes Netz für den weiträumigen Verkehr. Die Baulast liegt – mit Ausnahme der 

Ortsdurchfahrten in größeren Städten – bei der Bundesrepublik Deutschland (§§ 1 – 3 FStrG). 

 

Landesstraßen 

Landesstraßen bilden mit den Bundesfernstraßen ein Verkehrsnetz, das vorwiegend für den durchge-

henden Verkehr innerhalb des Landes vorgesehen ist (§ 3 Abs. 1 – 2 BbgStrG).   

 

Kreisstraßen 

Kreisstraßen verlaufen vorwiegend überörtlich zwischen benachbarten Kreisen oder innerhalb eines 

Kreises (§ 3 Abs. 1 – 2 BbgStrG). 

 

Gemeindestraßen  

Gemeindestraßen verlaufen vorwiegend innerhalb einer Gemeinde oder zwischen benachbarten Ge-

meinden (§ 3 Abs. 1 – 2 BbgStrG). 

 

Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden 

Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden sind Unfälle, bei denen Personen im Straßenverkehr verletzt 

oder getötet wurden. Die Höhe des entstehenden Sachschadens spielt hierbei keine Rolle (Statistisches Bun-

desamt, 2018).  

 

Unfallkategorien  

Anhand der Unfallkategorien wird die Unfallschwere eines Straßenverkehrsunfalls mit Personenschaden an-

gegeben. Die Einstufung erfolgt nach der schwersten Unfallfolge, unabhängig davon, wie viele Verkehrsbe-

teiligte bei dem Unfall verunglückten. Es wird zwischen „Unfall mit (maximal) Leichtverletzten“, „Unfall mit 

(maximal) Schwerverletzten“ und „Unfall mit (maximal) Todesfolge“ unterschieden.  

 

Verunglückte  

Verunglückte sind diejenigen Personen – inklusive der Mitfahrenden – die bei einem Unfall verletzt oder ge-

tötet wurden. Je nach Unfallfolge werden sie als „Leichtverletzte“, „Schwerverletzte“ oder „Getötete“ einge-

ordnet (Statistisches Bundesamt, 2018). 

 

Leichtverletzte 

Leichtverletzte sind diejenigen Personen, die bei einem Unfall verletzt wurden, jedoch keinen oder nur 

einen kurzen Krankenhausaufenthalt (von unter 24 Stunden) unmittelbar nach dem Unfall benötigt 

haben (Statistisches Bundesamt, 2018). 

 

Schwerverletzte  

Schwerverletzte sind diejenigen Personen, die unmittelbar nach dem Unfall für mindestens 24 Stunden 

zur stationären Behandlung in ein Krankenhaus aufgenommen wurden (Statistisches Bundesamt, 

2018).  

 

Getötete 

Getötete sind diejenigen Personen, die unmittelbar nach dem Unfall (am Unfallort) oder innerhalb von 

30 Tagen nach dem Unfall an den Unfallfolgen verstorben sind (Statistisches Bundesamt, 2018).  
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Anhang  – Beispiele für evaluierte Verkehrssicherheitsmaßnahmen 

Fahrsicherheitsprojekt „Mission Zero“ (Görlitz, Deutschland) 

Intervention  Evaluation 

Ziel  Inhalt  Methodik  Ergebnisse 

Ziele des Projekts:  

 Reduzierung der Anzahl bzw. Schwere der 

Verkehrsunfälle der Maßnahmeteilnehmen-

den 

 Positive Auswirkung auf die Fahrweise der 

Teilnehmenden 

 Bewusstwerdung der Grenzen in Bezug auf 

die Beherrschung des Fahrzeugs durch die 

Teilnehmenden 

 Sichereres und risikobewussteres Verhalten 

im Straßenverkehr der Teilnehmenden 

 Vermittlung von Kenntnissen zum sicheren 

Verhalten im Straßenverkehr 

 

Zielgruppe: 

Junge Fahrende (17 bis 27 Jahre) und Fahranfän-

ger, die sich in der Probezeit befinden  

 Mehrtägiges fahrdynamisches Training auf 

dem Platz des Fahrsicherheitszentrums 

„Car-Pro® Drom“ in Görlitz 

 Umfasst sowohl Theorieeinheiten als auch 

fahrpraktische Übungen in einem Trainings-

fahrzeug, das mit dem „Car-Pro-Tector®“ 

ausgerüstet ist 

 Eingesetzt werden nach den Richtlinien des 

Deutschen Verkehrssicherheitsrates (DVR) 

ausgebildete Fahrsicherheitstrainer  

 

Summative Evaluation  

 

Methodenmix:  

1. Quantitative Befragungen 

(quasiexperimentelles Kontrollgruppendesign 

mit Messwiederholung, Längsschnittdesign 

mit Auswertungsmöglichkeiten im Querschnitt 

und als Panel) 

2. Teilnehmende Beobachtung 

3. Experteninterviews und informelle Gespräche 

mit Teilnehmenden  

4. SWOT-Analyse der Umsetzungsorganisation  

  „Mission Zero“ wird von den eingesetzten 

Trainern teilnehmerorientiert und professio-

nell umgesetzt. 

 Das Fahrsicherheitsprojekt „Mission Zero“ 

vermittelt den Teilnehmenden Kenntnisse 

zum sicheren Verhalten im Straßenverkehr. 

 Inwieweit sich der „Mission Zero“-Besuch auf 

die Unfallhäufigkeit und Unfallschwere der 

teilnehmenden jungen Fahrenden auswirkt, 

lässt sich durch eine Evaluation mittels Teil-

nehmerbefragung nicht feststellen. Einflüsse 

der „Mission Zero“-Teilnahme auf die Ver-

kehrsbewährung der Teilnehmenden (Ver-

warnungen, Bußgelder) lassen sich anhand 

der Befragungsdaten nicht belegen. 

 Der Kursbesuch wirkt sich kurzfristig positiv 

auf die Fahrweise der Teilnehmenden aus. 

Ein langfristiger kausaler Wirksamkeitsnach-

weis kann wegen des Fehlens einer Kontroll-

gruppe nicht geführt werden. 

 Die „Mission Zero“-Teilnehmenden werden 

sich ihrer Grenzen in Bezug auf die Beherr-

schung ihres Fahrzeugs bewusst. Damit ver-

bunden sind jedoch Äußerungen, die auf 

eine Erhöhung der subjektiven Sicherheit 

und das Aufkommen einer Kontrollillusion 

hindeuten. 

Quelle: Funk, W., Roßnagel, T. & Schrauth, B. (2016): Evaluation Fahrsicherheitsprojekt „Mission Zero“. Schlussbericht zum 30. September 2016. Nürnberg: Institut für empirische Soziologie an der Friedrich-Alexander 

Universität Erlangen-Nürnberg. Zugegriffen am 15.11.2018. Verfügbar unter: http://www.lpr.sachsen.de/download/landespraeventionsrat/20170420_Mission-Zero_Evaluation.pdf. 
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Bildungsmaßnahme „Regionalisierte protektive Fahranfängervorbereitung im 21. Jahrhundert“ („Regio-Protect 21“) (Land Brandenburg, Deutschland) 

Intervention  Evaluation 

Ziel  Inhalt  Methodik  Ergebnisse (Auswahl)  

Reduzierung der Fahranfängerunfälle durch: 

 Förderung der Fähigkeiten zur Gefahrener-

kennung und der Gefahrenvermeidung  

 Sensibilisierung für fahranfänger- und ju-

gendspezifische Kompetenzdefizite 

 

Zielgruppe:  

Junge Fahrende, die gerade den Führerschein er-

werben  

Bildungsmaßnahme im Rahmen der obligatori-

schen Fahrausbildung in der Fahrschule 

 Während des Theorieunterrichts werden In-

halte zu fahranfänger- und jugendtypischen 

Kompetenzdefiziten vermittelt sowie die Fä-

higkeit zur Gefahrenerkennung und Gefah-

renvermeidung geschult  

 Gefahrenstrecken werden virtuell „befahren“ 

und hinsichtlich möglicher Gefahren und po-

tentieller Unfallursachen analysiert  

 Die dadurch erworbenen Kenntnisse werden 

im Realverkehr angewendet und vertieft  

Summative Evaluation  

 Standardisierte Befragung der Fahrschulin-

haber und Fahrerlaubnisprüfenden zum Nut-

zungsverhalten und zur Praktikabilität der 

Projektmaterialien (Vollerhebung; Rücklauf-

quote Fahrschulen: 44,0 %; Rücklaufquote 

Fahrerlaubnisprüfung: 100,0 %) 

 Überprüfung der Akzeptanz und Lernwirk-

samkeit des Lernangebots durch quasiexpe-

rimentelles Design: Vergleich der Fahrschü-

ler der Experimentalgruppe (n = 20), welche 

die Materialien in der Fahrschulausbildung 

nutzen mit Fahrschülern der Kontrollgruppe 

(n = 22) hinsichtlich ihres Wissenstands und 

ihrer Fähigkeit zur Gefahrenerkennung zu 

drei Messzeitpunkten (Pre-Test, Post-Test 

und Follow-Up-Test nach 2 bis 3 Wochen)  

 Einschätzung der Sicherheitswirksamkeit 

des Projekts durch retrospektive Unfallana-

lyse: Vergleich der Landkreise, in  denen 

„Regio-Protect 21“ überdurchschnittlich häu-

fig eingesetzt wurde, mit Landkreisen, in de-

nen „Regio-Protect 21“ nicht genutzt wurde  

Akzeptanz des Projekts:  

 38,0 % der Fahrschulinhaber ist das Projekt 

bekannt, 13,0 % Nutzen die Materialien. 

 52,0 % der Fahrerlaubnisprüfenden nutzen 

die Projektmaterialien zur Planung ihrer Prü-

fungsstrecken. 

Lernwirksamkeit des Angebots:  

 Mit dem Projekt ausgebildete Fahrschü-

ler/Fahrschülerinnen erzielen bessere Ergeb-

nisse im Wissenstest und im Gefahrenerken-

nungstest als Fahrschüler/Fahrschülerinnen 

der Kontrollgruppe. 

 Dieser Effekt ist zum Follow-Up-Messzeit-

punkt stabil. 

Unfallgeschehen: 

 In Landkreisen, in denen „Regio-Protect 21“ 

genutzt wurde, zeigt sich eine stetige und 

leicht progressive Abnahme der Unfälle von 

Fahranfängern/Fahranfängerinnen.  

 Auch in Landkreisen, in denen „Regio-Pro-

tect 21“ seltener genutzt wurde, gab es eine 

Abnahme der Unfälle, allerdings in geringe-

rem Ausmaß. 

 Abnahme der fahranfängerspezifischen Ge-

fahrenstrecken um etwa 42 Prozent nach 

Einführung des Projekts, Abnahme ist deutli-

cher in Landkreisen mit häufiger Nutzung 

von „Regio-Protect 21“ 

Quelle: Bredow, B. (2014). Die Zukunft der Gefahrenlehre in der Fahrschulausbildung – Evaluation des pädagogisch-psychologischen Verkehrssicherheitsprojekts „Regio-Protect 21“. Hannover: Degener..  
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Modellprojekt „Baumunfälle in Niedersachsen“ – (Land Niedersachsen, Deutschland) 

Intervention Evaluation  

Ziel  Inhalt  Methodik  Ergebnisse 

„Ziel ist es, Baumunfälle mit Schwerverletzten 

und/oder Getöteten zu verringern. Das Hauptau-

genmerk des Modellprojekts liegt auf der Erpro-

bung von Maßnahmen zur Senkung der Geschwin-

digkeiten. Die Maßnahmen haben appellierenden 

und normativen Charakter. Durch die erhofften Ge-

schwindigkeitsreduzierungen sollen im besten Fall 

die Baumunfälle verhindert, zumindest aber die 

schweren Folgen gemindert werden. Betrachtet 

werden die von der GDV als besonders gefährlich 

eingestuften schmalen Landstraßen.“ 

 

Zielgruppe:  

Kraftfahrzeugführende, altersunspezifisch  

  

 Insgesamt wurden 325 Untersuchungsstre-

cken (Landes- und Kreisstraßen, außerorts) 

mit einer Gesamtlänge von 812 km in sechs 

niedersächsischen Modelllandkreisen  aus-

gewählt. 

 In Abhängigkeit von der Fahrbahnbreite 

wurde auf allen entsprechenden Strecken 

die zulässige Höchstgeschwindigkeit auf 70 

km/h bzw. 80 km/h beschränkt. 

 Ein Piktogramm als Zusatzschild „Baumun-

fall“ wurde zur Verdeutlichung des Beschrän-

kungsgrundes installiert. 

 Auf einem Teil der Strecken wurden Dialog-

displays und Plakate eingesetzt, die über ein 

lachendes oder trauriges Gesicht anzeigen, 

ob die Höchstgeschwindigkeit eingehalten 

wird. 

 Begleitet wurde der Modellversuch von einer 

umfangreichen Öffentlichkeitsarbeit. 

 Eine Plakat-Aktion zielte auf die Bewusstma-

chung des Risikos von Baumunfällen ab. 

 

Summative Evaluation  

 Wirksamkeitsüberprüfung der zulässigen 

Höchstgeschwindigkeit erfolgte über Ge-

schwindigkeitsmessungen mit Leitpfostenz-

ählgeräten (Seitenradar) 

 Zur Bewertung der Maßnahmen wurden Ver-

gleichsdaten aus Messungen der real gefah-

renen Geschwindigkeiten mittels Leitpfosten-

zählgeräten (Seitenradar), Geschwindigkeits-

überwachungen durch Polizei und Kreise so-

wie Unfallauswertungen herangezogen. 

 Dialogdisplays wirken vor allem bei Fahrzeu-

gen mit zu hohen Geschwindigkeiten ge-

schwindigkeitsdämpfend. 

 Die Beschränkung der zulässigen Geschwin-

digkeit auf 70 km/h bzw. 80 km/h führt im 

Vergleich zur zulässigen Geschwindigkeit 

von 100 km/h zu einer Absenkung des Ge-

schwindigkeitsniveaus. 

 Die Begrenzung der zulässigen Höchstge-

schwindigkeit auf 70 km/h bzw. 80 km/h führt 

nicht zwangsläufig zu einer Geschwindig-

keitsreduzierung, welche die Unfallschwere 

deutlich verringert. Auf 14 Messstellen ver-

bessert sich die Unfallsituation, auf 8 Mess-

stellen bleibt sie unverändert und auf 9 

Messstellen fällt die Unfallsituation trotz Ge-

schwindigkeitsreduktion ungünstiger aus 

(kein einheitlicher Trend). 

 Generell bewirkt das durch die Maßnahmen 

bedingte niedrigere Geschwindigkeitsniveau 

eine Reduzierung der Unfallschwere. Aller-

dings ließ sich kein direkter Zusammenhang 

zwischen dem stärkeren Unfallrückgang auf 

den Untersuchungsstrecken und den dort 

angeordneten Maßnahmen nachweisen. Da 

auf einigen Untersuchungsstrecken trotz Ge-

schwindigkeitsbeschränkung die Anzahl der 

Unfallbeteiligten gestiegen ist. 

Quelle: SSP Consult, Beratende Ingenieure GmbH (2017). Baumunfälle in Niedersachsen, Modellprojekt zur Erhöhung der Verkehrssicherheit. Schlussbericht 20.11.2017. Zugegriffen am 15.11.2018. Verfügbar unter: 

https://www.mw.niedersachsen.de/download/132395/Baumunfaelle_in_NI_Abschlussbericht.pdf..  
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Kampagne „Runter vom Gas!“ (2011/2012) sowie der Folgekampagne (2013/2014) (Deutschland) 

Intervention Evaluation  

Ziel  Inhalt  Methodik  Ergebnisse (Auswahl)  

Senkung der Unfallzahlen auf deutschen Straßen 

sowie der Anzahl von Personen, die durch Ver-

kehrsunfälle Verletzungen erleiden oder ums Le-

ben kommen 

 

Der Grundgedanke: Mit einer emotionalen und po-

sitiven Ansprache soll „Runter vom Gas!“ alle Ver-

kehrsteilnehmenden für die Gefahren im Straßen-

verkehr sensibilisieren. „Runter vom Gas!“ soll 

dazu beitragen, das im nationalen Verkehrssicher-

heitsprogramm 2011 festgelegte Ziel von 40 Pro-

zent weniger Todesopfern bis 2020 zu erreichen.  

 

Zielgruppe:  

Kraftfahrzeugführende, altersunspezifisch  

 

 

 Plakatmotive an Autobahnen (bundesweit)  

2011/2012: 

 Alltagssettings, die als geschriebene Bot-

schaft von „relevant others“ (Partner/in, Kind, 

Freund/in) auf Klebezetteln dargestellt wur-

den 

 Explizite, Unfallrisiken senkende Verhaltens-

weisen verknüpft mit dem impliziten Hinweis 

von Personen im eigenen Umfeld (z. B. 

„Fahr nicht so schnell“) 

2013/2014:  

 Motivserie „Lebensretter“: ermahnender 

Charakter; implizit werden die negativen Fol-

gen des riskanten Fahrverhaltens aufgezeigt 

(z. B. Ärztin und Spruch „Lass die Finger 

vom Handy“) 

 Motivserie „Scheinbar schöne Welt“: sprach-

lich deutlich expliziter werden die negativen 

Konsequenzen eines riskanten Fahrstils dar-

gestellt und auf die soziale Verantwortung 

des Fahrenden verwiesen (z. B. „Einer rast – 

vier sterben“) 

 Kommunikationsinhalte und Strategie wur-

den gegenüber der vergangenen Kampag-

nenwelle in Richtung Rückorientierung zur 

Strategie des Furchtappells angepasst (per-

suasionsstrategische Ausrichtung der Kam-

pagne) 

Prozessevaluation (über 13 Monate)  

 

Durchführung einer Medienresonanzanalyse der 

Kampagnenfortsetzung (systematische quantita-

tive Inhaltsanalyse des Mediensample) sowie einer 

repräsentativen Bevölkerungsumfrage zur Be-

kanntheit der Kampagne und zum Problembe-

wusstsein der Bevölkerung. 

 

Über die Bevölkerungsumfrage sollte die Reso-

nanz (Bekanntheit und Bewertung des Kampag-

nenguts) in der Gesamtbevölkerung sowie bei jun-

gen Fahrenden als herausgehobener Risiko-

gruppe, als zentrale Gradmesser für das Erreichen 

der strategischen Ziele der Kampagne, ermittelt 

werden (Problembewusstsein, Wissen und Einstel-

lungen der Verkehrsteilnehmenden und ihres sozi-

alen Umfelds in Bezug auf die Sicherheitsthema-

tik). 

 

2011/2012: 

 Zufriedenstellender Erfolg hinsichtlich der 

zentralen Kommunikationsziele „Reichweite“ 

und „Akzeptanz“ 

 Gute Medienresonanz, aber (im Vergleich zu 

früheren Kampagnen) deutlich geringere Me-

dienaufmerksamkeit 

 Bekanntheit von Slogan und Kampagnenmo-

tiven entwickeln sich vergleichbar mit frühe-

ren Wellen 

 Die neue Argumentationsstrategie scheint 

schwieriger verständlich  

2013/2014: 

 Explizite Botschaften erreichen höhere Auf-

merksamkeit und Erinnerung 

 Programm wird von der Zielgruppe „Jugend-

liche im Alter von 15 bis 18 Jahren“ sehr gut 

angenommen. 

 Risikogruppe der jungen Fahrenden bewer-

tet die Motivserie „Lebensretter" deutlich un-

günstiger. Der mahnende und autonomie-

einschränkende Charakter spricht insbeson-

dere junge männliche Fahrer weder emotio-

nal noch rational an und zieht eine ungüns-

tige Voraussetzung für eine persuasive Wir-

kung nach sich. 

 Mit hoher Wahrscheinlichkeit wird das Ziel, 

die unerwünschten Verhaltensweisen Ju-

gendlicher zu reduzieren, nicht erreicht. 

Quelle: Klimmt, C., Maurer, M. & Baumann, E. (2014). Prozessevaluation der Kampagnenfortsetzung 2011–2012 „Runter vom Gas!“. Berichte der Bundesanstalt für Straßenwesen – Mensch und Sicherheit. Heft M246. 

Zugegriffen am 15.11.2018. Verfügbar unter: https://bast.opus.hbz-nrw.de/opus45-bast/frontdoor/deliver/index/docId/743/file/BASt_M_246_barrierefreies_Internet_PDF.pdf. 
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Präventionsprogramm „P.A.R.T.Y“ (100 Standorte in 5 Ländern, u. a. Deutschland; ursprünglich: Kanada) 

Intervention Evaluation  

Ziel  Inhalt  Methodik  Ergebnisse 

Zielgruppe soll für die Folgen von Risikoverhaltens-

weisen im Straßenverkehr sensibilisiert werden. 

Unfallbedingte Verletzungen und Todesfälle bei Ju-

gendlichen sollen reduziert werden.  

 

Zielgruppe:  

Jugendliche im Alter zwischen 15 und 18 Jahren  

 Einen P.A.R.T.Y. (Prevent Alcohol and Risk-

Related Trauma in Youth)-Tag verbringen 

Schulklassen in einer Unfallklinik und erle-

ben die Stationen (Rettungswagen, Not-

fallambulanz/Schockraum, Intensivstation, 

Normalstation, Physiotherapie), die ein 

Schwerverletzter in der Klinik durchläuft. 

 Begleitet werden sie von einem Kranken-

hausmitarbeitenden aus dem medizinischen 

oder pflegerischen Dienst. 

 Dazu hören die Teilnehmenden jeweils zwei 

30-minütige Vorträge eines/-r Traumachirur-

gen/Traumachirurgin und eines/-r Polizis-

ten/Polizistin (Prävention) und führen ein 20-

minütiges Gespräch mit einem/-r ehemaligen 

Traumapatienten/-patientin. Zudem findet 

eine Abschlussreflexion statt. 

 Durchgeführt wird das Programm an der 

Akademie der Unfallchirurgie GmbH (seit 

2012) in Kooperation mit 38 weiteren Unfall-

kliniken. 

 

Quasiexperimentelle Längsschnittstudie mit drei 

Befragungszeitpunkten  

 19 P.A.R.T.Y.-Tage in sieben Unfallkliniken  

 Versuchsgruppe: 19 Schulklassen, Kontroll-

gruppe: 11 Parallelgruppen 

 908 Schüler (davon 574 zu allen drei Mess-

zeitpunkten) 

 Durchschnittsalter 16 Jahre (50 % Mädchen / 

50 % Jungen) 

 

Im Rahmen der Auswertung wurden die Effekte der 

einzelnen Veranstaltungstage auf die Einstellung 

und das selbstberichtete Verhalten der Jugendli-

chen berechnet und anschließen mittels Metaana-

lyse zu mittleren Effektstärken verrechnet.  

 

 

 Das Programm wird von der Zielgruppe sehr 

gut angenommen.  

 Es zeigen sich kurzfristige statistisch signifi-

kante Effekte (in geringem Maße). Vier bis 

fünf Monate nach Programmteilnahme sind 

weder statistisch signifikante Effekte auf 

selbstberichtetes verkehrsbezogenes Verhal-

ten noch auf psychosoziale Faktoren (z. B. 

Selbstwirksamkeit) zu verzeichnen. 

 Mit hoher Wahrscheinlichkeit wird das Ziel, 

die unerwünschten Verhaltensweisen Ju-

gendlicher im Verkehr zu reduzieren, nicht 

erreicht. Als Grund werden dem Programm 

zugrundeliegende Annahmen zur Wirkungs-

weise (Furchtappell) vermutet. Für langfris-

tige Verhaltensänderungen in Richtung weni-

ger riskanten Verhaltens bedarf es einer kog-

nitiven Verarbeitung, insbesondere der Über-

tragung in umsetzbare Handlungsalternati-

ven. 

 Die Evaluation des selbstberichteten ver-

kehrsbezogenen Verhaltens lässt nur be-

dingt Rückschlüsse auf tatsächliche Verhal-

tensänderungen zu. 

Quelle: Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft e.V. Unfallforschung der Versicherer (2018). Evaluation des Unfallpräventionsprogrammes P.A.R.T.Y. Unfallforschung kompakt, Nr. 83. Zugegriffen am 

20.11.2018. Verfügbar unter: https://udv.de/download/file/fid/10947. 

Köhler, M., Schlattmann, M., Bamberg, S., Kröling, S. & Gehlert, T. (2018). Evaluation des Unfallpräventionsprogrammes P.A.R.T.Y. Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V., Forschungs-

bericht Nr. 53. Zugegriffen am 20.11.2018. Verfügbar unter: https://udv.de/de/publikationen/forschungsberichte/evaluation-des-unfallpraeventionsprogrammes-party. 
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Trainingsprogramm „PROFILER – Fahren wie die Profis“ (Deutschland) 

Intervention Evaluation  

Ziel  Inhalt  Methodik  Ergebnisse 

 Reflexion der eigenen risikoförderlichen und 
auch -reduzierenden Einstellungen und Ver-
haltensweisen 

 Förderung der Regulierung von Emotionen 
(z. B. Aggressionsminderung) 

 Stärkung der Empathiefähigkeit (differen-
zierte Wahrnehmung und Interpretation des 
Verhaltens anderer Verkehrsteilnehmer) 

 Training sozialer Kompetenzen 

 Frühzeitiges Erkennen von riskanten Ver-
kehrssituationen  

 Coaching zielt insgesamt auf eine Verände-
rung risikoträchtiger Einstellungen und Ver-
haltensweisen bei jungen Pkw-Fahrenden ab 

 

Zielgruppe:  

Junge Fahrende (ohne Altersangabe)  

 

Dreistufiges Coachingprogramm, bestehend aus 

Profiler-Diagnose, Gruppencoaching und Feed-

backfahrt 

 

1. Diagnosefragebogen (basiert auf dem Diag-

noseverfahren DNLA „The Discovery of Na-

tural Latent Abilities“) ausgefüllt und auf Ba-

sis der Ergebnisse einem Risikotyp zugeord-

net 

2. Gruppencoaching 

3. Nach der zweiten Coachingsitzung unterneh-

men die Teilnehmenden eine einstündige 

Feedbackfahrt, nach der sie eine differen-

zierte Rückmeldung zum Fahrverhalten und 

Hinweise zu möglichen Risiken und alternati-

ven Fahrweisen erhalten. 

 

 Programm wird seit 2008 in Kooperation mit 

dem Bildungszentrum energie GmbH (bze) 

in Halle durchgeführt und ist fester Bestand-

teil des Ausbildungskonzepts (Auszubil-

dende des gewerblich-technischen und kauf-

männischen Bereichs). 

 

Summative Evaluation: 

 Pre-Test-Post-Test-Kontrollgruppendesign  

 Kontrollgruppe: Auszubildende einer Berufs-

schule in der Stadt Halle, die der Experimen-

talgruppe ähneln hinsichtlich: Bildungshinter-

grund, Alter und Geschlecht 

 

Prozessevaluation: 

 Multimethodales Vorgehen 

 Datenerfassungen zu mehreren Zeitpunkten 

über Fragebögen, leitfadengestützte Inter-

views, Gruppendiskussion, teilnehmende Be-

obachtung 

 Inhaltsanalytische Auswertung von Arbeitser-

gebnissen der Coachingsitzungen 

Summative Evaluation: 

 Für wenige der Dimensionen des DNLA lässt 

sich eine Wirkung des Coachingprogramms 

nachweisen. 

 Durch das Programm können fahrverhaltens-

relevante Einstellungen und soziale Kompe-

tenzen verbessert werden, wobei vor allem 

Risikofahrer davon profitieren. Personen 

ohne Risiko blieben stabil. 

 Wirkungen im Hinblick auf das Kriterium 

„Fahrverhalten“ lassen sich nur für wenige 

Parameter feststellen und die Effekte sind 

nur in wenigen Fällen signifikant. 

Formative Evaluation: 

 Die meisten Teilnehmenden werden zu einer 

Reflexion (Einstellungen, soziale Kompeten-

zen, Fahrverhalten) angeregt. 

 Bei einem großen Anteil erzeugt das Pro-

gramm die Motivation, das eigene Fahrver-

halten zu verändern (teilweise: ca. drei Vier-

tel der Teilnehmenden, in stärkerem Aus-

maß: 40,0 Prozent der Teilnehmenden). 

 Als besonders wirksam in Bezug auf die 

Selbstreflexion und Motivation zur Verhal-

tensänderung erwies sich die Feedbackfahrt. 

 Hinweise auf einen Einfluss des Alters auf 

die Wirksamkeit des Programms (stärkere 

Reflexions- und Motivationswirkung bei jün-

geren Teilnehmenden als bei älteren) 

Quelle: Schumacher, L. & Remdisch, S. (2012). Wissenschaftliche Evaluation des Trainingsprogramms „PROFILER – Fahren wie die Profis“ – Abschlussbericht Januar 2012. Zugegriffen am 20.11.2018. Verfügbar 

unter: http://www.junges-fahren.de/html/profiler/profiler_evaluationsbericht.pdf.. 
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Aktion „BOB“  (Mittelhessen, Deutschland; ursprünglich: Belgien) 

Intervention Evaluation  

Ziel  Inhalt  Methodik  Ergebnisse 

 Reduzierung schwerer Verkehrsunfälle (Un-

fälle mit Personenschaden); insbesondere 

unter dem Einfluss von Alkohol 

 

Zielgruppe:  

Junge Fahrende bis zu einem Alter von 25 Jahren 

 Aktion gegen Alkohol im Straßenverkehr 

(stammt ursprünglich aus Belgien, wo sie 

seit 1995 existiert und sehr erfolgreich läuft) 

 BOB ist der Name derjenigen Person einer 

Gruppe, die nach Absprache keinen Alkohol 

trinkt und sich und ihre Mitfahrenden sicher 

nach Hause bringt. 

 BOB dokumentiert diese Verantwortungs-

übernahme nach außen, indem er/sie sich 

mit einem gelben BOB-Schlüsselanhänger 

zu erkennen gibt. 

 In teilnehmenden Gaststätten, Kneipen und 

Diskotheken erhält BOB dafür ein alkohol-

freies Getränk gratis.  

 

Summative Evaluation  

 

 Analyse der Unfallzahlen der Jahre 2006 bis 

2011 (Entwicklung im zeitlichen Verlauf, Ver-

gleich von Landkreisen in Mittelhessen mit 

und ohne Aktion)  

 Befragungen zum Stand und den Perspekti-

ven der Aktion (n = 2131) 

 Kurzevaluation der Programmhomepage 

Unfallzahlen:  

 Reduzierung der Unfälle unter Alkoholein-

fluss in den Regionen, in denen BOB-Aktion 

durchgeführt wird, nicht aber in Regionen, in 

denen BOB-Aktion nicht durchgeführt wird  

Befragung:  

 Die Aktion BOB ist gut bekannt (Gießen: 

62,0 % der Befragten; 18 – 24 Jährige mit 

Führerschein und Pkw: 70,0 %; Studierende: 

53,0 %  Nachholbedarf) und verbreitet und 

trägt damit möglicherweise zur Verbesse-

rung der Verkehrssicherheit in Mittelhessen 

bei. 

 Bewertung der Aktion von der aktuellen und 

zukünftigen Zielgruppe fällt positiv aus. Gute 

Bewertungen kommen vor allem aus der Al-

tersgruppe der 14- bis 17-Jährigen. 

Homepagenutzung:  

 Wird hauptsächlich von anderen Interessier-

ten besucht, die nicht der Zielgruppe ange-

hören 

Quelle: Röser, F., Hamburger, K. & Knauff, M. (2012). Evaluation der Aktion BOB: Befragungen und statistische Analyse – Abschlussbericht 22. Juni 2012. Justus-Liebig-Universität Gießen. Zugegriffen am 20.11.2018. 

Verfügbar unter: http://www.aktion-bob.de/pdf/evaluation-bob/2012_07_06_Abschlussbericht_Aktion-BOB_Uni-Giessen.pdf. 
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Kampagne „Slow down – take it easy“ (Schweiz) 

Intervention Evaluation  

Ziel  Inhalt  Methodik  Ergebnisse 

 Sensibilisierung der Zielgruppe für eine an-

gepasste Geschwindigkeit  

 

Die inhaltlichen Vorgaben des FVS für die Kam-

pagne umfassten drei Punkte: 

A) Die Bedeutung von „angepasster Geschwin-

digkeit“ sind bekannt, 

B) die Auswirkungen von nicht angepasster Ge-

schwindigkeit (höhere Geschwindigkeit führt 

zu schlimmeren Unfallfolgen) sind bekannt, 

und 

C) die persönlichen Sicherheitsvorkehrungen 

(Reduzierung des Unfallrisikos durch Redu-

zierung der Geschwindigkeit) sind bekannt. 

 

Zielgruppe:  

Junge Fahrende zwischen 18 und 30 Jahren sowie 

Motorradfahrende  

 Engel Franky Slow Down motiviert junge 

Pkw- und Motorradfahrende aller Altersgrup-

pen, die Geschwindigkeit den Straßen-, Ver-

kehrs- und Sichtverhältnissen sowie den ei-

genen Fähigkeiten anzupassen. 

 Der Engel und seine Band „Da Sign & The 

Opposite“ halten mit ihrem „Slow down“-

Song Pkw- und Motorradfahrende dazu an, 

einen Gang runter zu schalten. Komponiert 

wurde der Song vom Hitproduzenten Roman 

Camenzind. TV-Spots und Plakate werden 

ergänzt durch eine gezielte Online-Strategie. 

 Verfolgt wird ein positiver emotionaler Zu-

gang zum Thema: Es etwas langsamer an-

zugehen, macht Spaß und ist cool. 

Summative Evaluation  

 

Telefon- und Online-Umfrage zu mehreren Zeit-

punkten  

 Durchführung einer repräsentativen Telefon-

umfrage vor Kampagnenstart (Herbst 2009) 

in allen drei Sprachregionen der Schweiz 

(T1, ca. 1.000 Personen) 

 Durchführung einer Online-Befragung von 

etwa 2.000 Personen aus der Kernziel-

gruppe in allen drei Sprachregionen der 

Schweiz 

 Weitere repräsentative Telefonbefragungen 

nach der zweiten sowie nach den weiteren 

Wellen (2010, 2011 und 2012; T2, T3, T4, T5 

und T6)  

 Wiederholung der Online-Befragung nach 

der dritten, fünften und siebten Kampagnen-

welle im Herbst/Winter 2010, 2011 und 2012 

(O2, O3 und O4) 

 Der Zusammenhang zwischen „angepasster 

Geschwindigkeit“ und Verkehrssicherheit 

wird klar erkannt bzw. war den Befragten be-

reits vor der Kampagne bewusst. Der Spiel-

raum für eine mögliche Kampagnenwirkung 

war dementsprechend gering. 

 Durch die Abfrage (telefonisch und online) 

konnte für die Kampagne im Winter 2011 die 

höchste Reichweite von 83 % bei der Ge-

samtbevölkerung festgestellt werden. 

 

Quelle: Friemel, T. & Bonfadelli, H. (2013). Evaluation der Geschwindigkeitskampagne – Schlussbericht der Kampagnen-Evaluation 2009-2013. Universität Zürich. Zugegriffen am 03.12.2018. Verfügbar unter: 

https://www.fvs.ch/fileadmin/webmaster/publikationen/forschungsberichte/Schlussbericht__Geschwindigkeitskampagne__2009-2012.pdf. 
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Programm „CarFit program“ (USA) 

Intervention Evaluation  

Ziel  Inhalt  Methodik  Ergebnisse 

Erhöhung des Komforts, der Sicherheit und der 

Passung im Fahrzeug älterer Menschen, da diese 

aufgrund ihrer Gebrechlichkeit bei Unfällen häufi-

ger getötet werden bzw. schwere Verletzungen da-

vontragen. 

 

Zielgruppe:  

Ältere Erwachsene (ohne Altersangabe)  

CarFit ist ein kostenfreies Verkehrssicherheitspro-

gramm, das älteren Erwachsenen die Möglichkeit 

bietet, zu überprüfen, ob ihre Fahrzeuge richtig auf 

sie eingestellt sind. In einer Unterweisung erhalten 

ältere Fahrende Empfehlungen zu Einstellungen in 

ihrem Fahrzeug (z. B. Spiegel-, Lenkradeinstel-

lung), die den Komfort, die Sicherheit und die Pas-

sung erhöhen. 

Das Programm bietet zudem Informationen und 

Materialien zu gemeinschaftsspezifischen Res-

sourcen, die die Fahrersicherheit erhöhen und/oder 

ihre Mobilität in der Gemeinschaft begünstigen. 

 

 Befragung zufällig ausgewählter Personen, 

die in Altersgemeinschaft leben (n = 727) zur 

Fahrtätigkeit.  

 Quasiexperiment mit Vergleichsgruppe: zu-

fällige Zuordnung der Zielpersonen (n = 195) 

in Teilnehmende an CarFit-Intervention (n 

= 83, Ø Alter = 78,1 Jahre) oder in Ver-

gleichsgruppe (n = 112, Ø Alter = 79,6 

Jahre) 

 Post-Test 6 Monate nach CarFit-Training der 

Teilnehmenden zur Fahrtüchtigkeit und Car-

Fit-Empfehlungen 

 Ablehnende Fahrer waren im Durchschnitt 

älter und beteiligten sich an weniger Fahrak-

tivitäten. Die CarFit-Beteiligung war moderat  

(71,0 %). 

 Insgesamt 86,0 % der Teilnehmenden erhiel-

ten Empfehlungen. Diesen folgten 60,0 % 

auch noch sechs Monate nach der Pro-

grammteilnahme. 

 Die CarFit-Gruppe (67,6 %) und die Ver-

gleichsgruppe (59,3 %) berichteten im Rah-

men der Baseline-Messung von mindestens 

einer Kontrollmaßnahme. Sechs Monate 

später war keine signifikante Veränderung im 

Fahrverhalten nachweisbar. 

 Einige der CarFit-Fahrenden wurden offen-

sichtlich für fahrbedingte Risikofaktoren sen-

sibilisiert. CarFit sollte noch stärker auf die 

Einhaltung von Empfehlungen abzielen. 

Quelle: Gaines, J.M., Burke, K. L. Marx, K. A., Wagner, M. & Parrish J. M. (2011). Enhancing older driver safety: A driving survey and evaluation of the CarFit program. Journal of Safety Research, 42(5), 351-358. 

Zugegriffen am 04.12.2018. Verfügbar unter: https://linkinghub.elsevier.com/retrieve/pii/S0022437511000909.  

  

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/?term=Burke%20KL%5BAuthor%5D&cauthor=true&cauthor_uid=22093569
https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/?term=Wagner%20M%5BAuthor%5D&cauthor=true&cauthor_uid=22093569
https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/?term=Parrish%20JM%5BAuthor%5D&cauthor=true&cauthor_uid=22093569
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Evaluationsstudie „Trainierbarkeit der Fahrkompetenz älterer Kraftfahrer im Realverkehr“ (Dortmund, Deutschland) 

Intervention  Evaluation 

Ziel  Inhalt  Methodik  Ergebnisse 

Ziele des Projekts:  

 Trainieren älterer Fahrender anhand schwie-

riger Fahraufgaben im Realverkehr 

 Nachhaltige Verbesserung der Fahrkompe-

tenz 

 Erhalt der Mobilität der Fahrenden 

 

Zielgruppe: 

Ältere Fahrende (+70 Jahre) 

 46 ältere Fahrende (Trainingsgruppe): erhiel-

ten Feedback im Rahmen von 4 Testfahrten 

und zusätzlich 15-stündiges Fahrtraining auf 

Referenzstrecken mit bestimmten Fahrauf-

gaben (Feedback + Training) 

 46 ältere Fahrende (Nur-Feedbackgruppe 

bzw. Kontrollgruppe):  erhielten Feedback im 

Rahmen von 4 Testfahrten 

 28 Fahrende mittleren Alters (Referenz-

gruppe): einmalige Fahrt zur Ermittlung der 

Baseline der Fahrkompetenz 

Summative Evaluation  

 

5. Vorher-Nachher-Vergleich / Kontrollgruppen-

vergleich 

6. Standardisiertes Beurteilungsverfahren (Trip-

Protokoll „Tetstride for investigating Practical 

fitness to drive“) 

 Nachhaltige Verbesserung der Fahrkompe-

tenz der Trainingsgruppe (auch nach 12 Mo-

naten noch stabil) 

 Trainingsgruppe erreichte das Leistungsni-

veau der Referenzgruppe der Fahrenden 

mittleren Alters 

 Schwächere Fahrende profitierten vom Fahr-

training am stärksten  

 Ein einfaches Feedback erhöhte ebenfalls 

deutlich und zeitlich stabil die Fahrkompe-

tenz (Nur-Feedbackgruppe); schwächere 

Fahrende erreichten jedoch nicht das Niveau 

der Referenzgruppe 

Quelle: Poschadel, S., Boenke, D., Blöbaum, A. & Rabczinski, S. (2012). Ältere Autofahrer: Erhalt, Verbesserung und Verlängerung der Fahrkompetenz durch Training. Eine Evaluation im Realverkehr. Köln: TÜV 

Media GmbH. 

 

  



 

 


